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VORWORT. 

Diese Arbeit versucht die Geschichte der Gewerbe- 
politik insbesondere der Gewerbegesetzgebung Russlands 
in der Zeit von Peter dem Grossen bis zum Regierungs- 
antritt der Kaiserin Katharina II. darzustellen. Sie um- 
fasst die erste Periode Russischer Gewerbepolitik. Denn 
von einer Gewerbepolitik Russlands kann man eigentlich 
erst seit Peter dem Grossen sprechen. Es kommen zwar 
auch schon vorher einzelne gesetzliche Bestimmungen und 
andere obrigkeitliche Massregeln in Bezug auf gewerb- 
liche Verhältnisse vor, aber es wurde keine Politik ge- 
trieben, welche, von allgemeinen und bestimmten Grund- 
sätzen ausgehend, als Zweck und Ziel die Förderung des 
Russischen Gewerbewesens hatte und es wurden keine 
Gesetze erlassen, welche das Gewerbewesen des Landes 
regelten. Beides geschah erst seit Peter dem Grossen. 
Die Gewerbepolitik in dem vorerwähnten, hier behandelten 
Zeitraum kann im Allgemeinen als eine merkantilistische 
bezeichnet werden. Unter Katharina II. änderte sich 
dieselbe und beginnt eine neue Periode. 

Die Geschichte jener Gewerbepolitik ist als solche 
noch nicht Gegenstand einer besondern Darstellung ge- 
wesen und überhaupt erst verhältnissmässig wenig unter- 
sucht worden. Wohl behandeln allgemeine Werke über 



Digitized by 



Google 



VI Vorwort. 

die Geschichte Russlands oder über die Russische Wirth- 
schaftsgeschichte ^) auch diese Geschichte und einzelne 
Theile resp. Seiten derselben sind auch durch verdienst- 
liche Specialuntersuchungen klar gelegt worden, aber es 
gibt doch weder in der Russischen noch in der AusULn- 
dischen Literatur eine auch nur annähernd erschöpfende 
oder genügende Darstellung derselben. Selbst das werth- 
volle Quellenmaterial, welches darüber in der grossen 
»vollständigen Gesetzsammlung des russischen Reichesc 
(Polnoe Sobranje zakonow rossijskoj Imperii 1830. Bd. 



1) Von diesen sind insbesondere zu erwähnen: Ssolowjeff, 
Geschichte des russ. Reiches. Moskau 1831—1879. — Karamsin, 
Geschichte des russ. Reiches, 2. Auflage. Petersburg 1842. — Ari- 
sto w, Industrie des alten Russlands. Petersburg 1866. — Nisse- 
lowitsch, Geschichte der Fabrikgesetzgebung des russ. Reiches 
B. I. Petersburg 1883 (dem Verfasser erst bekannt geworden, als 
diese Arbeit schon im Wesentlichen fertig war). — Ivanow, 
Geschichte der Verwaltung der Manufacturindustrie in Russland 
(Zeitschrift des Ministeriums des Innern 1884). — Semenow, Stu- 
dium über die Gesch. des russ. auswärtigen Handels und der In- 
dustrie seit XVII. Jahrh. bis 1858. Petersburg 1859. — Korssak, 
üeber die Formen der Industrie im Allgem. in Westeuropa und in 
Russland. Moskau 1861. ~ Matthäi, Industrie Russlands B. I. 
(S. 14—20). Leipzig 1872. — Storch, Historisch-statistisches Ge- 
mälde des russ. Reiches am Ende des 18. Jahrh. I. — IV. Riga 1797. 
— Ermann *s Archiv für wissenschaftliche Kunde von Russ- 
land, 3. Band. Berlin 1843. — Schnitzler, L*empire des Tsars, 
4. Band. Paris 1869. — D i t j a t i n , Organisation und Verwal- 
tung der Städte in Russland, Bd. I. Petersburg 1876. — Schwa- 
ne nbach, Die russ. Städteordnung vom 16. Juni 1870. Russ. 
Revue, Band IV. (S. 247— 250). — Eichelmann, Die russ. 
Städteverfassung im XVIII. Jahrh. Russ. Revue Bd. XVII. (S. 477 
— 523). — Tolstoj, Geschichte der Finanzeinrichtungen in 
Russland seit Gründung des russ. Reiches bis zum Tode Katha' 
rinas IL Petersburg 1848. Vgl. ferner die Lit, S. 1 Anm. 1. 
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Vorwort. VII 

III — XV) *) enthalten ist, wurde erst zu einem Theil 
benutzt. 

Die Aufgabe, welche der Verfasser sich stellte, war, 
unter Berücksichtigung der bisherigen Forschungen ins- 
besondere dies urkundliche Material zu bearbeiten und an 
der Hand desselben die Entwicklung der Gewerbepolitik 
in jenem Zeitraum zu verfolgen. Da der Verfasser das 
gesammte Material der Gesetzsammlung, soweit es das 
Gewerbewesen betrifft, heraussuchte und verwerthete, ent- 
hält seine Arbeit u. a. auch eine Reihe neuer, in der 
bisherigen Literatur nicht berücksichtigter Thatsachen. 
Leider ist dies Material , da es im wesentlichen nur in 
den gesetzlichen Bestimmungen besteht, auch nur lücken- 
haft, namentlich für die Zeit nach Peter dem Grossen, 
und eine erschöpfende Darstellung jener Geschichte auf 
Grund desselben nicht möglich. Eine solche könnte nur 
in Bussland selbst unter Benützung des in den Staats- 
archiven noch vorhandenen, bisher unedirten Materials 
hergestellt werden. Der Verfasser, der seine Untersuch- 
ungen in Tübingen anstellte , musste sich auf jenes Ma- 
terial beschränken. Mit Rücksicht hierauf und weil die 
vorliegende Arbeit eine Erstlingsarbeit ist, der Verfasser 
überdies nicht in seiner Muttersprache sondern in einer 
ihm fremden Sprache schrieb, glaubt er, sowohl was den 
Inhalt als was die Form derselben angeht, auf eine nach- 
sichtige Beurtheilung rechnen zu dürfen. 

Die Abhandlung wurde als Inauguraldissertation der 



1) In den Anmerkungen der vorstehenden Arbeit sind die 
Ükase des Kaisers mit E.Ü., die des Senats mit S.U., die anderer 
Gollegien (Berg-, Manufactur- etc. Gollegien) mit B.ü. resp. M.U. 
etc. bezeichnet. 
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VIII Vorwort. 

hohen staatswissenschaftlichen Facultät der Universität 
Tübingen vorgelegt nnd von dieser als solche angenommen. 
Der Verfasser fühlt sich noch gedrungen, auch an 
dieser Stelle seinen besonderen Dank seinem hochverehrten 
Lehrer Herrn Professor Dr. von Schönberg auszu- 
sprechen, auf dessen Anregung diese Arbeit entstand und 
unter dessen Leitung sie ausgeführt wurde. 
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Peter I. der Grosse (1682—1725)1). 

1. Die Wirthschaftspolitik im Allgemeinen. 

Als Peter I. zur Regierung gelangte, war Russland 
noch ein Staat, der in allen Verhältnissen des Volks- 
lebens, den politischen, wirthschaftlichen und kulturellen 
um viele Jahrhunderte hinter andern europäischen Staaten 
zurückstand. Peter I. führte Volk und Staat auf die 
Bahn westeuropäischer Kultur und westeuropäischen Staats- 
wesens , unter ihm und durch ihn stieg Russland von der 



1) Ausser der in der Einleitung erwähnten Werke, vgl. noch : 
Stieda, Peter der Grosse als Merkantilist. Russ. Revue B. IV. 
(S. 193—246). — Derselbe, Die Entwicklung der russ. Gewerbe- 
verfassung (Abh. in NordischerRundschau Bd. I. Heft 5 , S. 479 
bis 490). — Brückner, Peter der Grosse, Berlin 1879. — E. Pelz, 
Geschiebte Peters des Grossen, Leipzig 1818. — Brückner, Ivan 
Possoschkow, Ideen und Zustände in Russland zur Zeit Peters des 
Grossen, Leipzig 1878. — Russland unter Peter d. Grossen. Nach 
den handschriftlichen Berichten Vockerodts und Otto Pleyers (zeit- 
genössische Berichte zur Geschichte Russlands herausgegeben von 
E. Hermann), Leipzig 1872. — Nisselowitsch, Geschichte 
der russ. Fabrikgesetzgebung |Bd. I. Cap. II. S. 17—46. — M a t - 
thäi, Industrie Russlands Bd. L S. 17—20. — Schnitzler, 
L'empire des Tsars Bd. 4. S. 464—469. — Semenow, Ueber die 
Geschichte des russ. auswärtigen Handels und der Industrie seit 
XVII. Jahrh. bis 1858, Cap. IL S. 35- 124. 

y. Ordega, Gewerbepolitik Basslands. 1 
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2 I. Peter t. der Grosse (1682—1625). 

Wirthschaftsstufe eines reinen Ackerbauvolkes zu der Wirth- 
schaftsstufe eines Gewerbe- und Handelsvolkes ^) empor, 
durch ihn wurde das russische Volk aus einem Natur- 
volk zu einem werdenden Kulturvolk. Das Grosse, was 
dieser Monarch, dessen Ziel »in erster Linie nicht die 
Staatsmacht , sondern das Volkswohl« war ^) , erreichte, 
war sein eigenstes Werk , sein alleiniges Verdienst. Er 
stand hoch über der Bildung selbst der intelligentesten 
Russen und war mehr, wie irgend einer seiner russischen 
ünterthanen durch seine Reisen und seine Studien mit 
westeuropäischen Verhältnissen, deren Segnungen er seinem 
Volke zuführen wollte, vertraut. Zu allen Reformen ging 
von ihm die Initiative aus, und alle leitete er persönlich. 
In den zahllosen ükasen während seiner Regierung tritt 
überall nicht nur der allmächtige, sondern auch der alles 
unmittelbar dirigirende persönliche Wille des Monarchen 
hervor, seine Mitarbeiter sind nur seine Werkzeuge. Und 
wenn man erwägt, welchen Widerstand er in fast allen 
seinen Bestrebungen , Russland auf eine neue , höhere 
Kulturstufe zu heben , sein Volk zu höherer Wohlfahrt 
zu führen, bei den Russen selbst fand, wie er hier für die 
Mitarbeit und die Ausführung seiner wohlmeinenden In- 
tentionen zum grössten Theil auf die Hilfe von Ausländern 
angewiesen war, wie diese aber, den Russen aufs Tiefste 
verhasst, überall nur auf mehr oder minder oflFenen Wider- 
stand und feindseliges Verhalten stiessen, so ist der Sieg, 
den er schliesslich doch als Reformator über seine Russen 
und zum Wohl des russischen Volkes errungen, zu den 



1) lieber diese Wirthschaftsstufen : v. Schönberg in s. 
Handbuch der politischen Oekonomie, Tübingen 1882, Bd. I. S. 29 ff. 

2) Brückner a. a 0. S. 214. 
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1. Die Wirthschaftspolitik im Allgemeinen. 3 

grössten Thaten zu zahlen, die je Fürsten in der Geschichte 
vollbracht haben. 

Wir haben es hier mit dem Reformator auf dem 
Gebiet der Volkswirthschaft zu thun. 

Russland war , was seinen Verkehr mit andern 
Ländern angeht, im wesentlichen noch ein isolirter Staat. 
Zwar bestand ein Verkehr mit dem Auslande ^) , aber 
dieser war gering und bestand wesentlich nur in der 



1) Seit den ältesten Zeiten führte Russland einen Tauschhandel 
mit Byzanz, Asien, Aegypten. Der Handel mit Europa war haupt- 
sächlich ein Transithandel. Die meisten Waaren, welche nach 
Europa von Mittelasien und Indien kamen, gingen durch das rus- 
sische Territorium. »Sowie Kiew die Stapelstadt für die südliche 
Hälfte des grossen Handelsweges durch Russland war, so war 
Nowgorod es für die nördliche , bald nach der Errichtung des 
russischen Staates.« »Die wichtigsten Handelsstädte an der Ostsee, 
welche die morgenländischen Waaren von den russischen Küsten 
abholten und europäische dahin verführten, waren Vinetha, auf der 
Insel Usedom, beim Ausfluss der Oder, welches um die l^Iitte des 
XI. Jahrh. von dem dänischen Könige Magnus geplündert und zer- 
stört und später durch eine Erderschütterung ins Meer versenkt 
wurde und nach Untergang Vinethas die Stadt Visby auf der Insel 
Gothland , welche sich schnell zu einer der ersten Handelsstädte 
Europas erhob.« (Storch, Bd. IV. a. a. 0. S. 100— lOS.) Ueber 
die Bedeutung dieses Handels gehen die Meinungen auseinander. 
Wenn Storch (a. a. 0. Bd. 4) und K a r a m s i n (a. a. 0. Bd. I. 
Cap. X. S. 149) ihn als einen sehr gewinnreichen und vortheil- 
haften schildern und sagen, dass die Chronisten jener Zeit Russ- 
land »terram omnibus bonis affluentem« nennen, so widerspricht 
diesem Sartori us (Geschichte des Hanseatischen Bundes und 
Handels Bd. I. S. 199), indem er sagt »niemals hat dieser Waarenzug 
aus dem Oriente nach dem tiefen Norden von einer grossen Aus- 
dehnung sein können. Wenn auch nicht wegen der grossen Un- 
sicherheit der Strassen und wegen der barbarischen Völkerschaften, 
so mussten doch immer die grossen Kosten des Transports bei einer 
so mühsamen inländischen Wasser- und Landfahrt die Schwierig- 
keiten eines lebhaften Verkehrs sehr vervielfältigen.« 

1* 
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4 I. Peter I. der Grosse (1682—1725). 

Ausfuhr von Rohprodukten und in der Einfuhr von Fa- 
brikaten ^). 

Die letzteren waren in der Hauptsache Luxusgegen- 
stände ^) für die Reichen des Volkes, und auch dieser 



1) »Die Waaren, welche die Russen nach Konstantinopel 
brachten, bestanden in Sklaven, Leder, Honig, Wachs, Fischen, 
Wallrosszähnen und Pelzwerk. Letzteres machte den wichtigsten 
Artikel; am häufigsten wurden Fischottern, Zobel und Hermeline 
verführt«. — »Die Waaren, welche die Russen aus ßyzanz* ab- 
holten, waren theils dortige, theils levantische Produkte. Hierher 
gehörte Purpur und Scharlach, seidene Zeuge und Gürtel , Perlen- 
schnüre , parthische Felle (Saffiane) , Gewürze und Spezereien ; 
Konstantinopel selbst lieferte Gold, Weine, Baumfrüchte, Getreide 
(welches die Russen bald dahin führten, bald von dort abholten). 
Auch von den Chasaren erhielt Russland einige morgenländische 
Artikel; von den Petschenegern erhandelte man in Friedenszeiten 
Rinder, Pferde und Schafe.« (Storch a. a 0. B. IV. S. 86 u. 87.) 

Die Waaren, welche die Hanseaten aus Russland bezogen, be- 
standen theils in den griechischen und orientalischen Produkten^ 
theils in einheimischen Rohprodukten. »Den Gegenstand des aus- 
gebreitetsten und gewinnreichsten Handels bildete das kostbare 
Pelzwerk. Einen anderen wichtigen Verkehrszweig bildeten die 
Produkte der Vieh>.ucht, nämlich rohe Felle, Leder und Talg. Die 
Juchten Russlands hatten schon damals einen Namen und waren 
das einzige Industrieerzeugniss , das es dem Westen abgab. Aus 
dem jetzigen Nischnij-Nowgorodischen Gouvernement kamen Honig 
und Wachp. Der meiste Flachs war aus Pleskow (Pskow) ausge- 
führt. Das susdalische Gebiet gab die beste Leinsaat und den 
meisten Hanf. Alle diese Produkte wurden gegen die deutschen, 
englischen und holländischen Waaren ausgetauscht«. (Riesen- 
kampff. Der deutsche Hof zu Nowgorod, Dorpat 1854 S. 120 ff.) 
Die wichtigsten Artikel, welche später die Engländer aus Russland 
ausführten , bestanden in Pelzwerk, Häuten, Masten, Hanf, Blachs, 
Talg, Thran, Pech, Theer und Leder. Ihr Einfuhrhandel erstreckte 
sich auf Tücher, seidene und baumwollene Zeuge, Galanterie waaren, 
Zucker, Papier, Kupfer, Bleiu. s. w. Storch B. IV. 217. 

2) Die Kleidung der höheren Klassen bestand aus verschie- 
denen kostspieligen, ausländischen, besonders griechischen Stoffen, 
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1. Die Wirtbschaftspolitik im Allgemeinen. 5 

Handel war in den Händen von Fremden, anfangs der 
Hanseaten^), später, im 16. und 17. Jahrhundert, der 



welche in Bussland unter dem Namen »purpura« , »partscha«, 
>bagor« etc. bekannt wurden. Für die fürstlicben und kirchlicben 
Trachten benutzte man »Aksamit« oder ein sehr kostspieliges gol- 
denes oder silbernes, mit verschiedenen Farben gemustertes Gewebe, 
Zu der Tracht der reichen Leute gehörten noch silberne und goldene 
Halsketten, kostbare Gürtel, Saffianstiefeln u. s. w. (Aristow, 
Das Gewerbewesen in Altrussland. Kar am sin a. a. 0. B. I. 
Cap. X. 149 und B. III. Cap. VII. S. 123 ff.) 

1) Nach der Gründung des hanseatischen Bundes fiel der 
ganze russische Nordhandel in die Hände dieses Bundes. »Am 
Ende des XIII. Jahrhunderts hielten mehrere deutsche Land- und 
Seestädte ihre Faktoreien, welche sich in eine gewisse Corporation 
oder Landsmannschaft vereinigt haben (S a r t o r i u s a. a. 0. B. I. 
190). Unter allen auswärtigen Factoreien und Kontoren der Hansa 
galt der Hof zu Nowgorod (1276) wohl stets für diejenige Nieder- 
lassung, aus welcher die Bundesstädte den grössten Gewinn zogen. 
Dort waren die Hanseaten die alleinigen Herren des Marktes, dort 
bestand ein Verkehr, dessen Geheimnisse sie allein kannten und 
dessen Yortheile sie durch ihre langjährigen Beziehungen zu den 
Russen aufs erfolgreichste auszubeuten gelernt hatten. (Schlözer: 
Verfall und Untergang der Hansa S. 88.) Fremde Kaufleute duldete 
die Hansa unter keiner Bedingung auf dem Nowgorodischen Kontore 
und die Fahrt auf dem Baltischen Meere war den westlichen 
Völkern BO gut wie den Nowgorodern verschlossen. (Riesen- 
k a m p f f : Der deutsche Hof zu Nowgorod, Dorpat 1854 S. 30 ff.) 
Ausser Nowgorod haben die deutschen Kaufleute noch andere 
Stapelstädte für den Verkehr mit den Russen gehabt. Sie zogen 
nach »Pleskow, Smolensk, Polozk« und später, seitdem sie durch 
die Einschränkung ihrer Privilegien gezwungen wurden, häufiger 
ihre Höfe zu schliessen, auch in die livländischen Städte. In solchen 
Fällen nahmen alsdann Dorpat , Riga , Reval die Stelle Now- 
gorods und Pleskows ein. (Ri es en kam p f f a. a. 0. S. 99.) 
Aber inwiefern damals Waaren aus dem Oriente durch Russland 
nach Nowgorod kamen, inwiefern diese orientalischen Waaren da- 
selbst von Deutschen eingetauscht und von ihnen nach andern 
Völkern der Ost- und Westsee geführt wurden , dies ist aus han- 
seatischen Nachrichten und anderen glaubhaften Schriftstellern 
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Holländer und der Engländer ^). 

Die Bedürfnisse des Volkes waren noch einfachster, 
primitivster Art, auch die grosse Masse des Adels war von 
Bedürfnissen, wie sie in den westeuropäischen Ländern 
schon seit Jahrhunderten in die Mittelklassen gedrungen 
waren, noch weit entfernt. Diesem Zustande der Bedürf- 
nisse entsprach der Zustand der volkswirthschaftlichen 
Produktion. Die Landwirthschaft wurde in ex- 
tensivster ^) Weise betrieben, in Lei beigen wir thschaften *), 

durchaus nicht auszumitteln. (Sartorius a. a. 0. B. I. 198.) 
»Die portugiesische Entdeckung des Seewegs nach Ostindien bringt 
endlich eine Handelsrevolution hervor, die das ganze bisherige 
System des morgenländischen Handels verändert. Von nun an ist 
keine Rede mehr von einem levantischen Waarenzuge, weder über 
das kaspische, noch über das schwarze Meer.« (S torch, a. a. 0. S. 157.) 

1) Em Jahre 1553 nach der Entdeckung des Handelsweges über 
das weisse Meer wurde der hanseatische Handel durch den eng- 
lischen ersetzt. Es wurde eine Gesellschaft in England gegründet, 
welche das vom Zaren Ivan durch Handelstraktat zugesicherte 
Recht des ausschliesslichen Handels in Russland erhielt. AUmählig 
aber wurde dieselbe von den Holländern verdrängt, nachdem Boris 
Godunow , der Lenker des Reichs , während der Regierung des 
geistesschwachen Feodor I. (1584—1598) und nach dessen Tode zum 
Zaren erhoben (1598 — 1605), welcher zuerst die Privilegien des 
englischen Handels, das Monopol ausgenommen , bestätigt hatte, 
ihnen gleiche Freiheiten wie den" Engländern eingeräumt hatte. 
Der englische zollfreie Monopolhandel nahm endlich unter der 
Regierung des Zaren Alexej Michailowitsch (1645— 1676) ein Ende, 
was mit der sehr interessanten Bittschrift (Solowief a. a. 0. 
B. X. S. 143 ff.) zusammenhängt, welche die russischen Kaufleute 
im Jahre 1646 dem Zaren überreichten. Alexej widerrief nicht nur 
alle bisherigen Privilegien, sondern er verbannte auch alle Eng- 
länder aus seinem Staate. Vergl. darüber Storch (a. a. 0. B. IV. 
S. 207 ff.). 

2) Ä. Thun , Landwirthschaft und Gewerbe in Russland, Leipzig 
1880 in Schmoller *8 Staats- und Socialw. Forsch. (B. III. S. 7). 

3) Der russische Bauer war bis zum 17. Jahrhundert ganz 
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die gewerbliche Arbeit^) war zum grössten Theil 
noch Hausarbeit, d. h. Arbeit in der Hauswirthschaft und für 
dieselbe, resp. für den adligen Grundherrn ; soweit sie in 
der Erzeugung von Tausch werthen bestand, war sie zum 
grossen Theil nur Nebenbeschäftigung neben landwirth- 
schaftlicher Thätigkeit als der Hauptbeschäftigung. Die 
eigentlichen Handwerker bildeten weder rechtlich noch 
social einen besonderen Stand, eine besondere Gesellschafts- 
klasse. Die Handwerker waren nicht geachtet, zum Theil 
sogar unfreie Leute. Die Technik stand fast überall auf 
einer niedrigen Stufe. Soweit einzelne Handwerkszweige 
in einigen Städten, wie z. B. Moskau, Nowgorod, Pskow, 
Twer etc. zu höherer Kunstfertigkeit gelangt waren, wurden 
dieselben fast ausschliesslich von Ausländern betrieben, 
insbesondere von Deutschen , welche durch Vorgänger 
Peters I. nach ßussland gezogen waren ^). Fabriken 
und grosse gewerbliche Unternehmungen 
existirten nur ganz vereinzelt. Der Binnenhandel 
war unter solchen Verhältnissen ebenfalls ein ganz ge- 
ringer und zum Theil noch dem Staate vorbehalten. 

Die Aufgaben, die Peter I. sich stellte, um hier 
Wandel zu schaffen, waren : zu vermehren die Bedürfnisse 



frei. Zar Boris Godunow (1601) war der erste , welcher die Leute 
an die Scholle fesselte. Peter der Grosse befestigte dieses Ver- 
hältnisB. 

1) Wir verstehen hier unter gewerblicher Arbeit »einerseits 
diejenige berufsmässige Erwerbsthätigkeit, deren Gegenstand die 
Bearbeitung von Rohstoffen ist, um aus ihnen durch Verbin- 
dung, Trennung, Formvercänderung Güter von höherem Werthe zu 
bereiten, andererseits den diese Thätigkeit umfassenden Produktions- 
zweig der Volks wirthschaft.« v. Schönberg, Handbuch B. I. S. 788. 

2) Vergl. darüber die näheren Ausführungen in dem Abschnitt : 
die Politik Peters I. in Bezug auf das Handwerk. 
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der Russen, zunächst der Adligen, durch Erhöhung einer- 
seits ihrer allgemeinen Bildung andererseits des Ange- 
bots manigfaltigerer und besserer Bedürfnissbefriödigungs- 
mittel ^), ferner zu steigern die Arbeitsfähigkeit und den 
Arbeitsfleiss, insbesondere für die gewerbliche Produktion 
(Handwerk und Industrie) und den Bergbau, zu erschliessen 
die reichen natürlichen, bisher noch wenig ausgebeuteten, 
Bodenschätze des Landes , und zu erhöhen die Ausfuhr 
russischer Bodenprodukte. Der Weg, auf welchem er 
diese Aufgaben zu erfüllen hoffte, war die Befolgung einer 
obrigkeitlichen Bevormundungspolitik, im Wesentlichen 
nach den Maximen des Merkantilsystems unter 
Durchführung des strengsten staatlichen und fürstlichen 
Absolutismus. 

Peter I. war, seit er die wirthschaftliche Reform Russ- 
lands beschlossen , was erst nach seiner ersten grossen 
Reise ins Ausland , also nach seinem Aufenthalt in 
Deutschland, Holland, England, Oesterreich (in den Jahren 
1697 und 1698) geschah ^), ein e n t s c h i e d e n e r M e r- 



1) »Die grosse Masse der Nation theilte sich in Adel und Leib- 
eigene; die gering geachteten und sparsam vorhandenen Bürger 
hatten weder Muth noch Anreizung, sich der Bestimmung ihres 
Standes zu widmen. Der Adel lehte grösstentheils auf seinen 
Gütern. Den väterlichen Sitten treu und unbekannt mit der ver- 
feinerten Lebensweise des übrigen Europa, hatte er nur wenig Be- 
dürfnisse , zu deren Befriedigung seine leibeigenen Hausgenossen 
mehr als hinreichend waren. Die Staatsumbildung Peters I. ver- 
pflanzte europäische Sitten und europäischen Luxus nach Russ- 
land. Kleidung, Wohnung, Hausgeräth, Tafel, kurz das ganze häus- 
liche Leben erhielt eine andere Gestalt. Unzählige bisher unbe- 
kannte Bedürfnisse wurden jetzt allgemein.« (Storch a. a. 0. 
B. IIJ. S. 146. Vergl. auch Br ü ck n er a. a. 0. S. 213 ff.) 

2) Brückner a. a. 0. S. 167 ff., 213 ff. 
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kantilist ^j. Er folgte hier dem Beispiel anderer 
grosser Fürsten und Staatsmänner des 17. Jahrhunderts 
und stützte sich auf die Erfahrungen, die man in anderen 
westeuropäischen Staaten mit dem Merkantilsystem gemacht 
hatte. Aber Peter I. war kein so einseitigerMer- 
kantilist, dass er nicht im Einzelnen, wo die beson- 
deren eigen thümlichen Verhältnisse seines Volkes und seines 
Landes eine Abweichung von merkantilistischen Maximen 
zweckmässig erscheinen Hessen, diese vorgenommen hätte ^). 

Peter I. war ein viel zu praktischer Staatsmann, als 
dass er anders gehandelt hätte, üeberdies hatte er seine 
Erfahrungen und Studien über die in anderen Staaten 
herrschende Merkantilpolitik in den verschiedensten Län- 
dern gemacht und gesehen, dass diese in ihnen in sehr 
verschiedener Art durchgeführt wurde. 

Das Grundprincip des sogen. Merkantilsystems war, 
die Volkswirthschaft durch staatliche Massregeln so zu 
dirigiren, dass der inländische Edelmetallvorrath erhalten 
und möglichst vermehrt wurde ; zu den »merkantilistischen 
Massregeln« gehörten desshalb Ausfuhrverbote von Edel- 
metall und staatliche Beförderung des inländischen Berg- 
baus auf Edelmetall ; als die Hauptaufgabe aber wurde be- 
trachtet, eine günstige Handelsbilanz herbeizuführen d. h. 
der Werth der Waarenausfuhr musste grösser sein, als 
der Werth der Waareneinfuhr. 

Zu diesem Zweck wurde die einheimische Industrie 
durch Gründung von Staatsfabriken, durch Staatsbevor- 



1) Vergl. hierüber insbesondere Stieda, Peter der Grosse 
als Merkantilist. Brückner a. a. 0. S. 516. Storcli a. a. 0. 
ß. III. S. 22. 

2) Stieda a. a. 0. S. 167 ff., 213 ff. 
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mundung, Herbeiziehung von Unternehmern und Arbeitern 
aus dem Auslande, Ausbildung solcher auf Staatskosten, 
Gewährung von Vorschüssen, Prämien, Privilegien, wie 
Steuerfreiheit, Privatmonopole u. s. w. befördert. Man 
suchte sich vom Auslande industriell unabhängig zu 
machen, der Industrie des eigenen Landes den inländischen 
Markt zu sichern, die Exportindustrie zu unterstützen, ein- 
mal durch Zölle, resp. Prohitibivzölle und Einfuhrverbote, 
andererseits durch Exportprämien, Lohn und Preistaxen, 
Vorschriften über die Güte der Waaren, Ausfuhrverbote, 
resp. Ausfuhrzölle auf Rohstoffe, Handelsverträge etc. 

Man war zu diesem Zweck bemüht , ferner den aus- 
wärtigen Handel durch privilegirte Handelskompagnien und 
andere Massregeln zu heben, die nationale Rhederei zu 
stärken, ihr das Frachtgeschäft im auswärtigen Handel zu 
sichern, man begünstigte den Durchfuhrhandel und suchte 
Kolonien zu erwerben ^). 

Die zweite Hälfte des 17. Jahrhunderts war der klas- 
sische Zeitraum des westeuropäischen Merkantilismus. Die 
beiden Reisen Peters I. fallen eben in die Zeit, in welcher 
die merkantilistische Politik, durch das mittelalterliche' 
Zunftwesen sich Bahn brechend, zum herrschenden System 
in der Wirthschaftspolitik Europas wurde. 

Die Wirthschaftspolitik Peters I. befolgte jene Maximen. 
In der Durchführung derselben behandelte Peter L sein 
Volk als unmündig, das durch strenge Zucht und rück- 
sichtslosen Zwang von oben erzogen und umgebildet werden 
müsse. In einem seiner ükase ^) charakterisirt er selbst 

1) Vgl. V. Schönberg in s. Handbuch S. 852, auch v. Scheel 
ibid. S. 63. R. o s c h e r ' s Geschichte der Nationalökonomik in 
Deutachland, München 1874. S. 228 ff. Stieda a. a. 0. 193 ff. 

2) Nr. 4345 sub 2. (K.U.) 5. November 1723, 
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einmal seine Russen folgendermassen : »unser Volk ist 
wie die Kinder, welche ungern lernen und nie an das 
ABC gehen würden, wenn sie nicht vom Lehrer dazu 
gezwungen würden ; zuerst erscheint es ihnen widerwärtig, 
wenn sie aber einmal gelernt haben, dann sind sie dankbar, 
wie alle bisherigen Erfahrungen zeigen. Alles wurde durch 
Zwang gemacht, und schon hört man für Vieles, was 
Früchte gebracht hat. Dank sagen.« 

Von der Gewerbepolitik Peters I. wird nachher aus- 
führlich die Rede sein. 

Wir wollen vorher nur kurz noch hinweisen auf die 
merkantilistischen Massregeln Peters I. in Bezug 
auf den Bergbau, den Handel und auf die Erhal- 
tung resp. Vermehrung des Geld- resp. Edel- 
metallvor raths im Inlande ^). 

1. Der Förderung des Bergbaus hatten sich auch 
schon frühere Regenten angenommen. Die Bergbau- 
produktion in«Russland beginnt mit Ivan III. Wasilje witsch. 
Dieser Fürst sandte im Jahre 1491 zwei deutsche Berg- 
leute an den Petschorafluss, wo sie Silber- und Kupfererze 
aufgefunden haben ^). 

unter Ivan IV. (1533—84) wurde durch den Traktat 
von 1569 den Engländern die Erlaubniss gegeben, Eisen- 
erze aufzusuchen, und zu schmelzen, aber mit der Be- 



1) Vgl. hierüber insbesondere die cit. Abb. v. Stieda. 

2) In Sibirien wurde der Bergbau schon in vorgeschichtlicher 
Zeit von den »Tschuden«, welche das grosse Gebiet zwischen Wolga 
und Amur bewohnten, so stark betrieben, dass ihre noch vor- 
handenen Halden nach der Eroberung Sibiriens zu einer Menge 
neu aufgenommener , zum . Theil sehr reicher Gruben die Veran- 
lassung gegeben haben. (Storch a. a. 0. B. II, S. 484. Schnitz 1er 
a. a. 0. B. in. S. 365.) 
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dingung, dass sie die Bergleute aus England bringen, die 
Russen die Kunst, das Eisen zu verarbeiten, lehren und 
bei der Ausfuhr desselben eine »denga« (half penny) von 
jedem Pfund bezahlen sollten ^). 

Zar Michail Theodorowitsch (1613 — 45) gründete die 
Bergwerke in Solikamsk, Kostroma Vladimir und Tula, 
und Hess viele Bergleute aus Sachsen kommen. 

Sein Sohn, Zar Alexis Michailo witsch, gab den Berg- 
leuten viele Privilegien und Monopole. Die Bergleute 
wurden seitdem von allen Abgaben befreit; es geschah 
auch oft, dass der Zar eine gewisse Zahl von leibeigenen 
Bauern einem neu entstehenden Berg- oder Hüttenwerke 
schenkte und sie an diese befestigte ^). 

Aber unter Peter I. wurde zuerst den sibirischen 
Schätzen eine nähere Aufmerksamkeit geschenkt und der 
Bergbau überhaupt viel energischer befördert ^). Im Jahre 
1691 wurden die reichen Silber- und Bleierze in Ner- 
tschinsk entdeckt, deren Ausbeutung begann aber erst 
im Jahre 1704. 1G95 wurde ein Ausländer Namens Poppe 
mit den Blei- und Silbererzstufen nach Deutschland ge- 
schickt, um sie einer genauen Prüfung unterwerfen zu 
lassen und um deutsche Bergleute nach Russland zu 
bringen *). 

Als Peter I. auf seinen Reisen sich im Jahre 1698 ein 
Zeitlang in Sachsen aufhielt, besuchte er nicht nur die 
Bergwerke von Freiburg, Annaberg und andern Orten 



1) Auszug aus dem »Freiheitsbriefe«, welchen Zar Ivan Wasil- 
jewitsch der russisch-englischen Handelsgesellschaft im Jahre 1569 
bewilligte. (Storch a. a. 0. B. IV. S. 481.) 

2) S e m e n w a. a. Ö. ß. I. S. 33. 

3) Stieda a. a. 0. S. 201 ff. Storch a. a. 0. B. II. S. 480 ff. 

4) Nr. 1512 (K.Ü.) 7. Mai 1695. 
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sondern ersuchte auch den König von Polen ihm einige 
Bergleute zu überlassen; und im folgenden Jahre gingen 
zwölf derselben , nebst einem Bergmeister und dem Erz- 
probirer Blüher nach Russland , wo sie sich mit Auf- 
suchung von Erzen beschäftigen sollten ^). 

Das Interesse Peters I. für den Bergbau richtete sich 
in erster Linie auf die Aufsuchung von Edelmetallen; 
aber er ging in der Förderung der Edelmetallproduktion 
doch nicht so weit, dass er auch Bergwerke mit Schaden 
bearbeiten liess ^). Dies zeigt ein Ukas ^), nach welchem 
der Grieche Alexander Levadiana nach Tomsk in Sibirien 
geschickt wurde, um Silbererze aufzusuchen. Es heisst in 
demselben, dass falls er, Levadiana, und seine Kameraden 
binnen einem halben Jahre keine reichen Gold- , Silber- 
oder Kupfererze, oder nur so wenig entdeckt haben, dass 
nicht einmal die Auslagen sich bezahlt macheu , er dies 
dem Wojewoden anzeigen solle, damit man ihn nach 
Hause entlasse. 

Um die Gewinnung von Edelmetallen und Kupfer zu 
befördern, wurde im November 1700 für Gold, Silber 
und Kupfer die Bergbaufreiheit *) eingeführt: Jeder er- 
hielt das Recht, auf den kaiserlichen, wie auf anderen 
privaten Grundstücken nach den Edelmetallen und Kupfer- 
erzen zu suchen. Die Wojewoden sollten die aufgefun- 
denen Pize an Ort und Stelle untersuchen und sie dann 
nach Moskau zur genaueren Prüfung schicken. Den Fin- 
dern wurde vom Kaiser eine Belohnung versprochen. 



1) Storch a. a. 0. B. IL 486. 

2) Stieda a. a. 0. S. 201. 

3) Nr. 1561 (K.ü.) 18. Dez. 1696. vgl. Stieda 201. 

4) Nr. 1815 (K.ü.) 2. Nov. 1700. 



Digitized by 



Google 



14 1. Peter 1. der Orosse (1682—1725). 

In demselben Jahre gründete Peter I. auch eine be- 
sondere Behörde zur Förderung und Verwaltung des Berg- 
baus (Prikas rudokopnych Diel) ^), welche indess schon 
nach elfjährigem Bestehen aufgehoben wurde ^); ihre 
Pflichten und Befugnisse wurden auf die Gubernatoren der 
einzelnen Gouvernements übertragen. Im Jahre 1711 
wurde der Meister Subkow, welcher den Bergbau in 
Sachsen erlernt hatte, in das Gouvernement von Archangelsk 
geschickt, um dort neu entdeckte Silbererze zu unter- 
suchen ^). Zugleich erhielten alle Gouverneure den Befehl, 
in ihren Gouvernements geeignete Orte zur Anlage von 
Bergwerken aufzusuchen. So oft Berichte derselben über 
neu entdeckte oder wahrscheinliche Lagerstätten einliefen, 
wurden technisch ausgebildete Bergleute, oder besondere 
Vertrauensmänner des Zaren hingeschickt, um an Ort 
und Stelle über die Bedeutung der Funde näheres zu er- 
mitteln. So wurden zum Beispiel auf die Meldung, dass 
bei Irket in Sibirien Gold gefunden sei, der Oberstlieute- 
nant Buchholz im Jahre 1714 mit 1500 Mann, später der 
Major Licharew nach Sibirien , der Fürst Bekowitsch- 
Tscherkassky und Oberstlieutenant Stupin nach Chiva de- 
legirt*); sie kehrten theils mit, theils ohne Erfolg nach 
Russland zurück. 

Seit dem Jahre 1716 liess sich der Zar auch die 
Aufsuchung von Farbstoffen angelegen sein ^). Eine Reihe 
von ükasen wurden zu diesem Zweck erlassen. 



1) Nr. 1812 (K.Ü.) 24. August 1700. 

2) Nr. 2370 (S.U.) 8. Juni 1711. 

3) Nr. 2438 (S.U.) 10. Oktober 1711. 

4) S t i 6 d a a. a. 0. 202. 203. 

5) Stieda a. a. 0. S. 203. 
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Wie in der Gewerbepolitik (s. unten) begann auch in 
der Bergbaupolitik im Jahre 1719 eine neue Aera. 

In diesem Jahre errichtete Peter I. das Bergeol- 
legium ^). Die bisher den Wojewoden übertragene Ver- 
waltung der Bergwerksangelegenheiten wurde denselben 
abgenommen und dem neuen CoUegium zugewiesen. »Da 
unser Reich«, sagt der Ukas, »an nützlichen Metallen und 
Mineralien überreich ist, diese aber bis zum heutigen Tage 
theils aus Unwissenheit, theils aus Furcht, dass die sich 
rentirenden Bergwerke dem Unternehmer weggenommen 
werden könnten , vernachlässigt worden sind : so haben 
Wir Uns entschlossen, zum Wohl des Staates und aller 
unserer Unterthanen ein besonderes Bergcollegium zu er- 
richten, welches sich mit Untersuchung und Ordnung aller 
Bergangelegenheiten zu beschäftigen hat.« Der Ukas 
regelte zugleich neu das Bergrecht. Peter gab den Auf- 
suchern der Erze und denen, die den Anbau der Bergwerke 
befördern wollten, weitgehende Privilegien. Die Bergbau- 
freiheit, welche seit 1700 gesetzlich existirte, aber auf 
die drei wichtigsten Münzmetalle beschränkt war, wurde 
jetzt auf alle Metalle und andere bergmännisch zu ge- 
winnende Mineralien ausgedehnt^). 

Es wurde jedem die Erlaubniss gegeben auf seinem 
eigenen oder auf fremdem Gebiete nach Metallen, Erzen und 
Farbstoffen zu forschen, und mit Genehmigung des Berg- 
collegiums Bergwerksunternehraungen, inbesondere auch 
gesellschaftliche zu gründen^). An dem Platze, wo die 
Erze gefunden worden waren , sollten 250 Saschen in die 



1) Nro. 3464 (K.U.) 10. Dez. 1719. 

2) ibid. § 1. 

3) ibid. § 2. 
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Länge und eben so viel in die Breite dem Finder 
oder der durch ihn gegründeten Gesellschaft zur Ver- 
fügung gestellt werden ^). Die Gutsbesitzer erhielten 
das Vorrecht auf den Betrieb, falls sie sich »früh genug« 
mit dieser Forderung an das Bergcollegium wendeten *). 
Wenn sie aber weder selbst zu bauen, noch in die Gesell- 
schaft einzutreten wünschten, so mussten sie dulden, dass 
Fremde auf ihren Grundstücken nach Erzen suchten und 
Bergwerke anlegten. Diesen wurde nur die Verpflichtung 
auferlegt, den zweiunddreissigsten Theil des Gewinns an 
den Eigenthümer des Bodens auszuzahlen ^). Das Berg- 
collegium hatte mit Geldvorschüssen diejenigen, welche 
Bergwerke anzulegen wünschten und dazu kein ausrei- 
chendes Kapital besässen, zu unterstützen *). Die Berufs- 
bergleute, welche in den Bergwerken auf die Dauer be- 
schäftigt waren , wurden von allen Staatsabgaben und 
Staatsdiensten befreit ^). Die Bergbautreibenden hatten 
an den Staat den Zehnten zu zahlen; mit ihm sollten 
die Ausgaben des BergcoUegiums bestritten werden. Der- 
selbe wurde aber in der Regel auf einige Jahre nach der 
Gründung des Bergwerks erlassen, besonders in den Fällen, 
wo »die Ausgaben den Gewinn überstiegen« ®). Die Berg- 
bautreibenden wurden ferner verpflichtet, dem Bergcol- 
legium, bei Verlust ihres beweglichen und unbeweglichen 
Eigen.thums und unter Androhung von Körperstrafen und 



1) ibid. § 5. 

2) ibid. § 6. 

3) ibid. g 7. 

4) ibid. § 8. 

5) ibid. § 10. 

6) ibid. § 11. 
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Verschickung, ehrlich und redlich ihre Produktion anzu- 
geben ^). 

Der Staat behielt sich das Vorkaufsrecht auf Gold, 
Silber, Kupfer und Salpeter vor^). Die übrigen Metalle 
und Bergbauprodukte , wie Eisen , Blei etc. konnte der 
Bergwerksbesitzer an Jeden nach Belieben verkaufen ^). 

Mit der Errichtung des BergcoUegiums hörte aber 
die Fürsorge Peters L für den Bergbau nicht auf. Ein 
Ausländer, Oberstlieutenant Hennin, vom Kaiser zum Di- 
rektor des olonezischen Bergbaus ernannt, durchreiste im 
Jahre 1719 mehrere europäische Staaten, um Kenntnisse 
über das Berg- und Hüttenwesen einzusammeln. Auf 
seinem Rückwege warb er eine beträchtliche Anzahl 
Meister an , mit deren Hülfe er dann in Olonez eine Menge 
von Stahldrathziehereien, Stahl-, Blech- und Reckhämmer, 
Stahlöfen, Ankerschmieden und andere Werke anlegte*). 

Es wurden ferner fortwährend neue kaiserliche ükase 
erlassen, welche das Bergbaugesetz von 1719 korrigirten 
und erweiterten. Durch einen ükas vom Jahre 1720 
dehnte Peter I. auch die Privilegien auf alle Ausländer 
ohne unterschied aus*^). In demselben Jahre erfolgte die 
Abschliessung eines Kontraktes mit der Mississippi-Com- 
pagnie in Paris, welcher ihr besondere Privilegien ein- 
räumte^). 1720 wurde den Bergwerksbesitzern auch das 



1) Nr. 3529 (K.U.) 19. Februar 1720 und Nr. 3582 (B.C.) 
14. Mai 1720. 

2) ibid. § 12. 

3) ibid. § 15. 

4) S 1 r c h a. a. 0. B. IL 202. 203. 

5) S 1 r c h a. a. 0. 490. 

6) Nr. 3701 (K.U.) 23. Janr. 1720. Vgl. Stieda a. a. 0. 205, 
y. Ordega, OewerbepolitikBasslands. 2 
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Recht gegeben, für ihre Bergwerke Dörfer zu kaufen^). 
Später, im Jahre 1724, wurden die Löhne normirt und die 
Annahme der Flüchtlinge in die Anstalten verboten *). 

Nach Schnitzler hatte Russland im Jahre 1720 1 
Silber-, 5 Kupfer- und 26 Eisenbergwerke; ausserdem viele 
Eisengiessereien, wovon 36 auf das Gouvernement Kasan 
und 39 auf das von Moskau kamen'). 

2. Nicht minder energisch und erfolgreich waren 
die Bemühungen Peters I. den russischen Handel 
zu erweitern und zu vervollkommnen. Er vertrat die 
Lehre von der Handelsbilanz. 

Peter stellte sich für den auswärtigen Handel 
die Aufgabe, den Import ausländischer Waaren zu ver- 
mindern, dagegen die Ausfuhr der Landeswaaren zu ver- 
grössern. Er suchte den Seehandel aus den Händen der 
Ausländer zu ziehen und seine Russen aufzumuntern, ihre 
Waare in ihren eigenen Schiffen nach auswärtigen Län- 
dern zu führen, der Kaufmannschaft in Russland eine feste 
Organisation zu geben, eigene Verwaltungsbehörden für 
den Handel ins Leben zu rufen und die Zölle auf einen 
besseren und richtigeren Fuss zu setzen *). 

Peter erkannte, dass es zu diesem Zweck vor Allem 
darauf ankomme , den Handel von Archangel aus dem 
Weissen Meere nach dem Baltischen überzuführen. Die 
nördliche Lage Archangels und seine weite Entfernung 
vom Centrum Russlands stellten dem ausländischen Handel 



1) Semenow a. a. 0. B. I. S. 116. 117. 

2) Semehow a. a. 0. S. 119. 

3) S c h n i t z 1 e r a. a. 0. B. IV. S. 367. 

4) Vgl. Vockerodt a. a. 0. S. 73, § 47. — Allerdings ver- 
folgte Peter I. diese Handelspolitik erst, nachdem er mit dem Staats- 
monopolsystem gebrochen hatte. 
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bedeutende Schwierigkeiten entgegen. Am Baltischen Meere 
aber hatte er keine Handelsstadt. Nachdem er durch 
den Krieg mit Schweden sich die Möglichkeit eines russi- 
schen Handels in dem Baltischen Meer gesichert hatte, 
legte er am 16. Mai 1703 den Grund zu einer neuen 
Handelsstadt am Ausfluss der Newa, auf einem unfrucht- 
baren morastigen Boden, aber an einem Punkte, der, am 
Meer gelegen , zugleich eine vortreffliche Wasserverbin- 
dung mit dem Innern von ßussland hatte. Der Zar wusste 
Petersburg bald zum ersten Seehafen seines Reiches zu 
erheben. Sein Streben, die Schifffahrt nach Petersburg in 
Gang zu bringen und diese Handelsstadt ausschliesslich zu 
begünstigen, wurde durch kräftige Massregeln unter- 
stützt ^). Er liess auch durch seine Gesandten alle ausländi- 
schen Höfe ersuchen, ihm Unterstützung in dieser grossen 
Unternehmung zu gewähren und schloss zu diesem Zweck 
mit den westeuropäischen Staaten und den hanseatischen 
Städten zahlreiche Handelskonventionen ^). 

Um den Transport russischer Waaren nach Peters- 
burg zu erleichtern, wurden Wasserverbindungen im 
Innern des Reichs erforderlich. Peter I. bemühte sich, 
die Wolga mit der Newa zu vereinigen, was nach dem 
Plane des engl. Ingenieurs Perry, trotz grosser Schwierig- 
keiten und mehrmaliger Unterbrechungen der Arbeit, end- 
lich nach dem Nystädter Frieden gelang ^). Wegen der 
grossen Gefahr, welche die Schifffahrt auf dem Ladogasee 

1) 8 1 i e d a a. a. 0. S. 235 ff. 

2) Storch a. a. 0. B. V. S. 11. 12. 

3) Die schweren Waaren konnten früher nur bis Twer auf der 
Wolga zu Wasser geführt werden und mussten hier bis zum An- 
fange des Winters liegen bleiben, um dann auf Schlitten weiter nach 
St. Petersburg geführt zu werden. (Storch a. a. 0. B. V. S. 26.) 

2* 
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bot, wurde noch ein Kanal längs dem südlichen Ufer des 
Sees gebaut , auf welchem die Schiffe , ohne Ladoga zu 
berühren, unmittelbar aus dem Wolchow in die Newa 
gehen konnten ^). 

1713 wurden in Petersburg ein Handelshof und zwei 
Zollhäuser, das eine für den ausländischen, das zweite für 
den einheimischen Handel errichtet ^). Dann folgt eine 
ganze Reihe von ükasen, welche unmittelbar für die Ver- 
mehrung des Petersburger Handels sorgen. So wurde u. a. 
befohlen, dass alle Kaufleute aus den in der Nähe gelegenen 
Provinzen ihre sämmtlichen Waaren nicht mehr nach 
Archangel, sondern nach Petersburg führen, und dass Hanf 
und Juchten aus dem ganzen Reiche ausschliesslich nach 
Petersburg gebracht werden sollten ^). Als aber die Kauf- 
leute sich über den letzten Befehl beschwerten, weil die 
niedrige und sumpfige Lage von St. Petersburg gar nicht 
zur Aufbewahrung des Hanfes geeignet sei , wurde der- 
selbe dahin abgeändert, dass der Hanf, welcher in Twer 
und Moskau lagerte , nach Archangel geführt würde *). 
1715 wurde das Monopol von Petersburg für die anderen 
Waaren mit Rücksicht auf Archangel aufgehoben und be- 
stimmt, dass nur die eine Hälfte aller Waaren nach St. 
Petersburg, die andere Hälfte aber nach Archangel ge- 
bracht werden sollte ^). Die Vorschriften über das Ver- 
hältniss der Quantität der Waaren, welche nach diesen 
beiden Häfen geführt werden sollten, wurden übrigens 

1) Storch a. a. 0. B. V. S. 25 tf. Vockerodt a. a. 0. 
S. 79 ü. 

2) Storch a. a. 0. B. V. S. 17 und 18. 

3) Storch a. a. 0. S. 19. 

4) S t i e d a a. a. 0. S. 236. Storch a. a. 0. S. 21. 22. 

5) Stieda a. a. 0. S. 236. 
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einem mehrmaligen Wechsel unterworfen. Im Jahre 1720 
wurde der Einfuhrzoll in Petersburg von 5 *^/o auf 3 % 
herabgesetzt , und falls die Kaufleute ihre Waaren ins 
Ausland ausführten, wurden auch diese 3 ^/o erlassen ^). 

Dank diesen Bemühungen des Zaren fanden endlich 
die Russen, dass sie ihre Waaren mit eben so viel Sicher- 
heit, aber billiger und in weit kürzerer Zeit nach Peters- 
burg als nach Archangel transportiren könnten. Auch 
den ausländischen Kaufleuten wurde klar, dass die geringere 
Entfernung Petersburgs von ihren Handelsstädten und 
sein milderes Klima für sie von grosser Bedeutung war, 
da ihre Schiffe zweimal jährlich nach Petersburg kommen 
und von dort abgehen konnten, während die Reise nach 
Archangel wegen der kurzen Navigationszeit (Einfrierung 
des Meerstromes) nur einmal im Jahre sicher zu unter- 
nehmen ^ar ^). 

Als sich aber der Handel von Petersburg so gehoben 
hatte, dass jene strengen Massregeln nicht mehr nothwendig 
waren, erlaubte Peter I. 1719 den Kaufleuten nur ^s aller 
ihrer Waaren nach Petersburg zu führen, mit den übrigen 
^/s aber dahin zu ziehen, wo es ihnen am bequemsten 
war. »Diese Anordnung, sagt Storch, war um so noth- 
wendiger, da Petersburg mit russischen Produkten so sehr 
überfüllt wurde, dass der Preis derselben zuweilen unter 
ihren Werth sank« ^). 

Schon im Beginn seiner Regierung begünstigte 
Peter I. den auswärtigen Handel durch zahlreiche Handels- 



1) S t i e d a a. a. 0. S. 237. 

2) Vockerodt a. a. 0. S. 72 § 43. 44. 

3) S 1 r c h a. a. 0. B. V. S. 25. 
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vertrage mit den europäischen und asiatischen Mächten ^). 
So wurde im Jahre 1686 ein Handelsvertrag mit Polen 
geschlossen, nach welchem den TJnterthanen beider Reiche 
gegenseitig der Eintritt in ihr Territorium und der Aus- 
tausch ihrer Waaren gestattet war. 1689 wurde ebenso 
ein Vertrag mit Preussen geschlossen ; zehn Jahre später 
mit Dänemark ^). 1713 kam eine Convention mit Lübeck 
zu Stande, in welcher dieser Stadt die früheren Rechte 
und Privilegien zurückgegeben wurden; in dem nächsten 
Jahre eine ähnliche mit Hamburg und Danzig, andere 
Traktate folgten mit Mecklenburg, Frankreich, Holland, 
England. Im Jahre 1723 wurde allen Kaufleuten erlaubt, 
nach Breslau zu handeln und der Nystädter Frieden 
brachte nähere Handelsbeziehungen Russlands zu Schweden. 
Der Zar schickte ferner Consuln nach Prankreich, Spanien, 
Portugal u. s. w. , um bei den fremden Staaten die rus- 
sischen Handelsbeziehungen zu vertreten ^) und den Absatz 
russischer Waaren zu erhöhen, und war fortwährend be- 
müht, dieselben durch Instruktionen anzuspornen. 

Aber nicht bloss nach Westen und mit Europa 
suchte er den russischen Handel zu heben, sondern ebenso 
nach Osten. Auch mit China, der Bucharei und Tartarei 
und mit Persien suchte er Handelsbeziehungen anzu- 
knüpfen, und auf diesen Handel legte er, so hoch er auch 
den westeuropäischen Handel schätzte, doch das grössere 
Gewicht, namentlich auf den Handel mit China und 
Persien. Der Grund ist klar. Er konnte in diesem Handel 
leichter und in grösserem Maasse eine günstige Handels- 



1) Stieda a. a. 0. S. 240. 

2) Semenow a. a. 0. B. I. S. 87 ff. 

3) Stieda a. a. 0. S. 242. 
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bilanz, die stärkste Vermehrung des Edelmetallvorraths 
für Russland erzielen. Der chinesische Handel, welcher über 
Sibirien geführt wurde, war ein Monopol der russischen 
Krone ^). Der Handel mit Persien wurde durch Armenier 
getrieben, welche von dem Zaren mit mannigfaltigen 
Privilegien ausgestattet wurden. Sie führten die persische 
Seide nicht nur nach Russland, sondern auch über das 
russische Gebiet nach Holland, wodurch dem Zaren ein 
nicht unbedeutender Durchfuhrzoll abfiel ^). 

Im Allgemeinen begünstigte Peter L den Transit- 
handel sehr, indem er in den Durchfuhrzöllen, die von den 
Transitwaaren erhoben wurden, eine für den Staat werth- 
voUe Einnahmequelle und für das Land eine »Einfuhr« 
von Edelmetallen ohne irgend eine Gegenleistung erblickte. 
Zur Förderung des auswärtigen Handels wurde endlich 
auch noch 1718 das CommerzcoUegium gegründet. 

Der Binnenhandel dagegen wurde im allge- 
meinen auf Kosten des auswärtigen Handels vernachlässigt. 
Er wurde in den Dienst des ausländischen gestellt 
und nur als Mittel, den auswärtigen Verkehr zu be- 
günstigen, betrachtet^). »Als eifrigen Merkantilisten, 



1) V o c k e r d t a. a. 0. S. 60, § 10. S t i e d a a. a. 0. S. 243. 

2) Stieda a. a. 0. S. 244. 

3) Vockerodt behauptet , dass der inländische Handel 
en gros wie en detail seit langer Zeit den rassischen Bürgern allein 
vorbehalten und keinem Ausländer erlaubt gewesen ^«eine Waaren 
aus dem Seehafen zum Verkauf ins Land zu führen oder rassische 
Güter im Lande aufzuhäufen und nach dem Seehafen zu bringen. 
Ja nach den Gesetzen darf ein ausländischer Kaufmann nicht ein- 
mal in dem Seehafen rassische Waaren von einem anderen Aus- 
länder erhandeln, sondern muss sie allein von den Russen kaufen. 
Die Contracte kann er zwar sowohl in Moskau als in anderen Land- 
städten mit dem Russen schliessen, die Ablieferung aber darf 
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sagt Stieda, kennzeichnet Peter T. das Eigenthümliclie, 
dass er den Binnenhandel nicht besonders beachtete, da- 
gegen viele seiner Gesetze sich auf den ausländischen 
Handel beziehen; es dreht sich alles darum, die Produkte 
Russlands in die russischen Häfen zu schaffen und dort zu 
verschiffen, oder auch auf dem Landwege sich mit dea 
benachbarten Völkern in Relation zu setzen« *). 

So richtig dies für die Binnenhandelspolitik Peters I. 
im Ganzen ist, zeigt dieselbe doch auch andererseits in 
den Veränderungen, die sich in ihr im Laufe der Regie- 
rung Peters I. vollzogen, das Bestreben, den Binnen- 
handel und die in ihm thätigen Kaufleute zu heben. 



nirgends anderes, als am Seehafen geschehen.« (a. a. 0. Nr. 5 S. 59.) 
Sollte wirklich dieser Rechtszustand bestanden haben, so haben 
jedenfalls russische Regenten schon vor Peter I. davon Ausnahmen 
statuirt. Wir erinnern hier an die den Engländern eingeräumten 
Rechte (vgl. Anm. 2 S. 6), insbesondere aber an den schon früher 
erwähnten Freiheitsbrief von 1569, nach welchem die engl. Handels- 
gesellschaft in vielen Gegenden des Reiches Kolonien einrichtete. 
In Moskau war ihre Hauptniederlage; zu Nowgorod und Wologda 
hatte sie Häuser und in Cholmogor sogar Landeigenthum. In 
dem »Freiheitsbriefe« wird gesagt: »Die Engländer dürfen auf 
ihren Reisen im Innern des Reiches nirgends visitirt werden. Sie 
können an russ. Kaufleute Waare um Waare im Grossen um- 
setzen , auch in dem ihnen angewiesenen Hause in Moskau oder 
in jeder anderen Stadt mit ihren Waaien handeln; nur darf 
kein russischer Kaufmann mit engl. Waaren in Russland Handel 
treiben.« (Storch B. IV. S. 480.) Obwohl später die Engländer 
ihren auswSh'tigen Monopolhandel mit Russland verloren haben, 
so fand doch mehrmals die Bestätigung ihrer Privilegien statt, bis 
endlich Alexey Michaj lo witsch , der Bittschrift der russ. Kaufleute 
Folge leistend, sämmtliche Privilegien der Engländer widerrief. 
In der Gesetzgebung Peters I. sind weder irgend welche Begünsti- 
gungen der Ausländer, noch das Vorbehalten des ausschliesslichen 
Rechtes auf den Binnenhandel für den russ. Bürger zu finden. 
1) Stieda a. a. 0. S. 226. 
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Anfangs begünstigte Peter I. nach den Grundsätzen des 
Merkantilsystems die Handelsmonopole des Staats, and er 
wurde durch den Besitz solcher in der That der grösste 
Kaufmann seiner Staaten ^). 

Schon die Vorfahren Peters I. waren im Besitze von 
^/s des ganzen russischen Handels gewesen, denn die 
wichtigsten Handels waaren waren sog. Kronswaaren, d. h. 
der Zar hatte bezüglich derselben das Handelsmonopol: 
sie durften nicht privatim verkauft werden, weder zum 
Handel im Inland noch zum Export. Anfangs vermehrte 
Peter noch die Zahl dieser Kronswaaren. Juchten, Hanf, 
Pottasche, Theer, Wachs, Talg, Hanföl, Leinsaat, Kaviar 
u. a. gehörten zu denselben ^). Auch der Salzhandel war 
Staatsmonopol; Peter fügte 1698 das Branntwein- und 
Tabakhandelsmonopol hinzu ^). Im üebrigen bestand 
Handelsfreiheit, sofern nicht Einzelnen auch hier Privi- 
legien ertheilt waren, und an solchen hat es in den ersten 
Jahrzehnten der Regierung Peters nicht gefehlt *). Aber 
der inländische Waarenverkehr unterlag zahlreichen Bin- 
nenzöllen und Mauthabgaben. Der Staat erhob allgemein 
10 deneg oder 5% von dem Rubelwerth der verkauften 
Waaren '^). Und die Kaufleute hatten den Zehnten an den 



1) Später durch die Kriege mit den Türken und mit den 
Schweden absorbirt, fand Peter I. keine Zeit mehr für seine kauf- 
männischen Operationen und verpachtete die Ausfuhr der Krons- 
waaren an einzelne Kaufleute und Handelskompagnien. (Storch 
a. a. 0. B. V. S. 118.) 

2) Der Kauf und Verkauf von Kronswaaren wurde im 17. 
Jahrhundert in eigener Regie betrieben , später an Kaufleute und 
Handelskompagnien verpachtet (Storch a. a. 0. B. V. S. 118). 

3) Näheres darüber bei S ti e da a. a. 0. S. 228. 232 fl'. 

4) Stieda a. a. 0. S. 228. 

5) Nr. 1426 (K.U.) 12. Dez. 1691 u. Nr. 1646 (K.U.) 1. Sept. 1698. 
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Staat zu zahlen. Zur Sicherung dieser Abgaben waren die 
Kaufleute zu vielen Deklarationen verpflichtet und der 
Verkehr mannigfachen Beschränkungen unterworfen. 

Im fiskalischen Interesse wurde 1699 allen Bauern, 
die in den Städten Handel treiben wollten, befohlen, in 
die Kaufmannschaft sich einschreiben zu lassen und die 
Abgaben zu zahlen ^), und gleichfalls aus fiskalischen Grün- 
den wurde 1709 den Kaufleuten verboten, in andere Be- 
rufszweige überzugehen ^). 

Zur Erhebung der Waarenabgaben und zugleich zur 
Entscheidung von Streitigkeiten zwischen moskauischen 
Bürgern und fremden Kaufleuten, wurde 1699 eine be- 
sondere Handelsbehörde, die »BurmistrskayaPalata«, welche 
später »Ratuscha« genannt wurde, geschaffen ^). 

Im Allgemeinen war Peter bemüht, den Kaufmann- 
stand als solchen zu begünstigen und in der öffentlichen 
Meinung zu heben *). 

Mit 1711 fängt eine liberalere Politik an. Es wird 
Jedem, ohne Rücksicht auf seinen Stand, der Handel mit 
allen Waaren, welche nicht zu den Kronswaaren ge- 
hörten, gestattet, und die Zahl der Kronswaaren wurde 
mit der Zeit immer geringer, so dass sie im Jahre 1718 
nur noch auf Pottasche und Theer beschränkt waren, 
und dies auch nur der Begünstigung des Schiffbaues, resp. 
der Schonung der Wälder wegen '^). Aber das Brannt- 



1) Nr. 1723 (K.Ü.) 24. November 1699. 

2) Nr. 1683 (K.U.) 16. März 1699 u. Nr. 1718 (K.ü.) 17.!Nov. 1699. 

3) Nr. 2220 (K.ü.) 4. Januar 1709. 

4) Storch a. a. 0. B. V. S. 126 ff. 

5) S t i e d a a. a. 0. 230. 231. Nr. 3252 (K.ü.) 10. Dez. 1718 u. 
Nr. 3428 (Com.C.) 1. October 1719. 
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weinmonopol, das Tabak- und das Salzmonopol blieben 
bestellen ^). 

Mit Aufhebung der Staatsmonopole und mit der 
Proklamirung der Handelsfreiheit machte sich der Mangel 
einer Centralbehörde für die Leitung des Handels fühlbar. 
Peter I. kam diesen Bedürfnissen entgegen und gründete, 
wie schon vorher erwähnt, im Jahre 1718 das Commerz- 
coUegium, welches im nächsten Jahre von dem Zaren ein 
eigenhändiges, breites, nach dem Vorbilde der schwedischen 
Statuten verfasstes Reglement bekam ^). Nach diesem 
Reglement wurde dem CommerzcoUegium zur Pflicht ge- 
macht, für den Schiffsbau, die Zollerhebung, die Richtig- 
keit des Maasses und Gewichtes zu sorgen ; das CoUegium 
sollte weiter beobachten, wohin die russischen Waaren mit 
grösstem Gewinn verkauft werden konnten und wo die 
nach Russland importirten Waaren von der ersten Hai\d 
und am billigsten zu haben waren. Monopole sollte 
das Collegium nicht dulden, sondern die Handelsfreiheit 
beschützen. Auch die Sorge für die Handelsangelegen- 
heiten der ausländischen Kaufleute, welche bisher der Ge- 
sandtschaftslcanzlei (Posolskoj Prikas) übertragen war, ging 
auf das CommerzcoUegium über ^). 

Zu den Massregeln im Interesse des Handelsstandes 
gehört auch die Errichtung der Magistrate im Jahre 1721 *), 
es wird davon später die Rede sein. 

3. >Man muss Geld soviel wie möglich sammeln, weil 
das Geld die Arterie des Krieges ist« , sagte Peter I. in 



1) Stieda a. a. 0. 230.232 ff. 

2) Nr. 3818 (K.Ü.) 3. März 1719. 

3) ibid. 

4) Nr. 3708 (K.Ü.) 16. Jan. 1721. 
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einem seiner ükase ^) und er sammelte es nicht nur mittelst 
des Bergbaus und der merkantilistischen Handelspolitik, 
sondern auch durch Massregeln , ' welche direct die Er- 
haltung resp. Vermehrung des Geldvorraths 
bezweckten. 

Die Gesetzsammlung enthält eine grössere Zahl deren 
bezüglicher Gesetze; diese Massregeln, welche ebenfalls 
den merkantilistischen Charakter der Wirthschaftspolitik 
Peters beweisen, waren: 

1) Ausfuhrverbote auf Gold und Silber. Hierher ge- 
hört eine Reihe von ükasen von 1714 bis 1723, welche bei 
strengsten Strafen, sogar bei Todesstrafe, russische Kupfer- 
und Silbermünzen, auch Silber in Stangen über die Grenze 
zu führen, verbieten ^). 

2) Gestattung zollfreier Einfuhr von Gold und Silber. 
Sogar die Ausländer brauchten bei der Einfuhr von Edel- 
metallen keinen Zoll zu zahlen. Es wurden nur aus- 
nahmsweise seit 1723 massige Zölle für das aus China 
eingeführte Gold und Silber erhoben ^). 

3) Gebot der Zahlung der Einfuhrzölle in ausländi- 
schem Gelde, in Speziesthalern, deren Cours der Zar be- 
stimmte, unreines Silber und geringhaltige Silber- und 
Goldmünzen durften nicht angenommen werden*). 

4) Bestimmungen, wonach russische Waaren an Aus- 
länder nur gegen ausländisches Geld verkauft werden 
sollten. Dabei wurde den Russen nicht erlaubt, ihre 



1) Nr. 2349 § 2 (S.U.) 13. April 1711. (In diesem ükase sind 
7 Punkte vom Zaren dem Senate zur Entscheidung übergeben 
worden.) 

2) Stieda a. a. 0. S. 207. Storch a. a. 0. B. V. 119. 

3) S t i e d a a. a. 0. S. 208. 

4) S t i e d a a. a. 0. S. 206. 207. 
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Waaren gegen russisches Geld in's Ausland zu verkaufen, 
was wahrscheinlich mit der Münzverschlechterung zusam- 
menhängt, auf welche Peter I. nach dem Vorschlag seiner 
Räthe im Jahre 1700 sehr willig eingegangen war^). 

5) Zuführung des inländischen Edelmetalls (meisten- 
theils mittelst des Kronwaarenhandelsmonopols ^) in die 
Reichskassen, resp. in die Handels p a 1 a t e , welche letztere 
ursprünglich auf den beiden Münzhöfen (Silber- und Kupfer- 
münzhof) in Moskau, später nur auf dem Silbermünzhofe 
eingerichtet war^). 

4. Bis 1667 waren keine allgemeinen Zolltarife 
für den auswärtigen Handel in Russland erlassen worden. 
Wenn in Nowgorod schon 1571 eine Art von Zolltarif 
bestanden hat, nach welchem die Ausländer von den von 
ihnen eingeführten und ausgeführten Waaren 7 deneg von 
je einem Rubel zahlen mussten, so war dies nur eine 
rein lokale Abgabe, welche sehr oft vielen Veränderungen 
und unzähligen Beschränkungen auf einzelne Nationen und 
Personen unterlag *). — Der erste allgemeine Zolltarif für 
ganz Russland war der Zolltarif von 1667, welcher unter 
Alexej Michajlowitsch auf eine Bittschrift der russischen 
Kaufleute von 1646 erlassen und bis zum Jahre 1724 d. h. 
beinahe während ganzen Regierungszeit Peters I. massgebend 
war. Nach ihm sollten 10 deneg oder 5% von dem Werthe 



1) Storch a. a. 0. B. V. 119. Stieda a. a. 0. 208. 210. 

2) Die Waaren aus den Waarenniederlagen durften nicht 
gegen Scheidemünzen, sondern nur gegen Gold oder Speziesthaler 
verkauft werden. 

3) Stieda a. a. 0. 208. 209. Diese Palate hatte für den 
Ankauf von Gold und Silber, der den Privaten nicht gestattet 
war, zu sorgen. 

4) Tolstoj a. a. 0. S. 108. 
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der eingeführten und von den Ausländern ausgeführten 
Waaren erhoben werden. Die ausländischen Kaufleute, 
welche ihre Waaren in die inländischen Städte führten, 
hatten eine Grivna (10 Kopeken oder 10%) von je einem Rubel 
zu zahlen. Diese Abgabe wurde so motivirt, dass »die Russen 
viele Abgaben zu entrichten haben und viele Dienste lei- 
sten , während die Ausländer gar nichts zahlen.« Wenn 
die ausländischen Kaufleute die von ihnen gebrachten Waaren 
im Innern von Russland verkaufen wollten, so hatten sie 
noch eine besondere Abgabe zu entrichten ^). 

1724 erliess Peter 1. einen neuen Zolltarif für Peters- 
burg, Wyborg, Narva und Archangel, nach welchem 
höhere Zölle auf die Gewerbsprodukte gelegt wurden. 
Es waren WerthzöUe im Betrage von 10 ^/o bis 37 V2 ^jo. 
In Riga, Reval und den übrigen Häfen Lif lands und Esth- 
lands dagegen sollten die Zölle nach besonderen Lokal- 
tarifen erhoben werden ^). 

5. Was schliesslich noch die Handelsbilanz unter 
Peter I. betrifft, so ist nichts Sicheres darüber zu sagen, 
weil Ausfuhrlisten und Zollregister aus jener Zeit gänzlich 
fehlen ^). Die Meinung des englischen Gesandten in Russland 
Lord Withworth, dass die Handelsbilanz um das Jahr 1710 
zum Vortheile Russlands war *), oder die des moskauischen 
Kaufmanns Marperger, welcher sagt : »Es ist in Russland 
viel baares Geld, weil der Zar so viel Manufakturen 
etablirt, dadurch die Nation mehr Exporteure als Impor- 
teure gebraucht, dass die Exporteure die Importeure über- 



1) Tolstoj a. a. 0. 109. 110. 

2) S e m e n o w a. a. 0. B. III. S. 23. 

3) S t i e d a a. a. 0. S. 222. 

4) Storch a. a. 0. B. V. 143. 
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wogen haben, welches eben dasjenige ist, was das Glück 
der Länder und Republiken ausmacht, wenn sie nämlich 
alle Jahre etliche Tonnen Goldes mehr für ihre Waare 
einnehmen, als sie für fremde ausgeben c^), können nur 
als ein relatives Zeugniss für die günstige Handelsbilanz 
dienen. Auch der höhere Werth des Rubels im Wechsel, 
worauf Storch seine Beweise über die damalige günstige 
Handelsbilanz stützt, kann nicht viel sagen, da auf die 
Höhe des Wechselkurses nicht nur die .günstige Handels- 
bilanz, sondern noch viele andere von der Handelsbilanz 
unabhängige Momente wirken ^). 

2. Die Gewerbepolitik im Besonderen. 

Wie schon erwähnt, bestanden vor Peter I. nur ganz 
wenige Fabriken und auch ein eigentlicher Handwerker- 
stand war nicht vorhanden. Soweit man in Russland in- 
dustrielle Produkte gebrauchte, kamen dieselben vom Aus- 
lande. Die Handwerksprodukte wurden noch zum grössten 
Theil in der Hauswirthschaft verfertigt und die Produkte 
städtischer Handwerker zeigten mit Ausnahme weniger 
Handwerkszweige einzelner Städte eine sehr geringe Kunst- 
fertigkeit. 

Peters I. Gewerbepolitik war in erster Reihe — und 
in den beiden Jahrzehnten des 18. Jahrhunderts fast aus- 
schliesslich — auf die Förderung der Fabrikin- 
dustrie gerichtet. Erst in den letzten Jahren seiner 
Regierung, nach 1720, wandte er sein Interesse und seine 
Fürsorge auch der Reform des Handwerks und der 
Hebung der Handwerkerbevölkerung zu. 

1) Brückner a. a. 0. S. 518. 

2) Siebe darüber S t i e d a a. a. 0. S. 223 ff. 
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Peter I. war nun zunächst bemüht, die Einfuhr ge- 
werblicher Produkte durch die Begründung und Förde- 
rung einer einheimischen Fabrikindustrie zu beseitigen ; 
er suchte aber zugleich andere Industriezweige, deren 
Produkte bisher in Russland noch nicht Gegenstand des 
Begehrs und der Einfuhr waren, ins Leben zu rufen. Die 
Massregeln, die er zu diesem Zweck ergriff, waren mer- 
kantilistische. 

In der Geschichte seiner Gewerbepolitik 
lassen sich zwei Perioden unterscheiden. Die erste 
Periode reicht bis gegen das Ende des zweiten Jahrzehnts 
des 18. Jahrhunderts, bis 1719. In ihr beschäftigt den 
Zaren, wie bemerkt, fast ausschliesslich die Sorge für 
die russische Industrie. Die Industriepolitik be- 
steht vornämlich in der Sorge für die Entstehung neuer 
lebensfähiger Fabriken. Und diese Sorge liegt allein dem 
Zaren ob, es giebt keine staatlichen Organe, denen er sie 
übertragen. Daher ist denn auch die Staatsthätigkeit in 
dieser Richtung keine kontinuirlich gleichmässig und 
systematisch, ein bestimmtes Programm, noch einen gene- 
rellen Plan durchführende; die gesetzlichen und regimi- 
nellen Bestimmungen in Bezug auf Fabriken werden nicht 
generell ^), sondern immer nur speciell für einzelne Fa- 
briken und von Fall zu Fall erlassen. Die Thätigkeit des 
Zaren wird dazu oft durch auswärtige Verhältnisse und 
andere politische Aufgaben unterbrochen und ist eine 
sehr wechselnde. Inder zweiten Periode erstreckt sich 



1) Ausnahme: Gesetzliche Bestimmung des Feingehaltes von 
Gold- und Silberwaaren ükas v. 1701, weitere Nr. 1843, Nr. 2229, 
Nr. 2368. Stieda a. a. 0. S. 212. Brückner a. a. 0. S. 520. 
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die staatliche E'ürsorge auch auf das Handwerk; die 
Industriepolitik aber wird jetzt eine planvolle, die 
casuistische Regelung wird zu einer generellen, und der 
Zar instituirt eigene ständige Organe für die Erfüllung 
der bisher von ihm allein besorgten Aufgabe. 

I. Die Zeit l)is 1719. 

Die Gründung neuer Fabriken erforderte in erster 
Reihe ein geeignetes Personal, sowohl für die Leitung 
wie für die Verrichtung der wichtigeren, Lehre und 
Er fahrung voraussetzenden, aus führenden Ar- 
beiten. Da dasselbe nicht in Russland vorhanden war 
konnte man es nur in Ausländern haben, denen man na-- 
türlich für die üebersiedelung nach Russland, sei es als 
Unternehmer, sei es als Leiter von Staats- oder anderen 
Fabriken, sei es als Lehrmeister, Aufseher und Vorarbeiter, 
besondere Vortheile gewähren musste. 

Nach Russland hatten schon seit Jahrhunderten die 
Fürsten ausländische Handwerker und Künstler kommen 
lassen. Wir wollen hier nur kurz auf einige Thatsachen 
hinweisen. Zuerst, seit dem X. Jahrhundert wurden viele 
griechische Handwerker und Architekten vom Wladimir 
und seinen Nachfolgern berufen, um Kirchen und Klöster 
zu bauen ^). Später, nach der Befreiung Russlands von 
der mongolischen Herrschaft, mit der Steigerung der Be- 
dürfnisse am Hofe und im hohen Adel, suchten die Gross- 
fürsten aus den westeuropäischen Ländern Handwerker 
und Künstler herbeizuziehen. Im Jahre 1475 vnirde ein 
gewisser Aristoteles Fioraventi aus Bologna nach Russ- 
land gerufen, der die Russen das Giessen und den Ge- 



1) Karamsin a. a. 0. B. I. S. 153. 154. 
y. Ordega, Gewerbepolitik Russlands. 
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brauch von Kanonen lehrte. Mit der griechischen Prin- 
zessin Sophie Paleologue, der Gemahlin Iwans III., kamen 
nach Russland viele bedeutende ausländische Baumeister, 
Architekten und Maler. 1493 sandte Iwan III. nach 
Deutschland als besonderen Gesandten einen Griechen, 
Namens Trachonit , welcher im Gefolge der Grossfurstia 
Sophie nach Russland gekommen war, um die »nützlichen 
Künstler, Architekten u. s. w. in russischen Dienst an- 
zunehmen« ^). Gleichzeitig wurden die meisten russischen 
Gesandtschaften an europäischen Fürstenhöfen mit der Auf- 
gabe, als einer ihrer Hauptfunktionen, beauftragt, durch 
grosse Versprechungen Handwerker aller Art zur üeber- 
siedlung nach Russland willig zu machen ^). Iwan IV. 
entwarf das Projekt , eine ganze Kolonie ausländischer 
Künstler und Handwerker in sein Reich zu ziehen. Zu 
diesem Zwecke wurde 1547 der Sachse Hans Schütte als 
Gesandter zu Karl V. geschickt, um von demselben die 
Erlaubniss zu erbitten, deutsche Gelehrte, Künstler, Bau- 
meister, Industrielle und Handwerker nach Russland bringen 
zu dürfen. Nach den Berichten mehrerer Annalisten ver- 
sammelte Schlitte über 300 deutsche Künstler , Gold- 
schmiede, Glockengiesser , Maurer, Maler, Bildhauer und 
andere und war schon bereit, sich in Lübeck mit ihnen 
einzuschiffen, als plötzlich, auf Intriguen des livländischen 
Ordens und der hanseatischen Kaufleute , welche damals 
in feindlichen Beziehungen zu Russland standen, ein Be- 
fehl vom Kaiser erlassen wurde, der ganzen Gesellschaft 
die Pässe abzunehmen und Schlitte selber ins Gefangniss 
zu werfen. Der russische Gesandte wusste sich aber bald 



1) Kar am sin a. a. 0. B. V. S. 234 ff. u. B. VI. S. J32. 

2) Ermann 's Archiv. B. III. S. 267. 
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frei zu machen und den meisten von ihm engagirten Per- 
sonen gelang es auch, auf Umwegen nach Russland zu 
kommen ^). 1557 erneuerte Ivan IV. sein Gesuch bei 
Ferdinand I. und obwohl dies ebenfalls keinen direkten 
Erfolg hatte, wusste er doch Mittel zu finden, eine be- 
trächtliche Anzahl deutscher Handwerker in sein Reich 
zu ziehen^). Unter Michail, Alexis und Feodor wurden 
besonders Bergleute, Tucharbeiter, Uhrmacher, Juweliere 
gewonnen. Als man 1668 ein Schiff machen wollte, ver- 
schrieb man SchifFszimmerleute, Segelmacher und Ma- 
trosen*). »Es gab, sagt Brückner, um die Zeit, als 
Peters Herrschaft begann, im ganzen Reiche Ausländer in 
sehr grosser Anzahl. In Arehangel wimmelte es von 
Ausländern. In Schuja gab es um die Mitte des 17. 
Jahrhunderts einen besonderen Kaufhof der Engländer. 
In Nischnij-Nowgorod, in Jaroslaw, in Cholmogor gab es 
protestantische Gemeinden. Im Ganzen schätzte Reuten- 
fels, welcher 1671 — 73 in Russland war, die Zahl der 
dort lebenden Ausländer auf 18000 *).« 

Die Politik Peters I. folgte also in dieser Beziehung 
dem Beispiele der früheren Zaren. 1696 kamen viele 
Ingenieure aus Oestreich. Aus Venedig verschrieb man 
Schiffsbauer, welche in Moskau im Januar 1697 eintrafen. 
Eine grosse Anzahl von holländischen, deutschen, schwe- 
dischen und dänischen Schiffszimmerleuten und anderen 
Handwerkern, welche zur Herstellung der Flotte noth- 



1) Karamsin a. a. 0. B. VIII. S. 70. 71. — Storch a. a. 0. 
ß. III. S. 9. 10. — Ermann's Archiv S. 273. 274. 

2) Storch a. a. 0, B. III. S. 10. 

3) Brückner a. a; 0. S. 198. 

4) Brückner a. a. 0. S. 200, 
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wendig waren, kamen ebenfalls noch vor der ersten Reise 
Peters ins Ausland nach Russland. Auf dieser Reise ge- 
lang es Peter L 1698 selbst, 640 Industrielle zu ge- 
winnen. 1702 Hess er im Auslande ein Manifest ver- 
breiten, wodurch er Künstler, Fabrikanten und Handwerker 
einlud, und denjenigen, welche sich zur Uebersiedlung 
nach Russland geneigt zeigten , ausser anderen Begünsti- 
gungen, die freie Ausübung ihrer Religion zusicherte ^). 
Im Jahre 1714 wurden durch den russischen Gesandten 
in Prankreich geschickte Mechaniker, Architekten und 
andere Gewerbskundige nach Russland gezogen. Seit 1715 
verdoppelte Peter I. seine Bemühungen in dieser Rich- 
tung^). Und als er in den Jahren 1716 und 1717 Frank- 
reich, speziell Paris, besuchte, verwerthete er auch diese 
Reise im Interesse der russischen Industrie ®). 

Gelegentlich wurden auch Russen zum Zwecke ihrer 
gewerblichen Ausbildung ins Ausland geschickt, um später 
in Russland zu wirken. Bei den Russen herrschte aber 
gegen das Reisen ins Ausland eine grosse Abneigung, ein 
starkes Vorurtheil. Noch unter Alexej Michajlo witsch 
und am Anfange der Regierung Peters I. fühlten sich 
viele dieser Reisenden, die zu wissenschaftlichen Zwecken 
ins Ausland geschickt waren, im höchsten Grade unglück- 
lich *). 1700 befahl Peter I. den Moskauer Bürgern, 
ihre Söhne auf Staatskosten nach Amsterdam, London, 
Toulon und in andere grosse Städte zu schicken, indem 
er selbst bestimmte, in welcher Branche sich jeder von 



1) Nr. 1910 (K. Manif.) 16. April 1702, siehe Matthäi B. L S. 18. 

2) Storch a. a. 0. B. III. S. 17. 

3) Matthäi a. a. 0. B. I. S, 18. 

4) Brückner a. a. 0. S. 182. 
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ihnen ausbilden sollte ^). 1719 wurden Russen nach Hol- 
land gesandt, um dort die Technik der Kanal-, Docks- 
und Häfenbauten zu erlernen. Ein Russe sollte in Eng- 
land das Kanonengiessen lernen. Einige jungen Leute er- 
lernten in Holland das Steinhauerhandwerk, andere die 
Ziegelbrennerei ^) u. s. w. 

Neue Fabriken wurden auf Veranlassung des 
Zaren gegründet, theils direkt als Staatsfabriken, 
theils als Privatunternehmungen. Die Massregeln, 
durch welche Peter I. das Zustandekommen der letzteren 
zu erleichtern und den gegründeten die Existenz und den 
Gewinn zu sichern suchte, waren nicht überall die gleichen. 
Regelmässig wurde Schutz gegen ausländische Kon- 
kurrenten durch hohe Schutzzölle gewährt, oder wurden 
direkte Einfuhrverbote für die fremden Waaren erlassen. 
Andere Massregeln waren: Gewährung von Staatszu- 
schüssen zur Anlage und zum Betriebe der Fabriken, 
Abgabenfreiheit, insbesondere zollfreier Absatz der Waaren 
im Inlande, auch Zwangs- und Bannrechte etc. 

Die direkte Fürsorge für eine selbständige rus- 
sische Industrie verfolgte zunächst fiskalische und po- 
litische Interessen. 

Nachdem Peter I. ein reguläres Heer und eine starke 
Flotte *) zu gründen sich entschlossen hatte , fand er es 



1) Semenow a. a. 0. B. I. S. 100. 

2) Brückner a. a. 0. S. 183. 184. 

3) Was die Herstellung der Flotte betrifft, so machte es sich 
Peter I. ziemlich bequem , indem er nur die Kosten zur Herstel- 
lung von 9 Linienschiffen zu je 60 Kanonen bestritt, während die 
Fürsten Tscherkaskoj, Dolgoroukij, Saltikoff und andere 20 grosse 
Fregatten von 48 bis 50 Kanonen besorgen mussten. Auch die 
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unerträglich, bei Beschaffung des Militärtuches, der Waffen 
' und des Pulvers von der Hansa , von Holland und Eng- 
land abhängig zu sein. Aber nicht blos nach der 
politischen Unabhängigkeit strebte der freie Geist des 
genialen Zaren, er verfolgte zugleich andere — wirthschaft- 
liche Ziele, indem er die zur Kriegführung unentbehrlichen 
Produkte im Inlande billiger zu beschaffen, den Geldab- 
fluss in's Ausland zu hemmen und dadurch den Fiskus zu 
bereichern suchte. Peter I. entschloss sich deshalb, den Be- 
darf für Heer und Flotte in Russland zu erzeugen. Dazu war 
nothwendig, die Entwickelung der schon bestehenden Muni- 
tions- und Waffenfabriken zu fördern und neue anzulegen. 
I. Seine Wirksamkeit in dieser Richtung 
erstreckte sich desshalb auf folgende Industriezweige: 

1) Salpetersiedereienund Pulverfabriken. 
Im Jahre 1475 lernten die Russen den Gebrauch des 
Schiesspulvers kennen ; am Ende des 17. Jahrhunderts gab 
es schon viele Pulvermühlen, hauptsächlich in den süd- 
lichen Provinzen Russlands, wo der Boden sehr viel Sal- 
peter enthält ^). Peter I. gab 1697 dem Kasan'schen 
Wojewoden den Befehl, Salpeter zu suchen und Salpeter- 
siedereien anzulegen^). 1708 bekam ein Ausländer Namens 
Stels das Monopolrecht auf die Pulverfabrikation, unter 
der Bedingung, jährlich 20,000 Pud Pulver an die Krone 
zu liefern. Für jeden Pud bekam er 2 Rubel 90 Ko- 
peken ^). Seitdem durfte Salpeter nur an den Stels ver- 



Handelsleute wurden in Anspruch genommen mit Herstellung von 
7 Bombardierbooten zu 14 bis 18 und 4 Brandern zu 8 Kanonen 
{Pelz, Gesch. Peters d. Grossen S. 119). 

1) Storch a. a. 0. B. III. S. 302. 

2) Nr. 1579 § 35. 36. {K.U.) 31. März 1697. 
8) Nr. 2193 (K.ü.) 20. März 1708. 
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kauft werden ^). 1712 wurde die Pulverfabrikation unter 
die Leitung der Kanzlei der moskauischen Garnison ge- 
stellt, deren Oberkommandant Fürst Galizin war^); auch 
wurde ein Befehl vom Senate erlassen, in den kiewischen, 
asowischen und kasanischen Gouvernements die Salpeter- 
siedereien zu vermehren *). Im nächsten Jahre wurde Jedem 
ohne Rücksicht auf seinen Stand erlaubt, Salpetersiede- 
reien in allen Städten Eleinrusslands zu gründen ^). Seit 
1716 mussten die Pulverlieferanten beim Einkauf von 
Salpeter Zölle zahlen*). In der Instruktion, welche den 
Wojewoden 1719 gegeben wurde, heisst es, dass sie unter 
anderen Fabriken, auch für die Anlage der Schwefel- 
siedereien zu sorgen haben ®). Nach Storch gab unter 
Peter I. eine 60 Werst von Astrachan gelegene Siederei 
jährlich 30,000 Pud Salpeter. Die Ukraine und die 
Gegenden von Woronesch, Tambow und Asow lieferten 
jährlich 40 bis 50,000 Pud für die Pulvermühlen von Kiew, 
Moskau und Petersburg. Auch in der Krim wurden all- 
jährlich gegen 150,000 Pfund Salpeter gewonnen^). 

2) Gewehr- und Waffenfabriken. Für die 
ersten Waffenfabriken in Russland gelten noch heute die 
Tula'schen Fabriken, welche in der ersten Hälfte des 18. 
Jahrhunderts entstanden sind. In Tula blühte schon lange 
das Schmiedegewerbe und die Waffenfabrikation. Im 
Jahre 1641 wurde den Schmieden in Tula der Befehl er- 



1) Nr. 2381 (S.U.) 20. Juni 1711. 

2) Nr. 2516 (K.U.) 10. April 1712. 

3) Nr. 2598 (S.U.) 29. October 1712. 

4) Nr. 2705 (S.U.) 8. August 1713. 

5) Nr. 3047 (S.U.) 31. Oktober 1716. 

6) Nr. 3294 § 9, 31. Januar 1719. 

7) Storch a. a. 0. B. III. S. 276. 277. 
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theilt, 1000 Flinten zu verfertigen und im nächsten Jahre 
mussten sie 244 lange Büchsen (Doppelhacken) an den 
Staat liefern ^). Peter I. legte in Tula eine grosse Staats- 
fabrik an, welche er an Naryschkin verpachtete, unter 
der Bedingung, jährlich eine bestimmte Quantität von 
Waffen an die Artillerie zu liefern ^). 1701 gründete 
Demidow hier eine Waffenfabrik und fing an, zu billigerem 
Preise, wie Naryschkin die Waffen an die Artillerie zu 
liefern , wofür er mit zahlreichen Krongütern belohnt 
wurde ^). Durch einen ükas von 1712 wurden alle Tula'- 
schen Fabriken unter die Leitung des Fürsten Wolkonsky 
gestellt und es wurde ihnen zur Pflicht gemacht, jährlich 
15000 Büchsen mit Bajonetten zum Preise von 1 Rub. 
73 Kop. das Stück an den Staat zu liefern *). Im nächsten 
Jahre schickte man viele junge Tischler und Schmiede 
nach Tula, um sie in der Waffenschmiedekunst auszu- 
bilden *). Da sich aber die Tula'schen Fabriken unge- 
nügend für die immer wachsenden Militärbedürfnisse ge- 
zeigt hatten, fing Peter I. an, neue Gewehrfabriken zu 
gründen. So entstanden 1703 die Fabriken zu Olonezk, 
später zu Sestrabek in der Nähe von Petersburg u. s. w. 
Der Gewehrfabrik zu Sestrabek , welche für den Bedarf 
der neu entstehenden Flotte gegründet war, widmete der 
Zar eine besondere Aufmerksamkeit, indem er eine grosse 
Anzahl ausländischer Meister bei derselben anstellte und 
an der Mündung der Sestra ein Haus erbauen Hess, in 



1) Storch a. a. 0. B. III. S. 321. 

2) S e m e n w a. a. 0. B. J. S. 120. 

3) ibid. 

4) Nr. 2486 (K.U.) 15. Februar 1712. 

5) Nr. 2736 (S.U.) 11. Nov. 1713 u. Nr. 2806 (S.U.) 5. Mai 1714. 
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welchem er selbst oft mehrere Tage verbrachte *), um die 
Fabrikation zu überwachen. Alle diese Fabriken waren 
theils im Besitz und Betriebe des Staates, theils im Be- 
sitz des Staates und im Betriebe der^ Privatpersonen, oder 
aber sie waren im Besitz von Privatpersonen und nur 
unter der Aufsicht des Staates *). 

3) Die Kan onengiesserei war sehr früh in 
Russland bekannt. Schon unter Ivan Wasiljewitsch hatte, 
wie erwähnt, der Italiener Aristoteles von Bologna die 
Russen Kanonen giessen gelehrt und 1482 bedienten sich 
die Russen der Kanonen bei der Belagerung der livlän- 
dischen Stadt Fellin ^). Die Hauptgiesserei, wo Kanonen 
von ungewöhnlicher Grösse gegossen wurden, war in 
Moskau *). Das Staatseisenwerk von Petrosawodsk, welches 
unter Alexej Michajlowitsch einem Ausländer Namens 
Rosenbusch gegen jährliche Lieferung einer gewissen Zahl 
von Kanonen, Bomben, Kugeln u. s. w. überlassen war, 
ging unter Peter I. gegen eine Geldentschädigung wieder 
in die Hände des Staates über, da Rosenbusch die aus- 
reichende Quantität der von ihm verlangten Kanonen 
u. s. w. nicht zu liefern im Stande war *). 1697 wurden 
Eisengiessereien in Werchotur und Tobolsk angelet, um 
Kanonen, Flinten und Granaten zu fabriziren ®). 1708 
befahl Peter I. auf dem Hofe des Fürsten Menschikow 
Kanonen nach neuen Modellen zu giessen ''). Und 1711 



1) Storch a. a. 0. B. III. S. 328. 

2) Vgl. S e m e n w a. a. 0. B. I. S. 120 ff. 

3) Storch a. a. 0. B. III. S. 329. 

4) Storch a. a. 0. B. III. S. 330. 

5) Storch a. a. 0. B. III. S. 331. 

6) Nr. 1588 (KU.) 10. Jani 1697. 

7) Nr. 2185 (K.U.) 9. Januar 1708. 
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wurde eine grosse Stückgiesserei zu Petersburg angelegt, 
mit drei Oefen, jeden zu tausend Pud Erz ^). 

4) Tuchfabriken. Wie alt, sagt Storch, die 
Tuchweberei in Russland sein mag, kann man daraus 
schliessep, dass 1382 bei der Plünderung der Stadt Moskau 
durch den tatarischen Chan Tochtamysch auch mehrere 
Tuchwebereien den Flammen zum Opfer fielen ^). Das 
grobe russische Tuch war schon sehr früh ein wichtiger 
Ausfuhrartikel. So wurden z. B. in einem einzigen Jahre 
über Archangel 168 500 Arschin Tuch ausgeführt ^). Um 
die Mitte des 17. Jahrhunderts legte ein Schwede die 
erste grosse Tuchmanufaktur in Moskau an, zu welcher 
er ausländische Arbeiter kommen liess. Dieses Unter- 
nehmen hatte aber keinen Erfolg und musste bald auf- 
hören *). — Peter I. stellte die Tuchfabrikation unter die 
Leitung des Fürsten Menschikow. 1712 befahl er, die 
Tuchmanufakturen so zu vermehren, dass man in, 5 Jahren 
kein Tuch mehr vom Auslande einzuführen nöthig habe. 
Auch wurde von der Regierung den Kaufleuten empfohlen, 
zu besserem Betriebe der Fabriken Gesellschaften zu 
bilden ^). Die Wolle und die Schaffelle durften nur auf 
dem Tuchhof verkauft werden , auch die Handschuh- 
fabrikanten sollten ihr Leder ausschliesslich von diesem 
Tuchhofe beziehen ®). 1714 sollte man auszahlen , wie 



1) Storch a. a. 0. B. III. S. 333. 
2> Storch a. a. 0. B. III. S. 245. 

3) Storch a. a. 0. B. III. S. 246. 

4) Storch a. a. 0. B. III. S. 246. 247. 

5) Nr. 2467 § 6 (K.Ü.) 16. Januar 1712 und Nr. 2876 (K.tJ.) 
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viel Tuch ungefähr jährlich in Russland gefertigt werden 
konnte und um den RohstoflF in genügender Quantität 
zu haben , musste eine Quote von Staatssteuem in 
Wolle entrichtet werden '). 1716 brachte der Haupt- 
mann Norow aus Schlesien und Polen 40 Schäfer und 
Tucharbeiter nach Petersburg. Sie wurden theils in das 
kasanische, theils in das asowische Gouvernement ge- 
schickt, um die Schafheerden zu beaufsichtigen und für 
die Tuchfabrikation Sorge zu tragen^). 1718 erging das 
Verbot, vom Auslande die Wollenstoflfe einzuführen und 
mit denselben im Inlaude Handel zu treiben ; aber da die 
Kaufleute in ihren Läden die ausländischen WollenstofiFe 
besassen, wurde, um ihnen die Möglichkeit zu geben, die- 
selben erst zu verkaufen , die Ausführung des Gesetzes 
auf ein Jahr verschoben *). Im nächsten Jahr wurde eine 
Gesellschaft von Kaufleuten gebildet, welcher die Staats- 
fabrik in Moskau übergeben wurde. Sie bekam eine 
zinsfreie Staatsunterstützung von 30 000 Rubel auf 3 Jahre 
und das Recht, das nach der Befriedigung der Militär- 
bedürfnisse übrig gebliebene Tuch 5 Jahre lang frei von 
jeder Abgabe zu verkaufen *), 

5) Die Segeltuchfabriken entwickelten sich 
unter Peter I. gleichzeitig mit der Gründung der Flotte. 
Seit 1711 wendete der Zar sein Interesse der Fabrikation 
von Segeltuch zu und übergab die im schlechten Zustande 
sich befindenden Plemjanikow's Leinwand- und Segeltuch- 
fabriken zwei anderen Kaufleuten *). Später, im J. 1720 wurde 

1) Nr. 2772 (K.ü.) 8. Februar 1714. 

2) Nr. 3017 (K.ü.) 29. April 1716. 

3) Nr. 3162 (KU.) 14. Februar 1718. 

4) Nr. 3309 (K.U.) 17. Februar 1719. 

5) Stieda a. a. 0. S. 212. 
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Timmerinann zum Direktor der Staatssegeltuchfabrik in 
Moskau gemacht, welche unter der Leitung des Admiral- 
coUegiums stand. Man gab Timmermann seitens der Admiral- 
kanzlei 20 000 Rubel zum Ankauf der nöthigen Materialien 
und schrieb Normen zur Verwaltung dieser Fabriken vor *). 

IL Ausser diesen strategischen Zwecken 
dienenden Fabriken, legte Peter I. aber noch andere 
Fabriken an. Seine Fürsorge erstreckte sich insbe- 
sondere auf folgende Industriezweige: 

1. Textilindustrie. Die in der Gesetzsammlung 
enthaltenen Massregeln betreffen die Leinwand- und Seiden- 
industrie, sowie Wolltapeten- und Strumpffabriken. 

a) Die Leinwandindustrie ist in Bussland 
ebenso alt, wie die Tuchweberei. Sie war besonders in 
den weiblichen Klöstern entwickelt. Die damalige Her- 
stellung der Leinwand, sagt Aristow, war sehr ähnlich 
der, wie sie noch heute bei dem Volke üblich ist. Man 
benutzte die Leinwand für Militärzelte, für Segel, Fahnen, 
Kleider u. s. w. 

Die Gegenden von Jaroslaw, Kargopol, Wald^j und 
die Provinzen an der Dwina und Waga producirten die 
beste Leinwand. Man verstand die Leinwand auch zu 
färben ; aber man färbte sie in der Regel nur auf einer 
Seite ^). Die russische Leinwand war selten über 'A 
Arschin breit, was ihre Ausfuhr ins Ausland erschwerte. 
Trotzdem gehörte sie früh zu den Ausfuhrprodukten der 
russischen Industrie und zu Kolburgers Zeit wurde jähr- 
lich über 30 000 Arschin ausgeführt »). 



1) Nr. 3590 (S.U.) 24. Mai 1720. 
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Da Russland sehr viel Hanf und Flachs produzirte 
und sie noch immer als Rohprodukte ins Ausland aus- 
führte, so schenkte Peter I. der Leinwandindustrie eine 
besondere Aufinerksamkeit Er wollte sie zu einer grossen 
nationalen Exportindustrie erziehen. 

Wir haben schon bei Betrachtung der Segeltuch- 
fabriken gesehen, wie der Zar die dem Staate gehörigen 
Segeltuch- und Leinwandfabriken wegen ihrer schlechten 
Verwaltung einem Kaufmanne wegnahm und zwei anderen 
übergab. Er drohte dabei mit einer Geldstrafe von 1000 
Rubel, falls die neuen Besitzer ungenügenden Eifer für 
ihre Unternehmung zeigen würden ^). 1714. wurde dem 
Ausländer Ivan Timmermann befohlen, auf seiner Mühle 
in dem moskauischen Bezirke, welche er vom Staate auf 
15 Jahre unter günstigen Bedingungen bekam, Leinwand- 
manufakturen anzulegen ^). In demselben Jahre wurden 
die Leinwandfabriken des moskauischen Gouvernements 
unter die Leitung des Gouverneurs von Moskau gestellt '). 
1715 erliess Peter I. den Befehl, die Leinwand nicht unter 
IV* Arschin breit in den russischen Manufakturen zu 
fertigen. Um die Webestühle entsprechend einzurichten, 
wurde den Fabrikanten eine Jahresfrist gegeben *). Aber 
schon 1718 kam man zu dem früheren Zustande zurück, 
indem man auch schmalere Leinwand in den russischen 
Fabriken zu fertigen und in's Ausland zu führen ge- 
stattete *). 1719 wurden unter anderen Fabriken auch 



1) Nr. 2324 (K.Ü.) 28. Februar 1711. 

2) Nr. 2820 (S.U.) 3. Juni 1714. 

3) Nr. 2867 (K.ü.) 15. Dezember 1714. 

4) Nr. 2943 (K.U.) 21. Oktober 1715. 

5) Nr. 3156 (K.ü.) 8. Februar 1718. 
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die Leinwandfabriken unter die Leitung des Manufactur- 
CoUegiums gestellt '). 1715 erfolgte noch ein Verbot, 
den Hanf- und Flachssamen ins Ausland auszufuhren. Es 
hiess weiter, dass wenn Jemandem derselbe übrig bleiben 
sollte, er ihn nur in der Gestalt von Hanföl in die Häfen 
führen dürfe ^). Dieses Gesetz wurde aber bald wieder 
aufgehoben ^). 

Der Zar begnügte sich aber nicht damit, unmittelbar 
für die Leinwandindustrie zu sorgen, er suchte auch den 
Hanf- und Flachsbau zu vermehren. Er befahl deshalb 
den Hanf- und Flachsproducenten die Saat zu vergrössern 
und zwar so, dass »wenn jemand bis da eine tschetwert 
säete, soll er jetzt noch ein tschetwerik zufügen, und 
wenn es möglich ist, sogar mehr« *). 

b) Die Seidenindustrie beginnt in Russland 
unter der Regierung des Zaren Alexej Michajlowitsch. 
Man verarbeitete ursprünglich die persische Seide zu 
Gürteln, Bändern u. s. w. ; die seidenen Stoffe wurden 
erst unter Peter I. gefertigt ^). Peter I. ertheilte 1717 
dem Vicekanzler Schalirow und dem Geheimerath Tolstoj 
das Monopolrecht, eine ünternehmergesellschaft zu bilden, 
um Seidenmanufakturen anzulegen. Es wurden ihnen für 
ihre Fabriken Staatsgebäude unentgeltlich gegeben; auch 
erhielten sie das Recht 50 Jahre lang ihre Waaren im 
Innern des Landes frei zu verkaufen; aber bei der Aus- 
fuhr ins Ausland hatten sie die gewöhnliche Zollabgabe 



1) Nr. 3320 § 6 (S.U.) 4. März 1719. 

2) Nr. 2963 (K.U.) 10. Dezember 1715. 

3) Nr. 3166 <K.U.) 14. Februar 1718. 

4) Nr. 2966 (K.U.) 13. Dezember 1715. 
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zn entrichten ^). Zu dieser Manufaktur wurde eine grosse 
Anzahl von Spezialisten aus Frankreich verschrieben. Die 
Einfuhr der Seidenstoffe vom Westen wurde 1718 ver- 
boten. Nur russische, chinesische und persische Fabrikate 
durften in ßussland getragen und verkauft werden ^). Da 
aber Tolstoj und Schafirow erklärten , dass ihre Gesell- 
schaft nicht im Stande sei , die Bedürfnisse des ganzen 
Landes an Seide zu befriedigen , so wurde zwei holländi- 
schen Kaufleuten Tames und Borst das alleinige Recht 
ertheilt, Seidenstoffe vom Auslande einzuführen ; aber nur 
2 Jahre lang und jährlich nicht mehr, wie für 100 000 
Rubel »). 

In demselben Jahre bekam noch die Gesellschaft 
Tolstoj und Schafirow die Erlaubniss für 15 bis 20000 
Rubel rohe Seide aus China zollfrei zu beziehen *). 

Unter der Regierang Peters I. legte noch ein Seiden- 
fabrikant, Namens Alexander Miljutiu, 1714 in Moskau 
eine Fabrik von seidenen Bändern an. Er erhielt später 
von dem Zaren das Privilegium der Steuerfreiheit, wobei 
ihm noch versprochen wurde, falls er seine Produktion 
genügend vergrössern würde, die Einfuhr von Seiden- 
bändern zu verbieten ^). 

c) Wolltapetenmanufakturen. 1716 wurde 
für das Material zur Fertigung der Tapeten gesorgt und 
zu diesem Zwecke befahl der Senat aus jeder Provinz 
Russlands, die Wolle produzirte, 2 Pfund Wolle zur Probe 



1) Nr. 3089 (K.U.) 8. Juni 1717. 

2) Nr. 2214 (K.U.) 22. Juni 1718. 

3) Nr. 3357 (K.ü.) 22. April 1719. 

4) Nr. 3405 (K.U.) 23. Juli 1719. 

5) Nr. 3176 (K.Ü.) 28. Februar 1718, 
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an den Direktor der Tuchfabriken, den Pursten Menschikow, 
nach Petersburg zu schicken ^). 1719 legte Peter I. eine 
Wolltapetenmanufaktur in Petersburg nach dem Muster 
der Pariser Gobelinfabrik an. Die Fabrik fand bald Ab- 
satz in ganz Europa. Aber nach dem Tode des Franzosen 
Camus, welcher als Direktor der Fabrik fungirte , verlor 
sie ihren Ruf und erst später unter Elisabeth Petrowna 
gelang es ihr, zu ihrer ursprünglichen Vollkommenheit 
und Blüthe zurückzukehren^). 

d) Strumpffabriken. Im Jahre 1718 erliess 
Peter I. ein Verbot der Einfuhr von Strümpfen nach 
Moskau. Das alleinige Recht auf Fabrikation von Strümpfen 
in Moskau hatte der Franzose Mamaurion ^). 

2. Die Entwicklung der Stahl- und Eisen- 
f a b r i k e n fällt mit der Entwicklung des Bergbaus und 
der Waffenfabrikation zusammen, von der schon früher 
die Retie war. Die ersten regelmässigen Stahl- und Eisen- 
fabriken wurden auf Veranlassung Peters I. noch 1719 
durch den General Hennin in Olonez und bei den permi- 
schen Bergwerken angelegt, ebenso die ersten Drath- 
mühlen *). 

3. Fabriken fürEdelmetallwaaren. Seit 
den ältesten Zeiten, sagt Aristow, schmückten sich die 
Russen gern mit silbernen und goldenen Ketten und Gürteln. 
Die Ketten trugen sie am Halse. Die Gürtel gehörten 
ausschliesslich zu der Tracht der Männer. 

Die Gold- und Silberschmiedekunst machte in Russ- 



1) Nr. 3053 (S.U.) 19. Dezember 1716. 
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land nach der mongolischen Herrschaft durch die mehr- 
mals wiederholte Berufung fremder Künstler bedeutende 
Fortschritte. Unter Peter I. sollten die Seidenmanufak- 
turen der Gesellschaft Tolstoj und Schafirow auch Gold^ 
und Silberstoffe fertigen ^), wie man sie damals trug und 
welche schon lange zu den wichtigsten Gegenstanden des 
Tuchhandels mit Eonstantinopel gehörten. Die erste 
eigentliche Fabrik zur Verarbeitung edler Metalle wurde 
in Petersburg 1719 angelegt ^). Peter I. begünstigte die 
Edelmetallfabriken nicht, da diese Art von Unternehmung 
seinen merkantilistischen Anschauungen nicht entsprach. 
Die Verarbeitung der Edelmetalle zu anderen Objekten 
als zur Münze erachtete er für eine das Nationalein- 
kommen beraubende und den Volksreichthum benach- 
theiligeüde Produktion. Durch Ukas vom 11. Dezember 
1717 verbot er, Gold und Silber zu tragen, »damit die Leute 
keine überflüssigen Verluste, besonders in der heutigen 
Eri^szeit haben.« Im nächsten Jahre wurde zwar aus 
Rücksicht für die schon bestehenden Geschäfte das strenge 
Verbot zurückgenommen , aber die Gold- und Silber- 
schmiedekunst wurde doch nur in Petersburg gestattet 
und es durfte jährlich im Ganzen nicht mehr als 50 Pud 
Gold und Silber verarbeitet werden ^). 

4. 1717 wurde die erste Nadelfabrik durch die 
Gesellschaft Tomilin und Rjumin gegründet. Auf die 
ausländischen Nadeln wurde ein hoher Zoll gelegt, welcher 
dem Preise der Waare gleich war *). 15 Jahre lang 

1) Nr. 3089 (K.U.) 8. Juni 1717. 

2) S t or ch a. a. 0. B. III. S. 337. 

3) Nr. 3144 (K.U.) 19. Januar 1718. 
4; Nr. 3411 (K.U.) 8. August 1719. 

?• Ordega, Oewerbepolltik Bassland«. 4 
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sollte die Nadelfabrik ihr Produkt zollfrei verkaufen 
dürfen ^). 

5. Glas- und Spiegelfabriken. Um die Mitte 
des 17. Jahrhunderts legte ein Italiener Namens Mignot 
im Dorfe Ismailow bei Moskau die erste Glashütte an. 
Die zweite entstand einige Jahre später 40 Werst von 
Moskau. Diese Fabriken reichten aber lange nicht, um 
den steigenden Bedarf im Reiche zu befriedigen und Russ- 
land war immer noch auf sehr bedeutende Einfuhr aus- 
ländischen Glases angewiesen , obgleich es unter allen 
Ländern Europas die meisten natürlichen Vortheile zu 
dieser Fabrikation vereinigte ^). Peter I. legte im Jahre 
1716 eine grosse Glasfabrik im Dorfe Schabino im 
Yamburgischen Kreise an und Hess dieselbe im nächsten 
Jahre an Privatpersonen verpachten ^). 1719 wurden alle 
Glasfabriken unter die Leitung des Manufaktur-CoUegiums 
gestellt*). Im nächsten Jahre, Dank den Bemühungen 
des Fürsten Menschikow , wurde eine Fabrik für Glas- 
spiegel und Krystallgeschirr eröffnet, an welcher aus- 
ländische Meister arbeiteten ^). 

6. Das Papier wurde schon im XV. Jahrhundert 
nach Russland eingeführt, aber die ersten Papiermühlen 
entstanden erst um die Mitte des XVII. Jahrhunderts. 
Peter I. legte eine grosse Papierfabrik in der Nähe von 
Petersburg an ^) und befahl , in Petersburg und in den 



1) Nr. 4006 (K.U.) 11. Mai 1722. 

2) S 1 r c h a. a. 0. B. IIl. S. 291 ff. 
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Städten des Petersburgischen Gouvernements, Lumpen zu 
sammeln und dieselben in die petersburgische Kanzlei zu 
8 deneg für das Pud abzuliefern ^). Alle Druckereien 
sollten ihr Papier aus der Staatsfabrik zu festgesetzten 
Preisen beziehen ^). 

7. 1718 wurde dem moskauischen Kaufmann Westow 
auf 10 Jahre das Monopol zur Anfertigung von Zucker 
gegeben. Er hatte ausserdem das Recht, 3 Jahre lang 
zollfrei seine Einkäufe zu machen und sein Produkt zu 
verkaufen; dabei wurde ihm noch versprochen, im Falle 
einer entsprechenden Vergrösserung seines Fabrikge- 
schäftes, die Einfuhr des ausländischen Fabrikates gänz- 
lich zu verbieten ^). 

8. Die Pottaschsiedereien waren sehr früh in 
Russland vorhanden. Pottasche bildete immer einen der 
wichtigsten Ausfuhrartikel. Unter Peter 1. wurden die 
Pottaschsiedereien anfangs unter die Leitung des Senates 
und später des Admiralitätsprikases gestellt *) , die Aus- 
fuhr der Pottasche war das Monopolrecht der Krone. Die 
Staatssiedereien wurden dem Staatsrath Ragusinskj und 
dem Konsul Gutfei auf 3 Jahre in Pacht gegeben unter 
der Bedingung, jährlich 1000 Fass guter Pottasche nach 
Archangel zu liefern ^). Die zahlreichsten Pottaschsiede- 
reien waren in Kleinrussland. 

9. Die Lederbearbeitung in Russland war sehr 



1) Nr. 2800 (K.Ü.) 26. April 1714, s. auch Nr. 3569 13. April 
1720. 

2) Nr. 3457 (K.ü.) 25. November 1719. 

3) Nr. 3181 (K.Ü.) 14. März 1718. 

4) Nr. 2469 (S.U.) 18. Januar 1712 und Nr. 2527 (K.ü.) 16. 
Mai 1712. 

5) Nr. 2510 (S.U.) 28. März 1712. 
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alt und sehr ausgebreitet. Das Hauptprodukt der russi- 
schen Gerbereien sind immer die Juchten gewesen, welche 
man auch in grosser Quantität ins Ausland ausführte ^). Um 
die Verarbeitung der Häute zu erzwingen, verbot Peter I. 
dieselben auszuführen; auch erlaubte er nicht, das aus- 
ländische, fertige und gefärbte Leder nach ßussland zu 
importiren ^). 1715 wurde ein ükas erlassen, nach welchem 
die Juchten nicht mehr mit dem Birkentheer, sondern 
mit Thran getränkt sein sollen. Um dies zu erlernen, 
wurden von allen Gouvernements Russlands Gerber nach 
Moskau geschickt, und seit 1718 wurde strengstens ver- 
boten , mit Birkentheer getränktes Leder zu fertigen '). 
1719 stellte Peter L die Ledermanufaktur unter die Lei- 
tung des Manufactur-CoUegiums *). 

10. 1718 erhielt ein moskauischer Bürger Namens 
Paul Wasiljew das Privileg zur Bereitung des »vene- 
tianischen Lackes« (bakan). Da sich dieser Lack 
vortrefflich zeigte, wurde seine Einfuhr aus Venedig ver- 
boten ^). 

11. In demselben Jahre erhielten der Landrath 
Sawelew und die Gebrüder Tomilin das ausschliessliche 
Recht, Vitriol und öcheidewasser zu fertigen. Sie 
brauchten 30 Jahre lang keine Zölle beim Verkauf ihres 
Produktes zu zahlen % 

12. 1701 wurde verboten, Biberfelle auszuführen, 



1) Storch a. a. 0. B. III. S. 222. 223. 

2) Nr. 1641 § 20 u. 21. 29. August. 1698. 

3) Nr. 2949 (K.U.) 4. Nov. 1715. Nr. 3141 (K.ü.) 17. Jan. 
1717. Nr. 3087 (S.U.) 25. Mai 1717. 
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weil dieselben im Inlande zur Fertigung der Hüte 
nach deutschem Muster verwendet werden sollten ^). 

Alle diese Fabriken und Manufakturen, für welche 
Peter I. in der ersten Periode seiner Gewerbepolitik, fast 
ausschliesslich persönlich und in die kleinsten Details ein- 
gehend, sorgte, waren entweder ganz neue Unternehmungen, 
welche erst durch den Zaren ins Leben gerufen wurden, 
oder sie gehörten zu den alten Zweigen der russischen 
Industrie, die Peter I. nur zu entwickeln, zu vergrössern, 
zu reorganisiren und technisch zu verbessern suchte. Zu 
den ersten gehören die Segeltuch- und Wolltapeten- 
Manufakturen , die Strumpf- , Nadel- , Lack- , Zucker- 
fabriken u. s. w., und in der zweiten Periode die Por- 
zellanfabrik, auf welche wir noch später zurückkommen 
werden. Ganz recht hat Matthäi, wenn er sagt, dass 
»Peter L sein Land wie wenige Regenten kannte und 
dass seinem Scharfblick keine der grossen Hülfsquellen 
Russlands entgieng, an deren Erschliessung er mit so viel 
Energie arbeitete.« 

II. Die Zelt von 1719-1725. 

Die zweite Periode der Gewerbepolitik Peters I. ist 
die Zeit der generellen (gesetzlichen und regiminellen) 
Regelung des Gewerbewesens. Hier ist zu scheiden die 
Industrie- und Handwerkspolitik. 

1. Die Industriepolitik. 

Die Industriepolitik verfolgte nicht mehr die Auf- 
gabe direkter Gründung von Fabriken und Einführung 



1) Nr. 1846 (K.Ü.) 2. April 1701. Siehe Stieda S. 211. 
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neuer Industriezweige. Es geschah das nur noch aus- 
nahmsweise. 

Zu diesen Ausnahmemassregeln gehörte die Gründung 
der ersten Fayencefabrik — als Staatsfabrik — 1724 in 
Moskau. (Die eigentlichen Porzellanfabriken fallen in die 
spätere Zeit; die erste wurde von der Kaiserin Elisabeth 
gegründet ^).) — Ferner wurde noch für Vermehrung der 
Tuchproduktion gesorgt. Peter I. wollte sein Militär nur 
in einheimisches russisches Tuch kleiden. Da aber seine 
Bemühungen ohne Erfolg blieben, so entschloss er sich 
endlich 1724 im Widerspruch mit dem TJkas vom 14. 
Februar 1718 die Grenze für die Einfuhr des ausländischen 
Tuches offen zu halten. Aber es durfte das fremde Tuch 
nicht aus England, sondern nur aus Preussen bezogen 
werden, »weil das preussische Tuch sich solider gezeigt 
hat, obwohl es schmaler, wie das englische ist« ^). 

lieber die Ausfahr der schmalen Leinwand wurden 
noch neue Ukase erlassen ^). Durch die grossen Auf- 
munterungen Peters I. hatte sich die Leinwandindustrie 
so vermehrt, dass nach Storch »beim Tode des Zaren in 
Moskau, Jaroslaw und einigen anderen Orten 14 sehr be- 
trächtliche Leinwandmanufakturen vorhanden waren«. 

1721 wurde, gegen das frühere Monopol, Jedem ge- 
stattet, Seidenmanufakturen anzulegen. Die Mitglieder neu 
gegründeter Gesellschaften waren von allen Staatsdiensten 
frei und konnten 15 Jahre lang ihre Waaren zollfrei 
verkaufen *). 1724 wurde auf Vorschlag des Manufaktur- 



1) Storch a. a. 0. B. IIl. S. 229. 300. 

2) Nr. 4407 (S.U.) 28. März 1724, siehe Stieda 221. 

3) Nr. 3677 (KU.) 16. Nov. 1720 u. Nr. 4204 (S.U.) 2. Mai 1723. 

4) Nr. 3758 (M.C.) 14. März 1721. 
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rathes Eassis befohlen, junge Russen nach Italien zu 
schicken, um die Seidenindustrie zu erlernen ^). 

Die Einfuhrverbote vom Zucker, welche dem Zucker- 
fabrikanten Westow 1718 versprochen waren, wurden 1721 
zur Thatsache ; der Monopolbesitzer wurde aber gleichzeitig 
angewiesen, die Produktion dieses Artikels zu steigern ^). 

Die wichtigste Massregel in dieser Periode war die 
Gründung des schon mehrfach genannten Manufactur- 
Collegiums. 

Bis zum Jahre 1719 gab es kein besonderes Staats- 
oi^an zur Pflege und Förderung der Industrie und zur 
üeberwachung der Fabriken. Bei der grossen Organisation 
der Behörden im Jahre 1718 wurde auch eine besondere 
für die Industrie unter dem Namen Manufactur- 
Collegium geschaffen. Es waren im Ganzen neun Be- 
dörden, unter welche damals die Geschäfte der auswärtigen 
Angelegenheiten, des Finanzwesens, der Justiz, des Heer- 
wesens, der Flotte, des Berg- und Manufacturwesens ver- 
theilt wurden. 1719 traten die sämmtlichen CoUegien 
ins Leben '). 

Das Manufactur-Collegium stand wie die übrigen 
Gollegien unter der Aufsicht des Senats und ihre Präsi- 
denten wurden zugleich Mitglieder des Senats. Peter I. 
wollte eine Arbeitstheilung herstellen , aber zugleich die 
nothwendige Einheit der Verwaltung sichern *). Jedes 

1) Nr. 4600 (M.C.) 19. November 1724. 

2) Stieda S. 218. 

3) Siehe bei Brückner, Peter d. Gr. S. 502. 503. 

4) Peter I. bemühte sich, für die Beamtenstellen in den Gol- 
legien auch Ausländer zu gewinnen. So wurde z. B. den 9. Aug. 
1717 vorans befohlen, die schwedischen Kriegsgefangenen in den 
CoUegialdienst zu nehmen (Nr. 3101). Der Yicepräsident jedes 
Oollegiums war in der Regel kein Busse. Ausserdem musste noch 
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CoUegium hatte seinen eigenen Wirkungskreis und war 
nur so dem Senate gegenüber verantwortlich, wie der 
Senat dem Zaren gegenüber verantwortlich war ^). 

Der Senat war nach Abschaffung des früheren 
Bojarenraths im Jahre 1711 an demselben Tage (22. Febr.), 
als der Türkei der Krieg erklart wurde, als höchste Staats- 
behörde ins Leben gerufen worden. Ursprünglich be- 
stimmt, die Regierungsgeschäfte während der Abwesenheit 
des Zaren im Kriege zu führen, sollte das neue Gentral- 
Organ doch keine nur vorübergehende Institution sein. 
Es setzte sich aus 9 Mitgliedern coUegialisch zusammen; 
seine Kompetenz war sehr ausgedehnt^). In ihm waren 

ein Collegialrath oder ein Assessor und ein Sekretär Ausländer 
sein. Die Zusammensetzung jedes Collegiums war folgende : 1 Prä- 
sident, 1 Vicepräsident, 4 Collegialräthe , 4 GoUegialassessoreni 
1 Notar, 1 Aktuar, 1 Registrator und 1 Uebersetzer (Nr. 3129 (K.ü.) 
11. Dez. 1717). Die Gollegieninstruktionen sollten den entsprechen- 
den schwedischen Instruktionen nachgebildet werden (Nr. 3207 
(K.U.) 11. Juni 1718). 

1) Siehe Brückner: Peter d. Gr. S. 503. 

2) »Der Senat hatte die Thätigkeit aller anderen Regierungs- 
behörden zu überwachen, darauf zn sehen, dass jeder seine Pflicht 
thue , dass die Gesetze befolgt würden , dass alle Unehrlichkeit, 
aller ünterschleif, alle Defraudation verfolgt und bestraft werde«. 
»Alles und Alle sind dem Senat unterthan, welcher seinerseits nur 
4em Zaren gegenüber verantwortlich ist. Für Recht und Ordnung, 
für Sicherheit und Yolkswohlfahrt, für Heerwesen und Staatshaus- 
halt hatte der Senat zu sorgen, die geeigneten Regierangsmittel 
zu ersinnen und anzuwenden. Von einer Theilung der Gewalten 
war keine Rede. Alle Funktionen, die richterliche wie die ad- 
ministrative, ja wohl auch in gewissem Sinne die gesetzgebende 
waren hier vereinigt. Der Senat übte eine Art Dictatur.c »Die 
Recrutirung, Unifoimairung und Bewaffnung der Truppen, die Be- 
schaffung von Lebensmitteln uud Eriegsvorräthen für die Armee, 
von Schiffsbauholz für die Flotte, die Förderung des Handels, der 
Industrie, das Steuerwesen, die Massregeln gegen Feuersgefahr und 
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die richterliche, die administrative und zum Theil die 
gesetzgebende Gewalt vereinigt: die Sorge fDr das Militar- 
wesen, das Steuerwesen ^ die Forderung des Handels, der 
Lidustrie, die obrigkeitlichen Massregeln gegen Feuers- 
gefahr, Epidemie u. s. w. — alles dies gehörte zu den 
Befugnissen und Pflichten des Senats. Durch die neue 
Behördenorganisation von 1718 wurde die vielseitige 
Thätigkeit des Senats unter die neun CoUegien vertheilt, 
er selbst behielt aber die höchste, beaufsicKtigende Ge- 
walt, so dass in ihm die efimmtlichen Behörden des Staates 
centralisirt waren ^). 

Die gesetzlichen und regiminellen Bestimmungen über 
die russische Industrie sind in einer Reihe von ükasen 
(1720 — 1724) und vorzugsweise in den Instruktionen des 
Manufactur-GoUegiums enthalten, welchem die Aufsicht 
und die staatswirthschaftliche Direktion des gesammten 
Fabrikwesens seit 1719 übertragen war. 1723 bekam das 
Manufactur-CoUegium ein Generalreglement ^) , welchem 



Epidemien, der Kanal- und Wegebau, die Beschirmung der Reichs- 
grenzen vor den Invasionen fremder Völker etc. — Alles dies ge- 
hörte vor das Forum des Senats und machte den Gegenstand der 
Berathungen und Beschlüsse desselben aus.« Brückner a. a. 0. 
S. 500. 

1) Brückner: Peter d. Gr. S. 499 ff. 

2) Das Generalreglement ist leider in der »Sammlung der 
Gesetze« nicht zu finden. Ich weiss nicht, von wo es Storch, der 
vier Bestimmungen desselben mittheilt, genommen hat. Zwei der- 
selben stimmen allerdings mit zwei Punkten des kaiserlichen 
Ukases yom 5. Nov. 1723 vollständig überein, doch die zwei übrigen 
Artikel sind in diesem Ukase nicht enthalten. Dass eine In- 
struktion unter dem Titel »Generalreglement« erlassen war, ist 
auch desshalb nicht zu bezweifeln, weil es in der Vorrede zu dem 
Spezialreglement vom 8. Dezember 1723 heisst, dass »der Zar für 
nothwendig hielt, neben dem Generalreglement noch ein Spezial- 
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bald nachher ein sehr ausführliches Spezialreglement 
(Nr. 4378) vom 3. Dezember 1723 folgte. 



reglement dem Manufactur-CoUegium zu geben«. Der Inhalt des 
Generalreglements (nach Storch a. a. 0. B. III. S. 24 ff.) ist in 
vier Artikeln enthalten, wovon der erste dem Manufactur- 
CoUegium und Kommerz-Collegium befiehlt, in der Richtung zu 
arbeiten, »dass Russland nicht mit fremden Waaren überladen 
werde, wozu es die rohen Materialien selbst hervorbringe, oder die 
im Lande selbst fabiizirt würden, wie auch ernstlich dafür zu 
sorgen, dass es den Fabriken an nichts Nothwendigem fehle«. Da 
Peter I. auch bemerkte, dass die Ausländer seine Manufacturen 
mit neidischen Augen betrachteten, und ihrem Gedeihen entgegen 
arbeiteten , so empfahl er beiden CoUegien »sich zu hüten , dass 
nicht Gelegenheit zum Tadel gegeben werde und an Erhaltung 
der guten Ordnung alles dessen Acht zu haben, was das Manu- 
factnrwesen auf einen festen Grund setzen könne.« Nach dem 
zweiten Artikel sollen die Collegien »den Fabrikanten bei An- 
schaffung der Rohstoffe, sowie der nöthigen Maschinen hül&eiche 
Hand leisten und sie bei jeder Gelegenheit beschützen». Ferner 
»sollen solche Massregeln ergriffen werden, die Wiederspenstigen 
und Faulen dahin zu bringen, dass sie auch wider ihren Willen 
zum Besten des Staates beitragen müssen. So sollen z. B. die- 
jenigen, welche die Juchten zubereiten, eine gewisse Anzahl Renn- 
thierhäute gerben und die Tuchwalker eine gewisse Anzahl Hüte 
verfertigen«. Für die Fabrikpolizei wurde durch den dritten 
Artikel gesorgt. »Versteht ein Werkmeister die Sache nicht, wozu 
er sich anheischig gemacht hat , so soll man ihn , ohne Aufsehen 
zu machen, fortschicken; ist er im Gegentheil ein geschickter 
Mann, so soll man ihm alle gebührende Achtung bezeigen, und 
will er, wenn sein Kontrakt um ist, ihn verlängern, so soll man 
nicht anstehen , denselben zu erneuern. Im entgegengesetzten 
Falle soll er vor dem CoUegium erscheinen, welches ihn zu fragen 
hat, ob er aus eigener Bewegung weggehe: sagt er ja, so soll 
man ihn ohne Hindernisse gehen lassen ; beklagt er sich über Un- 
recht, oder bezeigt er sich missvergnügt, so soll ihm das CoUegium 
Genugthuung verschaffen und nicht abreisen lassen, sondern ander- 
wärts anstellen, damit er nicht im Auslande die Gründe seines Miss- 
vergnOgens bekannt mache und Fremden dadurch die Lust nach 
Russland zu gehen benehme.« Im vierten Artikel heisst es: 
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Nach allen diesen ükasen und Reglements war die 
Stellung und die Funktion des Manufactur- 
Collegiums folgende: Das CoUegium hatte die regi- 
minelle Verwaltung des gesammten Fabrik- und Manu- 
facturwesens im Reiche ^). Das Reglement vom 3. Dez. 
1723 befiehlt ausdrücklich, dass kein anderes Collegium, 
keine andere Kanzlei die Angelegenheiten und Geschäfte, 
welche zu dem Ressort des Manufactur-CoUegiums ge- 
hören , an sich ziehen , und wenn es dennoch geschehe, 
das Manufactur-CoUegium protestiren und an den Senat 
sofort berichten solle, um die höhere Entscheidung zu 
extrahiren ^). Von den besonderen Befugnissen und Auf- 
gaben des CoUegiums im Einzelnen wird nachher die Rede 
sein. Ausdrücklich wird ihm als seine allgemeine und 
prinzipale Aufgabe zugewiesen , zu sorgen für die Ein- 
führung und Begründung neuer Industrie- und Manufactur- 
zweige, die im Auslande beständen, in Russland aber sich 
noch nicht entwickelt hätten, insbesondere auch für die 
Gründung von Kunstgewerben und solchen Fabrikations- 



»Derjenigei der eine dem Staat nutzbare Entdeckung macht und sie 
dem Collegium mittheilt, soll den dritten oder vierten Theil von 
dem Nutzen seiner Erfindung ziehen.« Eine andere Verordnung 
benennt die Personen, welche die Rechte und Freiheiten eines 
Fabrikanten zu geniessen haben. Noch eine andere bezieht sich 
auf Farbewaaren und andere aus der Fremde gezogene rohe Ma- 
terialien und muntert zur Aufsuchung und zum Anbau derselben 
im Reiche auf. 

1) »Das Manufactur-CoUegium soll die Oberaufsicht über alle 
Fabriken und Manufacturen im ganzen Reiche haben und es soll 
mit Eifer und Treue so handeln , wie das General-, das Spezial- 
reglement und die anderen hierher gehörigen Ukase es vor- 
schreiben.« (§ 1 des Reglements vom 3. Dez. 1728.) 

2) § 5 des Reglements vom 3. Dez. 1723. 
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zweigen, für welche Russland die geeigneten Rohmaterialien 
habe und welche zu Exportgewerben sich entwickeln 
könnten. Dem Collegium wurde zu diesem Zwecke die 
Befugniss erlheilt, Unternehmern Privilegien zu er- 
theilen^). 

An der Spitze des CoUegiums, welches in Moskau 
seinen Sitz hatte , und aus Räthen und Assessoren be- 
stand ^), stand ein Präsident. Die Behandlung der Ange- 
legenheiten sollte eine koUegialische sein •). Der President 
hatte persönlich die Fabriken und Manufacturen in der 
Nähe von Moskau zu beaufsichtigen und mindestens 2 — 3 
mal im Jahr zu visitiren, im Verhinderungsfalle durch 
ein anderes Mitglied des CoUegiums visitiren zu lassen *). 

Die übrigen Mitglieder erhielten jedes ihr besonderes 
Dezernat und die Beaufsichtigung eines Theiles der ge- 
werblichen Unternehmungen, aber immer nur auf ein 

1) § 6 des Reglements vom 3. Dezember 1728. 

2) § 21 des Reglements vom 3. Dezember 1723. 

3) § 2 des Reglements vom 8. Dezember 1728. § 8 dieses 
Reglements bestimmt deshalb ausdrücklich, »dass alle Briefe und 
Sendungen, welche sich auf die Geschäfte des Manufactur-CoUegiums 
beziehen, an das Collegium und nicht an den Präsidenten, oder 
einzelne Mitglieder adressirt werden sollten. Diese Briefe hatte 
der Präsident und während seiner Abwesenheit sein Stellvertreter 
zu öffnen.« 

4) »Der Präsident soll die Fabriken und Manufacturen, welche 
sich in der Nähe von Moskau befinden, persönlich beaufsichtigen, 
so oft ihm die Zeit erlaubt und nicht weniger wie 2—8 mal per 
Jahr. Im Verhinderungsfälle soll er ein Mitglied des Collegiams 
auf seine Stelle schicken , um zu sehen , wie die Arbeit und das 
Uebrige auf den Fabriken und Manufacturen gehe, und ob alles 
in Ordnung sei, und falls etwas Schlimmes beobachtet wird, so 
soll man so schnell wie möglich das Collegium in Eenntniss da- 
von setzen und die gestörte Ordnung wieder herstellen.« (§ 4 des 
Reglements vom 8. Dezember 1723.) 
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halbes Jahr zugewiesen. Dieser Wechsel in dem beson- 
deren Ressort der einzelnen Mitglieder wurde angeordnet, 
damit dieselben mit allen Unternehmungen und allen Ge- 
schäften des Collegiums vertraut würden ^). Alle Mass- 
regeln, welche im Interesse einer Fabrik und des allge- 
meinen Wohls getroffen werden sollten, mussten zuvor 
im CoUegium berathen und von demselben beschlossen 
werden ^). Präsident und Mitglieder sollten sich ange- 
legen sein lassen, alle Uebelstände, die sie in den von 
ihnen besichtigten Fabriken fänden, abzustellen, und über- 
haupt alles zu thun, was zur Besserung und Förderung 
der einzelnen Fabriken mit Hülfe des Staats geschehen 
könne, und in dem ükase vom 5. November 1723 wurde 
ausdrückHch befohlen, dass das CoUegium nicht bloss, was 
in den ükasen vorgeschrieben , ausführen , sondern auch 
selbständig handeln soll. In dem § 4 dieses ükases heisst 
es, dass »wenn in dem Ukas etwas nicht geschrieben, 
doch nützlich für die Manufacturen sich zeigt, das soll 
man sorgfilltig ausführen, und wenn ihr schwach und nach- 
lässig handeln werdet, so werdet ihr strengstens bestraft«. 
Das CoUegium war aber nicht blos ein Verwaltungs- 
organ, sondern auch eine gerichtliche Behörde. Ihm wurde 
die alleinige , ausschliessliche Entscheidung aller Streitig- 



1) § 21 des Reglements vom 8. Dezember 1723. Bei jeder solchen 
Yeränderang hatte ein Mitglied dem anderen, das an seine Stelle 
kam, die Resultate seiner ganzen Tbätigkeit zu übergeben, und 
wer eine neue Erfindung oder eine Verbesserung des Betriebes 
ausgedacht hatte, der sollte seine Projekte dem CoUegium über- 
geben, welches, falls sie sich als zweckmässig erwiesen, dieselben 
praktisch einzuführen verpflichtet war. 

2) § 21 des Reglements vom 23. Dezember 1723. 
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keiten zwischen den Arbeitgebern und Arbeitnehmern in 
den Fabriken überwiesen ^). 

Das CoUegium war noch verpflichtet, halbjährlich 
Berichte über Entstehung und Entwicklung der verschie- 
denen Industrie- und Manufacturzweige an den Senat ein- 
zureichen ^). 

Wir wenden uns nun zu der Darstellung der gene- 
rellen Bestimmungen über die Industrie, die 
in den ükasen und Reglements, theils in allgemeinen ge- 
setzlichen Vorschriften, theils in der Form einer In- 
struktion für das Manufactur-CoUegium gegeben wurden. 
Es waren dies hauptsächlich folgende : 

1. Sehr charakteristisch für die volkswirthschaftliche 
Einsicht Peters I. ist, dass derselbe damals für Bussland 
den Betrieb von Fabriken durch Private als den 
rationelleren und erstrebenswerthen Zustand , Staats- 
fabriken nur als einen Nothzustand ansah, und deshalb 
die Veräusserung der letzteren verordnete. Das CoUegium 
wurde angewiesen, :> Fabriken und Manufacturen , welche 
durch den Zaren gegründet seien, oder noch gegründet 
werden würden, an Private zu verkaufen, wenn dieselben 
in einen guten Zustand gebracht seien« ^). 

Auf diesen Entschluss Peters I. mögen ausser wirth- 
schaftspolitischen Erwägungen auch finanzpolitische Motive 
mit eingewirkt haben. Die Gründung und der Betrieb der 
Staatsfabriken und die Unterstützung der Privatfabriken 
kosteten den Staat viel Geld. Es war deshalb schon 1719 
den Wojewoden befohlen , für die in ihren Provinzen 



1) § 26 des Regl. vom 3. Dezember 1723. 

2) Nr. 4447 (KU.) 31. Januar 1724. 

3; § 15 des Reglements vom 3. Dezember 1723. 
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vorhandenen Fabriken zu sorgen und genau zu unter- 
äuchen, ob die Quantität und Qualität der in ihnen ge- 
fertigten Waaren dem Opfer des Staates entspreche. Diese 
Kontrole sollte viermal jährlich stattfinden ^). Ausserdem 
ergab sich aber auch, dass die Staatsfabriken lange nicht 
so gut rentirten, wie die Privatfabriken. Jene Verord- 
nung sollte aber keineswegs ausschliessen, dass nicht unter 
Umständen ausnahmsweise noch wieder neue Staatsfabriken 
zur Forderung der Industrie anzulegen seien. 

2. Was das Becht auf die Gründung und 
den Betrieb einer Fabrik betrifft, so sollte 

a) ein verständiges und liberales Koncessions- 
system durchgeführt werden. Es wird ausdrücklich 
vorgeschrieben : Die Gründung von Fabriken sollte kein 
Vorrecht einer einzelnen Klasse sein; jeder konnte überall 
Manufacturen und Fabriken gründen. Aber wer dies thun 
wollte, musste erst dem Gollegium seine Absicht anzeigen 
und den Plan seines Unternehmens vorlegen. Das Gol- 
legium hatte sich zu überzeugen , ob die betreffende Fa- 
brik einen reellen Werth haben würde und ob sie einen 
wirklichen Nutzen dem Staate bringen könne. Wenn 
dies der Fall, sollte es nicht nur die Koncession ertheilen, 
sondern noch den Fabrikanten unterrichten, auf welche 
Art und Weise die Fabrik in den besten Zustand zu 
bringen wäre *). 

Das Gollegium hatte auch das Recht, bei der Kon- 
zessionirung Privilegien zu ertheilen ') , namentlich für 
Fabrikationszweige, welche im Inlande noch nicht exi- 



1) Nr. 3294 § 9 Instruktion für die Wojewoden 31. Jan. 1719. 

2) § 7 des Reglements vom 3. Dezember 1723. 

3) § 6 des Reglements vom 3. Dezember 1723. 
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stirten, und besonders für solche, für welche die Roh- 
materialien in Bassland zu finden waren; aber nicht 
Monopole ^) , oder diese doch nur ganz ausnahmsweise, 
wenn Gefahr für die Existenz und . den Betrieb der 
Unternehmungen bei einer Concurrenz mehrerer zu be- 
fürchten war. 

Dass die Gründung der Fabriken kein Vorrecht einer 
besonderen Klasse , oder eines besonderen Ranges war, 
sondern dass sie durch jeden geschehen konnte, der dazu 
das nöthige Kapital besass und die wirthschaftlichen Yor- 
theile der Fabrik nachwies, hat viel zu der raschen Ver- 
breitung des Fabrikwesens beigetragen. 

Andererseits sollte das Manufactur-Collegium nicht 
über den Bedarf koncessioniren. Allerdings sollte nach 
§ 8 des Reglements das Collegium nicht denjenigen, welche 
eine Fabrik von der Art der schon im Lande bestehenden 
zu gründen beabsichtigen, aus dem Grunde, dass schon 
solche Fabriken, eventuell mit Privilegien bestanden, die 
Konzession versagen, da »durch die Konkurrenz der Fa- 
brikanten nicht nur die Vermehrung der Fabriken ent- 
steht, sondern auch die Qualität der Waaren besser wird 
und deren Preis sich zweckmässiger bildet, woraus ein 
grosser Vortheil der Gesammtheit zufliesst«, aber es wurde 
doch in demselben § 8 weiter verordnet, dass »wenn 
Fabriken von einer bestimmten Art in genügender Zahl 
im Lande vorhanden seien, so soll man keine neuen mehr 
konzessioniren , welche die schon bestehenden durch An- 
fertigung schlechterer und billigerer Waaren schädigen 
könnten.« 



1) § 8 des Reglements vom 8. Dezember 1723. 
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Die Vortheile der freien Konkurrenz waren also 
Peter I. nicht fremd, aber er wollte die freie Konkurrenz 
nur soweit gestatten, als sie nicht die Interessen des 
Landes und das allgemeine Wohl schädige. 

Empfohlen wurde dem CoUegium noch besonders eine 
Prüfung auch der richtigen Grösse des Kapitals, speziell 
des Anlagekapitals für neu zu gründende Unternehmungen, 
da die Russen, bisher mit Kapitalanlagen weniger be- 
kannt, in der Regel nicht würden berechnen können, 
welche Rentabilität das Kapital haben würde. Das Col- 
legium sollte deshalb insbesondere dafür sorgen, dass das 
Anlagekapital nicht zu hoch gegriffen, die Fabriken nicht 
zu gross angelegt würden (»da es vorkommen könnte, 
dass eine neu angelegte Fabrik, wegen des zu geringen 
Absatzes der gefertigten Waaren, oder wegen einer an- 
deren ähnlichen Ursache, zum Stehen gebracht würde, 
oder ganz einginge, was mit grossen Verlusten verbunden 
sein könnte«), sondern erst allmählig bei gesicherter Ren- 
tabilität des Kapitals vergrössert würden. 

b) Die gewerblichen Unternehmungen waren ent- 
weder Einzelunternehmun gen oder gesellschaft- 
liche Unternehmungen (»Gesellschaften«), Aus den 
Ukasen Peters I. ergiebt sich, dass diese häufiger, wie 
jene vorkamen. Die »Gesellschaften« waren Unterneh- 
mungen, welche eine oder zwei Personen an der Spitze 
hatten, und zu welchen noch eine ganze Reihe anderer 
Gesellschafter gehörte , die aber eine unbedeutende Rolle 
pabei spielten. Es war also eine Art von Kommandit- 
gesellschaft. Wie aber das Verhältniss des Hauptgesell- 
schafters zu seinen Compagnons, wie insbesondere die 
Haftpflicht für die geschäftlichen Verbindlichkeiten ge- 

y. Ordega, Gewerbepolitik Kusslands. 5 
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regelt war, ist aus den Gesetzen nicht zu ermitteln. Nach 
§ 13 des Reglements scheint es, dass die Theilnehmer an 
solchen Gesellschaften irgendwie auch persönlich bei den- 
selben thätig sein sollten. Die Zahl der Theilnehmer 
wurde vom Senat bestimmt. Wer eine Gesellschaftsunter- 
nehmung gründen wollte, musste die Zahl der Gompagnons 
die er brauchte, dem Manufactur-CoUegiiim in einem 
»Register« mittheiien; das Gollegium hatte dasselbe zu 
prüfen, darüber an den Senat zu berichten und dessen 
Genehmigung einzuholen. Diese Vorschriften ^) hingen 
mit den Privilegien zusammen, die dem Fabrikantenstande 
ertheilt wurden (S. 67 Nr. 3) und die sich auch auf die 
Gompagnons erstreckten ; sie sollten verhindern, dass Per- 
sonen, die nicht aktiv an den Fabriken betheiligt, oder 
die für den Fabrikbetrieb nicht nöthig waren, den Vor- 
theil dieser Privilegien hätten. 

Im allgemeinen sollten die Gesellschaftsuntemeh- 
mungen, wie die Einzelunternehmungen von der Regie- 
rung unterstützt werden, »damit auch die Leute von an- 
deren Ständen und Völkern gern und gefahrlos in die 
Gesellschaften eintreten« ^). 

In Bezug auf die Gesellschaften wurde aber das 
Manufactur-Gollegium noch besonders angewiesen, darüber 
zu wachen, dass sie nicht Rückschritte machten, sondern 
nur Fortschritte ; wenn eine Verschlechterung der Unter- 
nehmung sich zeige, sollte das Gollegium sofort die Ur- 
sache erforschen, und wenn dieselbe in Fahrlässigkeit der 
Gesellschafter liege, diese streng anhalten, den Uebelstand 
zu beseitigen, wenn aber die Ursache trotz ordentlicher 

1) § 13 des Reglements vom 3. Dezember 1723. 

2) § 14 des Reglements vom 3. Dezember 1723. 
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Geschäftsführung der Mangel an Kapital sei, unter Zu- 
stimmung des Senats, das fehlende Kapital der Gesellschaft 
gewähren *). 

Zu den Beförderungsmitteln der Industrie gehörten 

3. Privilegien für neu entstehende Fabriken. 
Es wird unterschieden zwischen allgemeinen gesetzlichen 
Privilegien und Spezial-Privilegien , welche das Manu- 
factur-Collegium im einzelnen Fall noch besonders er- 
theilte. 

Das Manufactur-CoUegium erhielt die Befugniss, Pri- 
vilegien selbständig im einzelnen Falle nach Gutdünken 
zu ertheilen ^) ; aber »nur mit Vorsicht sollte solche Pri- 
vilegirung geschehen.« 

Die allgemeinen gesetzlichen Privilegien waren fol- 
gende : 

a) Dienstfreiheit für die Gründer (incl. Compagnons) 
und einen Theil des Personals der Fabrik. Wer eine 
Fabrik anlegte, »der sollte mit seinen Brüdern und Kin- 
dern, welche mit ihm zusammen in demselben Hause 
wohnten, von allen Staatsdiensten (Kriegsdiensten) befreit 
werden.« Die gleiche Begünstigung würde den Com- 
pagnons, ebenso den Dienern, Meistern und Lehrlingen, 
welche in den Fabriken beschäftigt wurden, gewährt, 
aber nur, sofern sie spätestens 1 V2 Jahre nach der Grün- 
dung der Fabrik eingetreten waren. Die Ausdehnung 
dieser Befreiung auf später eingetretene wurde der per- 
sönlichen EntSchliessung des Zaren vorbehalten ^). 



1) § 9 des Reglements vom 3. Dezember 1723. 

2) § 6 des Beglements vom 8. Dezember 1723. 

3) § 13 des Reglements vom 3. Dezember 1723 ; auch Nr. 3710 
(K.IJ.) 17. Januar 1721. 

5* 
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b) Abgabenfreiheit. Die Besitzer von Fabriken hatten 
keine Steuern und keinen Zehnten zu zahlen ^). 

c) Zollprivilegien. Besitzer neu angelegter Fabriken, 
welche »wirklichen Eifer zeigten« , sollten einige Jahre 
sowohl für die Waaren, welche sie verkaufen, als für die 
Waaren, die sie kaufen, Zollfreiheit »zur Belohnung« ge- 
niessen. Das Manufactur-CoUegium hatte ^i^nach Massgabe 
des Verdienstes und des Zustandes der Fabriken« über 
die Dauer dieses Privilegs zu bestimmen^). Andererseits 
wurden auf alle ausländischen Waaren, welche in ßuss- 
land fabrizirt wurden, Tuch ausgenommen, hohe Schutz- 
zölle gelegt ^). 

Das Reglement versichert ausdrücklich alle Gründer 
von Fabriken und Manufacturen, dass die ihnen ertheilten 
Privilegien weder ihnen noch ihren Nachfolgern entzogen 
werden können *), wenn sie sich nicht derselben unwürdig 
machen. 

4. Besondere Begünstigungen wurden Ausländern 
zugesagt, um sie zu veranlassen, nach Russland zu kommen 
und in Russland Fabriken und Manufacturen zu gründen, 
weil erfahrungsgemäss wenige Russen sich fanden, die 
trotz der ihnen zugesicherten Privilegien zu neuen Fabrik- 
unternehmungen bereit waren. Allen Fremden wurde er- 
laubt, Fabriken anzulegen, und zugesichert: 

a) Der freie Eintritt und das freie Verlassen Russ- 
lands mit ihrem ganzen Vermögen. 

b) Der zollfreie Verkauf der in ihren Fabriken ge- 
fertigten Producte, während einer begrenzten Zeit. 

1) § 16 des Regl. vom 3. Dez. 1723. 

2) § 11 des Regl. vom 3. Dez. 1723. 

3) Nr. 4346 (K.ü.) 6. Nov. 1723. 

4) § 16 des Regl. vom 3. Dez. 1723. 
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c) Das Recht, die nothwendigen Rohmaterialien und 
Arbeitsinstrumente zollfrei in Russland zu kaufen sowie 
aus dem Auslande zollfrei zu beziehen. 

d) Sie sollten frei von allen Abgaben, Diensten und 
von der Einquartierung sein und keiner anderen Obrig- 
keit, als dem Manufactur-CoUegium unterstehen, welches 
ihnen in Nothfällen zu helfen und sie zu schützen ver- 
pflichtet sei. 

e) Bei ihrer Ankunft in Russland sollten sie vorbe- 
reitete Wohnungen finden und 

f) einige Jahre lang Geldvorschüsse von der Krone 
bekommen ^). 

Die russischen Gesandten wurden «angewiesen, diese 
Begünstigungen bekannt zu machen. Jeder Ausländer 
sollte aber vor seiner Abfahrt aus der Heimath das Manu- 
factur-CoUegium von der Art der Fabrik, die er anzu- 
legen wünschte, und von der Höhe der Geldunterstützung, 
die er vom Staate verlangen wollte, schriftlich in Kennt- 
niss setzen und erst die Antwort des CoUegiums, welches 
das Project genau untersuchen sollte, abwarten ^). 

5. Um die Anlage von Fabriken zu erleichtern und 
den Fabriken auch Arbeitskräfte zu sichern, war schon 
1721 ^) den Besitzern industrieller Etablissements das 
Recht eingeräumt worden, Dörfer mit Bauern zu 
kaufen und diese in den Fabriken zu verwenden. Das 
Reglement von 1723 bestätigt dies Recht mit der Mass- 



1) § 23 des Regl. v. 3. Dez. 1723. 

2) § 23 des Regl. v. 3. Dez. 1723. 

3) Nr. 3711 (K.Ü.) 18. Jan. 1721. Früher durftea Personen, 
welche nicht zum Adel gehörten, kein Landeigenthum noch Bauern 
besitzen. (Storch a. a. 0. S. 205.) 
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gäbe, dass das Manufactur-CoUegiam die Erlaubniss znm 
Kauf von Dörfern zu ertheilen habe, dass die Dorfer aber 
mit den Fabriken unzertrennlich verbunden bleiben sollten 
und ohne die Fabriken weder veräussert noch verpfändet 
werden dürften. Auch der Verkauf der Dörfer mit Fa- 
briken wurde von der Zustimmung des Manufactur-Col- 
legiums abhängig gemacht ^). 

Das CoUegium sollte aber streng darüber wachen, 
dass Niemand, um Dörfer zu kaufen, Fabriken zum Scheine 
gründe resp. erwerbe; unter Umständen sollten eventnell 
die gekauften Dörfer konfiszirt und die Schuldigen noch 
sonst bestraft werden ^). 

Peter I. hat^p 1721 ^) allgemein die humane Vor- 
schrift erlassen, dass Leibeigene nicht einzeln, sondern 
nur mit ihrer Familie oder mit dem ganzen Dorfe ver- 
kauft werden durften. Bei der Regelung der Fabrikver- 
hältnisse 1723 wurde ausdrücklich bemerkt, dass diese 
Bestimmung auch für leibeigene Fabrikarbeiter gelten 
solle *). 

6. Sorge für die technische Ausbildung 
von Arbeitern in den Fabriken. Das Manufactur- 
CoUegium wurde verpflichtet, dafür zu sorgen, dass »auf 
den Fabriken nur geschickte Meister arbeiten, bei welchen 
die russischen Lehrlinge viel lernen können, um später 
selbst Meister zu werden , und dass die russischen 
Waaren den russischen Fabriken und Manufacturen Ruhm 
bringen *)«. 

1) § 17 des Regl. vom 3. Dezember 1723. 

2) § 18 des Regl. vom 3. Dezember 1723. 

3) Nr. 3770 (KU.) 15. April 1721. 

4) § 17 des Regl. vom 3. Dezember 1723. 

5) § 10 des Regl. vom 3. Dezember 1723. 
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Unter den Meistern sind Ausländer gemeint, 
welche mit Unterstützung der Regierung unter günstigen 
Bedingungen engagirt wurden, um in russischen Fabriken 
eine kontraktlich bestimmte Zeit als Lehrmeister thätig 
zu sein. Damit nicht durch die Vortheile, welche solchen 
Meistern versprochen wurden, ungenügend ausgebildete 
oder sonst unfähige Lehrmeister in die Fabriken kämen, 
verordnete der Ukas vom 5. November 1723 ^), dass jeder 
derselben zunächst eyie Prüfung zu bestehen habe und 
wenn diese kein genügendes Resultat ergebe, die Be- 
treffenden »ohne Aufsehen zu machen« wieder in ihre 
Heimath zurückgeschickt werden sollten. 

Derselbe Ukas weist das Manufactur-CoUegium an, 
Meister, welche mit Erfolg thätig gewesen und nach Ab- 
lauf ihres Kontraktes nicht abzureisen wünschen, in Russ- 
land zu halten und den Kontrakt zu verlängern. Meister 
aber, welche nach Ablauf des Kontraktes abzureisen 
wünschten, sollte es in allen Fällen befragen, ob sie frei- 
willig oder durch ihre persönlichen Verhältnisse gezwungen 
und zufrieden fortgingen. Wenn dies bejaht würde, sollte 
es »ie ohne Hinderniss ziehen lassen. Wenn dieselben sich 
aber über ihnen zugefügtes Unrecht beklagten und miss- 
vergnügt schienen, sollte es die Sache streng untersuchen, 
eventuell den Meistern Genugthuung verschaffen, die 
Schuldigen bestrafen und sich bemühen, solche Meister 
von neuem zu engagiren, falls aber diese Bemühungen 
erfolglos blieben, mit dem Zeugniss voller Zufriedenheit 
entlassen, damit nicht dieselben im Auslande über ihre 
schlechte Behandlung in Russland klagten und andern 



1) Nr. 4345 § 3 (K.U.) 5. Nov. 1723. 
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dadurch die Lust, nach Bussland als Lehrmeister zu kom- 
men, benommen würde. 

Diesen Meistern wurde die Ausbildung von 
Lehrlingen übertragen. 

Die Zahl der ihnen überwiesenen Lehrlinge wurde 
mit ihnen verabredet, ebenso der für diese an sie zu zah- 
lende Preis und die Lehrzeit. Das Manufactur-Collegium 
hatte die Kontrole über die Ausbildung der Lehrlinge 
und zu diesem Zweck »so oft als möglich« Prüfungen 
derselben zu veranstalten ^). 

Lehrlinge durften in Fabriken auf eine bestimmte 
Zeit gegen eine vom Manufactur-Collegium festgesetzte 
Geldentschädigung angenommen werden. Der Kontrakt- 
bruch wurde gesetzlich verfolgt. »Wenn ein Lehrling 
vor dem Schluss seiner Lehrlingszeit von der Fabrik ent- 
floh und auf einer anderen Fabrik angenommen wurde, 
so musste der Besitzer dieser zweiten Fabrik, falls er dies 
wissend und absichtlich gethan hatte, für jeden in seiner 
Fabrik entdeckten Flüchtling 100 Rubel Strafe zahlen. 
Die entlaufenen Lehrlinge aber sollte das Manufactur- 
Collegium als Flüchtlinge bestrafen« ^). Lehrlingsprüfungen 
und Prämien verth eilungen an Lehrlinge wurden zu einer 
Pflicht der Fabrikherren gemacht ^). In dem Reglement, 
welches das Manufactur-Collegium für jede Fabrik im 
Besonderen zu verfassen und in ihr zu publiziren hatte, 
sollten auch die näheren Bestimmungen über die Fürsorge 



1) Nr. 25 des Reglements vom 3. Dezember 1723. 

2) § 12 des Reglements vom 3. Dezember 1723. 

3) § 24 des Reglements vom 3. Dezember 1723. 
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der Fabrikanten für die Lehrlinge und über die Lehrver- 
trage enthalten sein ^). 

Da es aber oft vorkam, dass die fremden Lehrmeister 
nach Ablauf ihres Kontraktes heimfahren, ohne die ihnen 
anvertrauten Lehrlinge völlig ausgebildet zu haben, und 
Peter I. glaubte, dass dieselben dazu durch ihren früheren 
Zunfteid veranlasst würden, der ihnen die Ausbildung von 
Ausländern untersage, legte er dem CoUegium die Pflicht 
auf, dafür zu sorgen, dass sich auch ein Stamm tüchtiger 
russischer Lehrmeister bilde. Er befahl dem Collegium 
zu diesem Zweck, »möglichst viele junge Russen in fremde 
Länder zu senden, damit sie sich dort mit Erlernimg ver- 
schiedener Industrien und Gewerbe beschäftigten und die 
Geheimnisse der ausländischen Industrie erforschten« ^). 
Aber es war in jener Zeit nicht leicht junge Leute zu 
finden, welche freiwillig auf längere Zeit ihr Vaterland 
zu verlassen bereit waren.. Um sie dazu im Interesse der 
einheimischen Gewerbe zu bewegen, Hess Peter I. ihnen, 
ausser der Geldunterstützung für die Reise und den Auf- 
enthalt im Auslande im voraus bedeutende Pensionen und 
ihren Familien nach vollendeten Studien und gut be- 
standener Prüfung verschiedene Vorrechte vor ihren Lands- 
leuten zusichern ^). 

Diese Massregel scheint Erfolg gehabt zu haben. In 
den Jahren 1722—24 kehrten viele Russen, welche in 
England, Frankreich und Holland allerlei Handwerke ge- 
lernt hatten, in ihre Heimath zurück, Tischler, Schlosser, 
Kupferschmiede, Gravierer u. a. Peter liess jedem von 



1) § 24 des Reglements vom 3. Dezember 1723. 

2) Nr. 4381 (K.U.) 3. Dezember 1723. 

3) Nr. 4381 § 1 (K.U.) 3. Dezember 1723. 
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ihnen ein Kapital auszahlen, damit sie ein eigenes Ge- 
schäft einrichteten und Lehrlinge zur Ausbildung an- 
nähmen ^). 

7. Die Bestimmungen bezüglich der Fabrik- 
arbeiter waren folgende: 

a) Die Fabrikherren sollten für ihre Arbeiter gut 
sorgen und ihnen einen »ordentlichen Unterhalt« ver- 
schaffen, weil »die Fabriken nicht nur durch die Fabri- 
kanten und durch das von ihnen angelegte Kapital, son- 
dern auch durch Ordnung, Einigkeit und gemeinsame 
Arbeit bestehen«*). 

b) Hierher gehört auch die Befestigung der 
Bauern an die Fabrik, durch das schon vorher erwähnte 
den Fabrikanten ertheilte Recht, Dörfer zu kaufen. Da- 
durch wurde den Unternehmern die Möglichkeit gegeben, 
einen festen, gesunden Fabrikarbeiterstand zu erziehen, 
während sie bisher auf das aus. allen Theilen des Landes 
zusammenströmende Proletariat angewiesen waren. Mit 
dieser Befestigung ist das sociale Uebel der Unfreiheit 
in Russland nicht erweitert worden. Die Zahl der Leib- 
eigenen blieb dieselbe, wie sie seit Boris Godunow war. 
Die einzige Veränderung bestand darin, dass von jetzt an 
die Landwirthschaft ihre Arbeitskräfte mit der Industrie 
theilen musste'). 

Eine Befestigung der Fabrikarbeiter wurde noch in 
anderer Weise durchgeführt. In den Fabriken waren da- 

1) Brückner, Peter d. Gr. S. 184. 1721 waren mehrere tausend 
tatarische Jünglinge in Moskau angelangt , die Peter dahin be- 
rufen hatte, um sie in Künsten und Handwerken ausbilden zu 
lassen. (Storch a. a. 0. B. III. S. 21.) 

2) § 24 des Regl. vom 3. Dez. 1723. 

3) Siehe § 17 des Regl. vom 3. Dez. 1723. 
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mals viele Arbeiter beschäftigt, die als Leibeigene ihren 
Grundherren entlaufen waren, oder auch widerrechtlich 
andere Fabriken verlassen hatten. Um den Fabriken 
diese Arbeiter zu sichern und den fortwährenden Be- 
schwerden und Reklamationen, die beim Senat über diese 
Flüchtlinge einliefen, ein Ende zu machen, erliess Peter I. 
am 18. Juli 1722^) den denkwürdigen Ukas, dass alle 
Fabrikarbeiter dieser Art fortan rechtlich als zu den- 
jenigen Fabriken gehörig betrachtet werden sollten, in 
denen sie damals beschäftigt waren, und von keinem 
früheren Herrn reklamirt werden durften. Für die Zu- 
kunft aber wurde den Fabrikanten auf das Strengste ver- 
boten, Flüchtlinge und andere Personen, die sich nicht 
genügend legitimiren konnten, dass sie frei Arbeit in den 
Fabriken suchen dürften, in der Fabrik zu beschäftigen. 

c) Den Fabrikarbeitern wurde Freiheit vom Militär- 
dienst bewilligt *). 

d) Alle Streitigkeiten zwischen den Meistern, Lehr- 
lingen und Fabrikarbeitern sollte das Manufactur-GoUegium 
möglichst rasch und in mündlichem Verfahren >nicht 
schriftlich« entscheiden ^). 

e) In durchaus merkantilistischer Weise begünstigte 
Peter I. auch die Einführung der Frauen- und Kinder- 
arbeit in den Fabriken. 1721 befahl er, die straftalligen 
Frauen den Berg- und Manufactur-CoUegien zu schicken, 
von denen sie auf eine bestimmte Zeit oder lebensläng- 
lich auf die Bergwerke, Fabriken und Manufacturen ver- 



1) Nr. 4055 (K.U.) 18. Juli 1722. 

2) Storch a. a. 0. B. III. S. 206. 

3) § 26 des Regl. vom 3* Dez. 1723. 
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theilt werden sollten ^). Und im Jahre 1722 wurde der 
Gesellschaft Tomilin und Bjumin befohlen, in ihre Nadel- 
fabrik die armen in Moskau und Rjasan bettelnden Kinder 
anzunehmen; dieselben durften bis zu ihrer Volljährig- 
keit in dieser Fabrik beschäftigt werden ^). 

8. Bestimmungen über den Verkauf von Fabrik- 
und Manufacturwaaren. 

Das gemeine Recht haben wir schon beim Binnen- 
handel besprochen. Es bleibt noch übrig, zu erwähnen: 

a) Dass nach dem ükas vom 3. Februar 1722 den 
Fabrikanten verboten wurde, bei ihren Fabriken Läden 
zu halten und ihre Waaren im Detail zu den Fabrik- 
preisen zu verkaufen ^). Dieses Verbot wurde aber schon 
am 18. Juli desselben Jahres wieder aufgehoben und den 
Fabrikanten wieder das frühere Recht , Kramläden zu 
halten, gegeben *). 

b) Was die Preispolitik betrifft, so wurden zwar keine 
obrigkeitlichen Taxen erlassen , aber 1723 wurde doch 
befohlen, die Fabrikprodukte nicht übermässig hoch zu 
verkaufen und die Preise für Lein- und WoUenstofiFe zu 
erniedrigen. Wieweit die Herabsetzung der Preise statt- 
finden sollte, hatte das Manufactur-CoUegium zu bestimmen. 
Peter I. glaubte, durch Erniedrigung der Preise den Um- 
satz von Waaren zu vergrössern und den Schaden, welcher 
durch das lange Liegen von Waaren auf dem Lager ver- 



1) Nr. 3808 (S.U.) 26. Jnli 1721. 

2) Nr. 4006 (K.ü.) 11. Mai 1722. 

3) Nr. 3892 (K.Ü.) 3. Februar 1722. 

4) Nr. 4057 (K.ü.) 18. Juli 1722. Dieses Gesetz war die Folge 
einer Bittschrift der Interessenten, welche vom Präsidenten des 
Manufactur-CoUegiums Nowosilzow dem Zaren überreicht wurde. 
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ursacht wurde, zu vermindern ^). Es gehört hieher auch 
noch eine Vorschrift, bezüglich des Verhältnisses der 
Waarenpreise in Moskau und Petersburg von 1724. Da 
die russische Fabrikindustrie unter Peter I. sich haupt- 
sachlich in Moskau und Umgebung konzentrirte , waren 
dort auch die Waarenprodukte am billigsten. 1724 wurde 
befohlen, dass zwischen Petersburg und Moskau für die 
Moskauer Waaren die Preisdifferenz nicht höher sein 
sollte, als sie durch die Transportkosten bedingt werde ^). 

9. Das CoUegium sollte auch für die gute Qualität 
der Waaren sorgen und erhielt zu diesem Behufe das 
Recht über die Qualität der Waaren direkte Bestimmungen 
zu treffen. Die Fabrikanten aber wurden verpflichtet, 
jährlich dem CoUegium Waarenproben einzuliefern und 
zwar, von jeder Art von seidenen Stoffen je ^/2 Arschin, 
von den Lein- und Wollenstoffen 1 bis IV2 Arschin, von 
den Hüten und anderen ähnlichen Waaren je ein Stück 
und von den kleineren Sachen wie Nadeln und dergleichen 
einige Stücke *). Dadurch wurde dem Manufactur-CoUe- 
gium die Möglichkeit gegeben, über die Güte der Waaren 
zu urtheilen und die Fabrikanten zu kontroliren. 

10. Bezüglich der Farbstoffe und anderer 
Rohmaterialien, welche in den Fabriken verarbeitet, 
aber bisher vom Auslande bezogen wurden, wurde das 
Manufactur-CoUegium angewiesen, zu sorgen, dass die- 
selben, wenn irgend möglich, aus dem Inlande den Fa- 
briken zugeführt würden. Die Farbstoffe speziell sollte 
es überallhin versenden und nach ihnen suchen, die auf- 



1) Nr. 4368 (K.U.) 16. November 1723. 

2) Nr. 4618 (K.ü.) 18. Dezember 1724. 

3) § 19 des Regl. vom 3. Dezember 1723. 
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gefundenen durch Fabrikanten und andere Experten prüfen 
und eventuell in den Fabriken verwenden lassen ^). 

11. Zu den Befugnissen des Manufactur-Gollegiums 
gehorte auch der Erlass von Zwangs Vorschriften 
bezüglich des Betriebes. In dem ükas vom 5. 
November 1723 wurde dem CoDegium ausdrücklich be- 
fohlen, nicht blos durch Vorschläge und durch Belehrung 
der Fabrikanten, durch Einführung neuer Maschinen etc. 
auf die Hebung der Technik einzuwirken, sondern auch 
direkt Zwangsvorschriften für die Fabrikation zu erlassen, 
welche im allgemeinen Interesse geboten wären ^). Als 
solche wurden beispielsweise genannt, dass »wq dünne 
Decken (aus Wolle oder Pelz) gewalkt wurden, man auch 
Hüte anfertigen soUtec und den betreffenden Fabrikanten 
nicht zu erlauben sei, Decken zu verkaufen, wenn nicht 
die vorgeschriebene Quantität von Hüten hergestellt wäre; 
oder dass in denjenigen Ledermanufacturen , in welchen 
man Juchten bereitete, auch Ellenleder und andere Sorten 
von Leder (Saiffiane, Handschuhleder u. s. w.) gefertigt 
würden '). 

12. Die Belohnung der Erfinder war so ge- 
regelt, dass derjenige, wer eine neue, dem Staate nütz- 
liche Entdeckung machte, für immer den dritten oder 
vierten Theil vom Nutzen seiner Erfindung ziehen sollte *). 

13. Im Jahre 1724 erschien noch ein kaiserlicher 



1) § 20 des Regl. vom 3. Dezember 1728. 

2) Nr. 4345 § 2 (K.U.) 5. November 1723. 

3) Nr. 4345 § 2 (K.U.) 5. November 1723. 

4) Nr. 4345 § 5 (K.U.) 5. November 1723, vgl. Storch a. a. 0. 
B. III. S. 27. 



Digitized by 



Google 



3. Die Politik in Bezug auf das Handwerk. 79 

Ukas, nach welchem Peter I. befahl »alle Findelkinder 
zu Handwerkern und Fabrikanten zu erziehen« ^). 

Ueber die thatsäch liehe Wirksamkeit des 
Collegiums ist aus der Gesetzsammlung nichts näheres 
ersichtlich. Es steht nur fest, dass beim Tode Peters I. 
Russland schon über 200 Fabriken zählte, wovon sich 38 
in Petersburg , 39 in Moskau und 70 in den Städten an 
der Wolga und Okka befanden. Darunter sollen 21 grös- 
sere Unternehmungen gewesen sein, von denen einige bis 
3000 Arbeiter beschäftigten. Die Fabriken standen im 
Allgemeinen unter der Direktion von Ausländern und ihre 
Produkte sind grösstentheils noch sehr einfach und von 
niedriger Technik gewesen ^). Aber »viele Fabrikate des 
Auslandes, sagt Storch, waren schon dem Reiche ent- 
behrlich geworden und russische Manufacturwaaren gingen 
in fremde Länder. Die Zollregister beweisen, dass jähr- 
lich mehr als sechs Millionen Arschin Segeltuch, Tisch- 
zeug und anderer Leinwandsorten ausgeführt wurden« "). 

3. Die Politik In Bezug auf das Handwerk. 

Die Geschichte des Handwerks in Russland 
ist grundverschieden von der in den westeuro- 
päischen Ländern. 

Betrachten wir die Zeit vor Peter L*), so ist 



1) Storch a. a. 0. B. III. S. 31. 

2) Matthäi a. a. 0. S. 20 und Schnitzler a. a. 0. B. IV. 
S. 469. 

3) Storch a. a. 0. B. IIL S. 32. 

4) Storch a. a. 0. B. IIL S. 147 ff. Zor Geschichte der 
Handwerke in Russland und deren Vergleichung mit den analogen 
Erscheinungen in Deutschland. Abh. (Verfasser unbekannt) in 
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vor Allem eine charakteristische Erscheinung der Mangel 
jeder obrigkeitlichen Regelung des Handwerks und jeder 
obrigkeitlichen Fürsorge für die Handwerksgewerbe und 
ihre Bevölkerung. Es herrschte völlige Gewerbefreiheit; 
die gewerbliche Produktion war aber nur zu einenoi geringen 
Theil eine Produktion für den Absatz, die grosse Masse 
der Bevölkerung, sowohl die bäuerliche, wie die adlige 
produzierte im wesentlichen in der Hauswirthschaft , was 
sie an Gewerbsprodukten gebrauchte. Die Letzteren hatten 
zu diesem Zweck auch eigene Handwerker auf ihren Höfen 
und in ihren Wirthschaften, theils freie, theils unfreie *). 

Die Handwerker, welche Waaren zum Ver- 
kauf an Andere herstellten, lassen sich vornämlich in 
drei Klassen scheiden. 

1. Die Handwerker in den wenigen eigent- 
lichen Städten des ungeheuren Reiches, Kiew, Moskau, 
Archangel, Astrachan, Pleskow, Nowgorod u. a. Hier 
lebten Kaufleute und Handwerker nebeneinander und fand 
ein regelmässiger Tauschverkehr statt. Die Handwerker 
waren theils Russen, theils Ausländer. Die Letzteren, 
von den Fürsten seit dem 10. Jahrhundert nach Russland 
gezogen, und deren Nachkommen bildeten aber eine be- 
sondere, von den russischen Handwerkern streng geschie- 
dene Klasse. Sie standen auf einer höheren Stufe ge- 
werblicher Technik und verfertigten in der Hauptsache 

Erinan*8 Archiv für wisseDSchaftliche EuDde von Eussland 
B. III. (1843) S. 246 fiP. EaramsiD, Geschichte des rnss. Reiches 
Petersburg 1842. — Eorsak, üeber die Formen der Industrie 
im Allgemeinen (S. 100 — 145). Ditjatin, Organisation und Ver- 
waltung der Städte in Russland (S. 248—307). 

1) Die Sklaven in Russland bestanden aus Kriegsgefangenen 
und deren Nachkommen (»Russkaja Prawda«). 
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die wenigen inländischen Gewerbsprodukte, welche den 
höheren Bedürfnissen, namentlich den Lnxusbedürfnissen 
der Fürsten und der Kirche dienten. Ihre Produktion 
zeigt auch Fortschritte. Aber der Einfluss derselben auf 
die Produktion und auf die gewerbliche Ausbildung der rus- 
sischen Handwerker war ein sehr geringer. Diese blieben 
als Handwerker wie als Gesellschaftsklasse während der 
ganzen Zeit auf einer niedrigen Stufe und weder in ihren 
sozialen Verhältnissen noch in ihrer Technik ist in den 
Jahrhunderten kaum ein Fortschritt wahrzunehmen. Sie 
waren in der Regel gar nicht einmal ausschliesslich Hand- 
werker, sondern trieben neben ihrem Gewerbe noch Acker- 
bau und andere landwirthschaftliche Arbeit. Sie bildeten 
rechtlich keinen besonderen Stand der Bevölkerung, hatten 
auch nicht das Gefühl der Zusammengehörigkeit und ge- 
meinsamer Interessen. Nie tritt das Bestreben hervor 
wie in Westeuropa, sich zu einem besonderen Stande 
gegenüber anderen Ständen herauszubilden, als solcher 
sich Geltung und Rechte zu verschaiBFen, für die Wahrung 
ihrer Interessen , für die Hebung des Standes in socialer 
und politischer Hinsicht und für die Förderung des Ge- 
werbes einzutreten und zu wirken. Keine Spur ist vor- 
handen, dass von diesen Handwerkern je auch nur der 
Versuch gemacht worden wäre, Vereine oder Korporationen 
zu bilden, und in ihnen und durch sie für jene Zwecke 
thätig zu sein. Sie waren zwar frei, aber eine missachtete, 
ärmliche, ungebildete Klasse und gehörten zu der Hefe 
des Volkes. Die niedrige rechtliche Stellung gegenüber 
anderen Klassen, wie sie in der ersten russischen Gesetz- 
sammlung >Prawda«, welche im 11. Jahrhundert unter 
Jaroslaw verfasst wurde, hervortritt, nach welcher das 

y. Ordeg^a, Oewerbepolitik Basslands. 6 
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Wehrgeld für die Tödtung eines Handwerkers 12 Grivnen 
betrug, während es für die Tödtung eines fürstlichen 
Dieners je nach der Wichtigkeit seines Geschäfts 80 oder 
40 Grivnen betrug und niedriger nur noch für den Knecht 
und die Magd (5 Grivnen) war *), änderte sich auch nicht 
in der Folgezeit. Am Ende des 16. Jahrhunderts, als 
eine ähnliche Abstufung der Klassen, wie im 11. Jahr- 
hundert, durch das Gesetz gemacht wurde, betrug dem 
Sudebnik zufolge (§ 26) das Ehrengeld der Grosshändler 
oder der Gäste 50 Rubel, das des mittleren Handels- 
mannes gleich dem eines guten Bojarenmannes 5 Rubel, 
das des gemeinen Städters d. h. des Handwerkers aber 
ebenso, wie das des Landmannes nur 1 Rubel *). 

Die herrschende Betriebsart war der Kleinbetrieb. 

2. Neben diesen städtischen Handwerkern gab es 
auch Handwerker in den Dörfern und in den 
sogenannten Städten, die aber nur mit Wall und 
Pallisaden befestigte Dörfer waren. Die Handwerker hier 
waren in der Regel Bauern, die nebenher das Handwerk 
trieben. Die Betriebsform war die einer ländlichen Haus- 
industrie. Sie verarbeiteten ihnen gehörige RohstojBFe und 
verkauften die Produkte meist an kleine Aufkäufer (ent- 
weder Bauern resp. Kaufleute des Heimathortes, oder 
reisende Kaufleute oder eigentliche Hausirer), welche die 
Masse der Waaren nicht den Detailhändlern oder den 
Konsumenten, sondern Grosshändlern zuführten, die in den 
wirklichen Städten ihren Sitz hatten und von ihren Kauf- 
höfen aus oder auf Messen und Märkten die Waaren 



1) E r m a n s Archiv a. a. 0. 8. 253. 

2) Ermans Archiv a. a. 0. S. 266. 
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weiter vertrieben '). Die Technik der Produktion war 
auch hier eine einfache und rohe. Seit den Romanows 
entwickelte sich in dieser Hausindustrie eine , Russland 
eigenthümliche Lokalisirung der einzelnen Gewerbe. Die- 
selbe wurde theils durch die örtliche Produktion der 
Rohstoffe, theils durch die Absatzverhältnisse der Pro- 
dukte bedingt. So lokalisirten sich die Flachs- und Hanf- 
weberei, die Herstellung von rohem Tuch, die Färberei, 
die Pelz-, Stiefel-, Fausthandschuhnäherei, die Gerberei, 
Töpferei, die Eisen- und Holzverarbeitungsgewerbe u. a. ^). 
3. Ein Theil dieser ländlichen Handwerker und Land- 
wirthe suchte seinen Erwerb als Handwerker auch in der 
Fremde. Sie waren »wandernde Handwerker« 
(»Wandergewerbe«). In Gegenden, wo der Ertrag des 
Bodens, resp. hausindustrielle Arbeit nicht ausreichte, um 
die Existenz der Bauern zu sichern, kam es oft vor, dass 
die Männer auf Verdienst ausgiengen, nachdem die Feld- 
arbeit den Greisen, Frauen und Kindern übergeben wor- 
den war. Bei diesen wandernden Arbeitern begegnet man 
organisirten Genossenschaften, welche sich als 
Ziel stellen, ihren Mitgliedern Arbeit zu verschaffen und 
sie gegen Ausbeutung ihrer Arbeitgeber zu schützen. 
Die Arbeit, welche gemeinsam übernommen worden war, 
wurde auch gemeinsam ausgeführt und der Verdienst ge- 
meinsam getheilt ^). Diese Associationen sind , nach 
Ditjatin, schon im XHI. Jahrhundert zu finden. Sie 
hiessen bis ins XVH. Jahrhundert hinein »wataga« oder 



l)Sohönbergins. Handbuch S. 887. 

2) ibid. 

3) Grün wald t. Das Artellwesen in Rassland. I. Die Hand- 
werkerartelle. Russ. Revue. B. IV. (S. 340-361). 
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• 

>draschina« und seitdem sind sie unter dem Namen 
»Artell« bekannt *). 

Die Ar teile haben aber nichts gemeinsames mit 
dem westeuropäischen Zunftwesen ; sie beruhen auf ganz 
anderen Principien und beziehen sich übrigens zumeist 
auf das Gewerbe im weiteren Sinne, wie z. B. die Jäger- 
und Fischerartelle, oder die schon sehr alten Artelle der 
Salzfuhrer, Lootsen, Tabuletkrämer, ferner die Lastträger, 
Packer, Fuhrleute, Schiffer, Erzsucher, Erdarbeiter, Säger, 
die Börsenartelle etc. »Eine Handwerkeryereinigung zeigt 
ein Dokument von 1686 an, in welchem 18 Maurer aus 
Eostroma und Jaroslaw sich einem Bewohner Moskaus 
gegenüber zur Erbauung zweier Keller verpflichteten. Auf 
ähnliche Abmachungen stossen wir im Jahr 1648 bei 
Schmieden, 1655 bei Fuhrleuten und anderen« ^). Aber 
Handwerkartelle kamen nur bei der »wanderndenc Industrie 
vor, wie z. B. die Artelle der Zimmerleute, Maurer u. s. w. 

Professor Is saj ew in Jaroslaw, dessen Monographie 
über die Artelle, nach Stieda, das Wesen derselben klar 
gestellt hat, bezeichnet das Ar teil als »einen auf Vertrag 
gestützten Bund mehrerer gleichberechtigter Personen, 
welche zur gemeinsamen Verfolgung wirthschaftlicher 
Zwecke sich unter Beobachtung solidarischer Haftbarkeit 
mit Kapital und Arbeitskraft, oder nur mit der letzteren 
allein vereinigt haben« ^). 

1) Stieda. Die Artelle in Russland in Conrad's Jahrb. für 
nat. Oekonomie und Statistik neue Folge B. VI. S. 193 ff. (dort 
auch die russische Literatur). 

2) Stieda a. a. 0. S. 197. 

3) Eine officielle Quelle, das Gewerbegesetzbuch vom Jahre 
1799 weicht von der neuen Auffassung nicht unwesentlich ab, in- 
dem es unter einem Artell die Verbindung einer gewissen Zahl 
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Artelle sind also gewissermassen auf Unternehmungen 
gerichtete Erwerbsgenossenschaften, die auf dem gemein- 
samen Risiko und der solidarischen Haftbarkeit aller ihrer 
Mitglieder basiren. Nicht mit Zünften, sondern eher allen- 
falls mit den heutigen Gewerkvereinen und anderen Ar- 
beiter- und Wirthschaftsgenossenschaften sind die russi- 
schen Artelle zu vergleichen. Dort, wo dem Einzelnen 
schwer wird, Arbeit zu finden, verbinden sich mehrere zu 
einem Artell, um mit gemeinsamen Kräften zu gemein- 
samem Nutzen sich Verdienst zu verschafiFen. Ein Ob- 
mann , oder »Desjatnik« fungirt als Mittelglied zwischen 
dem Artell und ihrem Arbeitsgeber. Die Genossen wählen 
noch einen Aeltesten aus ihrer Mitte, der für die Lebens- 
bedürfnisse des Artells zu sorgen hat. . Gibt ihnen der 
Unternehmer die nothwendige Nahrung, so bleibt dem 
Aeltesten nur übrig. Quartier zu beschafifen und das Artell 
vor dem Desjatnik zu vertreten ^). 

Allen Artellen, so verschieden sie im EJinzelnen sind, 
ist gemeinsam ^) : Sie verfolgen rein wirthschaftliche 
Zwecke. Sie setzen voraus eine volle Gleichberechtigung 
ihrer Genossen, was zur Folge hat, dass sich die ökono- 
mische Selbständigkeit des Individuums gänzlich in dem 
Artell auflöst. »Gleiche Mühe, gleicher Lohn« ist der 
Grundsatz jedes Artells. Es gibt in den Artellen keine 
Gesellen und Lehrlinge, die Artellarbeit ist in der Regel 
keine künstliche und gelernte. Auch das solidarische 



von Personen versteht, welche nach freiwillig unter sich getroffener 
Vereinbarung Arbeiten und Dienste verrichten, die von einem 
einzelnen nicht geleistet werden können. (Siehe Stieda a. a. 0. 
S. 193.) 

1) Grünwaldt a. a. 0. S. 361. 

2) Stieda a. a. 0. S. 204 ff. 
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Einstehen der Genossen für einander ist ein wesentliches 
Prinzip aller Artelle. Alle sind gleich verantwortlich 
für die pünktliche und sorgfaltige Ausführung ihrer Auf- 
träge, für den Schaden und für andere Verbindlichkeiten. 
Am häufigsten verbindet der gemeinsame Wohnort die 
Arbeiter zu einem Artell. Das Artell wird immer nur für 
einen bestimmten Zweck und nur auf (vertragsmässig) be- 
stimmte Zeit geschlossen ^). 

Unter Peter I. veränderte sich bis 1719 der 
Zustand des Handwerks und der Handwerker wenig. 
Während sich der Zar lebhaft für die Industrie interessirte, 
scheint ihm die Sorge für den anderen grösseren Theil 
des Gewerbes und der gewerblichen Bevölkerung in den 
ersten Jahrzehnten wenig am Herzen gelegen zu haben. 
Die grosse Gesetzsammlung enthält nichts von erheblichen 
Massregeln , die zur »Förderung derselben getroffen wären 
und solche sind auch sonst nicht bekannt. Peter be- 
günstigte zwar den Zuzug von Handwerkern aus dem 



1) Die Artellassociationen gedeihen im Allgemeinen nur bei 
denjenigen Unternehmungen, bei welchen das Kapital nicht von 
grosser Bedeutung ist. Wo ausser Handarbeit und einfachsten 
Werkzeugen nichts mehr nöthig ist, dort funktionirt das Artell 
am besten. Aber es gibt auch Art eile mit Eapitalantheilen 
der Mitglieder, diese in zwei Formen. Bei der einen haben 
die Mitglieder gleiche Antbeile; ihnen wird auch das allgemeine 
Arbeitsverdienst gleich vertheilt. Die natürliche Ungleichmässig- 
keit der Arbeitskraft, sowie temporäre, zufällige Krankheit der 
Mitglieder und dergleichen pflegen bei der Verdienstvertheilung 
nicht in Betracht gezogen werden. Die zweite seltenere Form 
von Kapitalartellen ist diejenige, bei welcher die Mitglieder mit 
ungleichem Kapital an Unternehmungen sich betheiligen. Der 
Verdienst wird dann selbstverständlich auch ungleich vertheilt, 
wodurch die prinzipielle Gleichheit der Genossenschaft verletzt 
wird. 
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Auslande, namentlich nach seiner Lieblingsstadt Peters- 
burg, sorgte auch hie und da für die Hebung der Technik 
und für die Verbreitung gewerblicher Bildung, namentlich 
auch für die Entstehung einzelner Handwerkszweige in 
einzelnen Bezirken ^) , aber im Ganzen blieben doch die 
Zustände des Handwerks, wie sie gewesen. 

Gegen das Ende seiner Regierung wollte 
er aber auch hier als Reformator auftreten. Er stellte 
sich die Aufgabe, einen blühenden Zustand des Hand- 
werks herbeizuführen, die Handwerker zu einem tüchtigen 
geachteten Stand in der russischen Gesellschaft und im 
russischen Staate zu machen, und vermeinte, wie andere 
hervorragende Russen seiner Zeit, wie Krischanitsch, Pos- 
soschkow ^) und andere , dass das Mittel dazu sei , die 
städtischen Handwerker in korporativenVerbänden 
in >Zünften«, (»Zechen«) zu organisiren. Und er suchte 
desshalb 1720 auch in Russland ein >Z u n f t w e s e n« 
einzuführen, freilich in wesentlich anderer Art, 
als das Zunftwesen im westlichen Europa gewesen 
war und damals noch existirte. Die »Zünfte« Peters I. 
haben mit den Zünften des Westens eigentlich nur den 
Namen gemein, ihrem Wesen nach haben sie mehr Aehn- 
lichkeit mit den modernen freien Innungen als mit den 
westeuropäischen Zünften des Mittelalters und der neueren 
Zeit. 

Die Zunft- oder Zechenorganisation Peters I 
steht im engsten Zusammenhang mit seiner gleichzeitigen 
Organisation der Verwaltung der Städte^). 



1) Storch a. a. 0. B. III. S. 20 ff. 

2) Brückner. Ivan Poasoschkow. Leipzig 1878. S. 307 ff. 
8) D i t j a t i n. Organisation and Verwaltung der Städte in 
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Die Yerwaltungsorganisation der Städte vor 
Peter I. war eine sehr schlechte. Als Verwaltungs- 
organe fungirten zarische Statthalter oder Wojewoden, 
deren Herrschaft eine willkürliche und drückende war. 
Es gah allerdings in den Städten eine Menge von Wahl- 
beamten für fiskalische und richterliche Funktionen, 
aber dieselben wurden meistens von dem Wojewoden be- 
stimmt, welcher immer »denjenigen zu wählen befahl, der 
ihm am meisten gab.« Schon unter Alexej Michajlowitsch 
schlug der berühmte Staatsmann Ordin-Naschtschokin vor, 
>die gesammte handel- und gewerbetreibende Bevölkerung 
in ein Ganzes zu verschmelzen«, und zu diesem Zwecke 
wollte er eine besondere Centralbehörde schaffen, welche 
die höchste Autorität über die Städte sein und dieselben 
gegen die Willkür der Wojewoden schützen sollte. 

Aber dieses Projekt blieb bis zu Peter I. Projekt; 
erst im Jahre 1699 wurde es durch die Errichtung der 
»Burmisterskaj a Palata« ^) (Burmeister Kammer) 
und der »Semskija Isby« ^) (städtische Landesstuben) 
ausgeführt. Zuerst für Moskau gebildet wurde die Or- 
ganisation dann auch in den übrigen Städten eingeführt. 
Die Stadtbevölkerung erhielt dadurch ein eigenes, voll- 
kommen autonomes, selbst den Prikasen (den damaligen 
Ministerien) nicht unterworfenes Zentralorgan , welches 
vermittelst städtischer Landesstuben, deren Mitglieder von 



ßussland. Petersb. 1875. — Seh w anenbac h, Russ. Städte- 
Ordnung vom 16. Juni 1870 in Russ. Revue Band 4 S. 247 ff. — 
Eichelmann, Die russ. Städteverfassung im XVIII. Jahrh. 
Russ. Revue B. 17. S. 477 ff. 
. 1) Nr. 1674 (K.U.) 30. Jan. 1699. 
2) Nr. 1675 (K.U.) 30. Jan. 1699. 
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den Städtern gewählt wurden, die Civil- und Criminal- 
justiz über die städtische Bevölkerung übte und zugleich 
die Steueranlegung und die Steuererhebung in den Städten 
zu besorgen hatte ^). 

Weiter ging Peter I. seit 1718. In diesem Jahre 
befahl er, »die städtischen Magistrate zu errichten 
und dieselben mit entsprechenden Reglements nach dem 
Muster des Rigaischen und Revalischen Reglements zu 
versorgenc *). Diese Magistrate sollten die Centralstellen 
für die städtische Verwaltung sein. 1720 gründete er den 
Hauptmagistrat in Petersburg, zu dessen Ober- 
präsidenten er den Fürsten Trubezkoj ernannte •). Ausser 
dem Uberpräsidenten und dessen Gehülfen sollten alle 
übrigen Mitglieder Wahlbeamte sein *). Im nächsten 
Jahre bekam der Petersburger Hauptmagistrat eine grosse 
Instruktion, nach welcher ihm zur Pflicht gemacht wurde 
1) in allen Städten örtli<5he Magistrate zu errichten, 2) für 
dieselben Statuten auszuarbeiten, 3) Justiz und Polizei in 
denselben einzuführen und endlich 4) den städtischen 
Handel und die Gewerbe zu fördern und zu überwachen *). 
Zugleich sollte er bei Beschwerden von Bürgern gegen 
ihre ortlichen Magistrate, sofern diese richterliche Befugnisse 
übten, die Appellationsinstanz sein, ebenso Streitigkeiten 
und Contestationen zwischen verschiedenen Städten ent- 
scheiden. Alle Städte wurden weiter getheilt in 5 Klassen, 



1) Siehe E i c h e 1 m a n n a. a. 0. S. 484 und Schwanen- 
bach a. a. 0. S. 248. 

2) Nr. 3208 (K.ü.) 11. Juni 1718. 

3) Nr. 3520 (K.Ü.) 13. Februar 1720. 

4) Eichelmann a. a. 0. S. 496. 

5) Nr. 3520 Gap. H. 
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je nach der Zahl der Häuser^). In jeder sollten ört- 
liche Magistrate errichtet werden , bestehend aus 
von den Bürgern gewählten Mitgliedern. »Ihre Befug- 
nisse umfassten den ganzen Inhalt des städtischen Lebens 
und waren sowohl verwaltender und finanzieller, als auch 
richterlicher Natur; sie besorgten die Steuererhebung 
und Steuerumlegung, handhabten die Bau- und Gewerbe- 
polizei, sorgten für Aushebung der Rekruten und fiir Ein- 
quartirung des Militärs und übten die richterliche Ge- 
walt aus, sowohl in Bezug auf das Straf recht, als auch 
auf Civil- und Handelsrecht. Appellationsinstanzen bil- 
deten für die kleineren Städte die Magistrate der Haupt- 
stadt des Gouvernements, von dort durfte noch an den 
Petersburger Hauptmagistrat appellirt werden c^). 

Die städtische Bevölkerung wurde in eine 
reguläre und unreguläre getheilt. Die reguläre, 
oder die Stadtbürger im engeren Sinne, die eigentlichen 
Stadtbürger, welche selbständig eine städtische Beschäfti- 
gung trieben, zerfielen in 2 Gilden. Der ersten ge- 
hörten Banquiers, Gäste oder Grosshändler, Aerzte, Apo- 
theker, Schi£fer, Gold- und Silbermeister und Maler an, 
der zweiten kleinere Eaufleute, Schankwirthe, und na- 
mentlich die Handwerker, wie Schneider, Schuhmacher, 
Schmiede, Zimmerleute, Tischler, Drechsler und andere; 
jede dieser Gilden hatte ihren gewählten Vertreter, welche 
einen Rath bildeten, der dem Magistrat zur Seite stand, 
um ihn über die Bedürfnisse der Bürgerschaft aufzuklären. 

Schon kurz vorher, durch ükasvom 15. Dezember 



1) Nr. 3520 Cap. V. 

2) Schwo^neiib ach a. a. 0. S. 249. Si^h^ auch Nr. 3520 
Cap. VII. 
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1720, war die Errichtung vod Zünften ange- 
ordnet *), 

Die Städteordnung vom 16. Januar 1721 
wiederholte diese Vorschrift. Sie bestimmte (Cap. VII.) 
wörtlich, »dass jede Kunst und jedes Handwerk besondere 
»Zünfte« (»Zechen«) oder Verbände von Handwerkern 
bilden; diese unter einem Altermann stehen und eigene 
Bücher haben sollten, in welchen die Statuten, die Rechte 
und die Privilegien des Handwerkerstandes enthalten seien.« 
Ausgezeichnete Alterleute sollten in die Bürgerämter, welche 
dem Magistrate in allen Stadtangelegenheiten mit Kath 
und That behilflich sein sollten, die tüchtigsten dann in 
den Bath als Rathleute und zu Bürgermeistern gewählt 
werden. Diese Zunftvorsteher sollten auch für die Güte 
der Arbeiten der Zunftmitglieder sorgen und als Admini- 
strativorgane der Regierung die Umlegung und Erhebung 
der Steuern vornehmen. 

Der Ukas vom 27. April 1722 ^) regelte näher 
die Verhältnisse der Zünfte. 

Die Zünfte sollten jeden Handwerker (Inländer wie 
Ausländer) Bürger oder Nichtbürger, auch Bauern, welche 
mit Entlassungsscheinen von ihrer Herrschaft oder deren 
Verwaltern kommen, und ein Handwerk treiben wollen, 
auf ihren Wunsch und zwar für immer oder zeitweilig 
aufnehmen. Aus den Meister-Mitgliedern der Zunft sollten 
die Alterleute gewählt werden, welche die Bücher und 
mit den Meistern die Aufsicht über die Handwerker zu 
führen hatten, so >dass Jeder seine Arbeit gut verrichte.« 
Meister aber sollten nur diejenigen werden, welche ihre 

1) E rm a n 8 Archiv a. a. 0. S. 278. 

2) Nr. 3980 (K.U.) 27. April 1722. 
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genügende technische Qualifikation nachgewiesen hatten. 
Ihnen hatte der Altermann, der Vorsteher, ein Zeugniss, 
den Meisterhrief , der sie in den Meisterstand erhob und 
ihnen alle Rechte desselben gewährte, auszufertigen. 

Jeder Meister hatte das Becht, eine beliebige Anzahl 
von Gesellen und Lehrlingen zu halten, nur durften die- 
selben keine Flüchtlinge sein. Die Lehrlingszeit sollte 
nicht kürzer als 7 Jahre dauern , nach deren Verlaufe 
waren die Meister verpflichtet, ihre Lehrlinge frei zu 
lassen und ihnen Lehrbriefe auszustellen »sowie dies in 
anderen Staaten üblich ist.« 

üeber die Meisterprüfung, die Gesellenzeit, sowie das 
gegenseitige Verhältniss der Meister, Gesellen und Lehr- 
linge wird nichts in dem Ukas erwähnt. Der Zunftzwang 
existirte nicht, der Ukas bemerkt ausdrücklich , dass man 
Niemanden zwingen sollte, in die Zünfte einzutreten. Es 
hatte jeder Meister, auch ohne in die Zunft eingeschrieben 
zu werden, das Recht, selbständig sein Gewerbe zu treiben, 
und neben den zünftigen Meistern konnten somit in der- 
selben Stadt noch unzünftige Freimeister des gleichen 
Handwerks existiren. Mit dem Zunftzwang fehlten auch 
konsequenter Weise Zwangs- und Bannrechte. Zunft- 
privilegien gab es so gut wie gar nicht. Ebensowenig 
die bei den Zünften im Westen allgemeinen Betriebsbe- 
schränkungen ^). 

Nur eine Art Betriebsbeschränkung, wenn 
man sie so nennen kann, ist in dem Ukas im Interesse der 
Consumenten enthalten. Es sollte von den Zünften für 



l)y. Schönberg. Zur wirthschaftlicben Bedeutung des 
deutschen Zunftwesens im Mittelalter , Berlin 1868. Derselbe 
in seinem Handbuch Abh. XVIII. S. 841. 
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die gute Qualität der Waaren gesorgt werden. Diesem 
Zwecke dienten die schon erwähnten Vorschriften über die 
Erlangung der Meisterschaft, über die Lehrlingszeit, über 
die Kontrole der Arbeiten der Zunftmitglieder seitens der 
Vorsteher und Meister. Ausserdem aber wurde noch für 
fertige Waaren eine besondere Schau und ein Mar- 
kenzwang eingeführt. Jeder Zunftmeister wurde näm- 
lich verpflichtet, auf allen von ihm gefertigten Waaren 
seine Marke anzubringen und die so markirte Waare seinem 
Aldermann zur Kontrole vorzuzeigen. Der Letztere hatte, 
falls die Arbeit eine gute war, seine Marke dazu zu fügen, 
die schlechte Waare aber zu vernichten *) und eine neue 
anfertigen zu lassen. Ohne diese Marken war der Ver- 
kauf von Waaren bei strenger Strafe verboten. Die Strafe 
war beim ersten Male das doppelte, beim zweiten Male 
das vierfache des Arbeitslohnes, beim dritten Male aber 
Ausschluss aus der Zunft. Und der Aldermann wurde 
bestraft, wenn er schlechte und untaugliche Waaren mar- 
kirt hatte, beim ersten Male mit einer Geldstrafe, die 
doppelt so gross wie die zweite Strafe des Meisters war 
(d. h. das achtfache des Arbeitslohnes), beim zweiten Male 
konnte er zur Galeerenstrafe verurtheilt werden. 

Der ükas schliesst mit dem Befehl an den Haupt- 
magistrat, »möglichst rasch« die »Zechen« zunächst in 
Petersburg und Moskau zu bilden und später auch in 
den anderen Städten. 



1) »Wenn bei der Besichtigung etwas unwürdig befunden wird, 
so soll der Vorsteher der Zunft es zerbrechen, wenn es von Gold, 
Silber, Kupfer, Blei, Eisen oder Holz gemacht ist; Stiefel, Schuhe etc. 
soll er zerschneiden, Kleider etc. zertrennen, etc.« 
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Die Senats-Ukase vom 16.^) und 31.*) JuH 
172 2 erweiterten die Aufnahmspflicht der Zechen, inso- 
fern ihnen befohlen wurde, im ersten Ukas, alle (Sjnodal)- 
bischoflichen und gutsherrlichen Leute, »welche ein Hand- 
werk für den Verkauf treiben« ^) , in ,dem zweiten, auch 
die verabschiedeten Dri^oner-Soldaten , Matrosen, welche 
in den Städten in einem Handwerk ihren Erwerb suchen 
wollen, in die Zechen »einzuschreiben«. 

Die erste Massregel zur Einführung der 
Zechen scheint gewesen zu sein, dass der Haupt- 
magistrat angewiesen wurde, in den Hauptstädten zunächst 
die Feststellung aller Personen zu veranlassen, welche 
nach den Ukasen das Recht hatten, in die Zechen einge- 
schrieben zu werden. Wie aus dem Ukas vom 4. Oktober 
17 22 ersichtlich ist, müssen zu diesem Zwecke im Juli 
1722 in den Städten kaiserliche (in der Gesetzsammlung 
nicht enthaltene) ükase durch den Hauptmagistrat pu- 
blizirt sein, in welchen diesen Personen befohlen wurde, 
sich bei einer städtischen Behörde persönlich zu melden, 
und ihr Handwerk anzugeben, bei Strafe der Untersagung 
ihres Gewerbebetriebs, aber diese Befehle hatten nur einen 
geringen Erfolg. 

Es erging desshalb ein neuer Ukas vom 4. Oktober 
1722*), der mit dem Hinweis darauf, dass jene ükase 
nicht befolgt seien, und sich nur eine kleine Zahl von 



1) Nr. 4054 (S.u.) 16. Juli 1722. 

2) Nr. 4066 (S.u.) 31. Jnli 1722. 

3) »Diejenigen, welche für häusliche Bedürfnisse ein Handwerk 
treiben , soll man nicht einschreiben, aber diesen ist verboten, die 
Waaren zum Verkauf herzustellen«. Ukas vom 16. Jnli 1722 
Nr. 4054. 

4) Gesetzsammlung Nr. 4102, 
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Meistern und Handwerksleuten gemeldet hätten, jenen Be- 
fehl mit der Weisung wiederholt , dass die Meldung bis 
zum 10. Oktober 1722 erfolgen solle, die Niehterschienenen 
aber mit einer Geldbusse von 10 Rubel und mit dem Ver- 
lust des Rechts auf Gewerbebetrieb bestraft werden sollten. 
Weitere Bestimmungen und Verordnungen unter 
Peter I. bezüglich der Zechen sind in der Gesetzsamm- 
lung nicht enthalten. Es ist desshalb aus ihr auch Nichts 
über die Entstehung und weitere Gestaltung der Zünfte 
ZQ ermitteln. Dieser Gegenstand ist bisher noch nicht 
näher untersucht worden. Uns fehlt für eine solche Un- 
tersuchung das Material. Nach den dürftigen ohne Quellen- 
material gegebenen Mittheilungen in der Literatur ist 
aber soviel sicher, dass Peter I. die Reform des Hand- 
werks auf diese Weise nicht erreichen konnte ^), die »Zunffc- 
organisation« ein verfehltes Experiment gewesen ist. Es 
entstanden nur in Petersburg und Moskau Zünfte , und 
auch diese gelangten weder zu einer irgendwie nennens- 
werthen wirthschaftlichen noch zu einer politischen Be- 
deutung. Die wesentliche Funktion derselben scheint eine 
administrative in der Finanzverwaltung gewesen zu sein, 
indem sie bei der Erhebung von Steuern mitzuwirken 
hatten ^). 



1) Nach Brückner, Peter d. Gr. S. 521 soll ein späterer 
Ükas dem Oberpräsidenten und seinen Gehülfen mit Zuchthaus 
gedroht haben, wenn die Zunftverfassung nicht binnen 5, spätestens 
6 Monaten überall eingeführt sei. 

2) Vgl.bes. Ditjatin a. a. 0. S. 299 ff. Korssak a. a. 0. 
S. 113 ff. Storch B. III. S. 148 ff. Nach Brückner, Peter 
der Grosse S. 521 (vgl. auch Brückner, Possoschkow S. 809 ff.) 
»haben die Zünfte in Russland nie eine irgend erhebliche Bedeu- 
tung erlangt; in gewissem Sinne bestanden sie nur nominell.« 



Digitized by 



Google 



96 I. Peter I. der Grosse (1682-1725). 

Nach der Abhandlung in Erman*s Archiv S. 281 »verloren die 
Zünfte unter der folgenden Regierang, welche zuerst die Selb- 
ständigkeit der Magistrate löste, dann den obersten Magistrat und 
die städtischen Magistrate auflöste , ihre politische Bedeutung in 
Stadtverbande und lösten sich in sich selbst auf.« Nach Beden 
(Eraftelemente Busslands vgl. Matthäi a. a. 0. S. 21) »ist das 
deutsche Zunftwesen in Rassland selbst nur eine TreibhauspflanEe 
geblieben, weil es dem russischen National karakter nicht zusagtet. 
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Die Zeit von 1725— 1741. 

In diesem Zeitraum, in welchem nicht weniger als 
4 Regenten zum Theil nur sehr kurze Zeit (Katharina I. 
1725—1727, Peter IL 1727—1730, Anna Ivanowna 1730 
—1740, Ivan IV. 1740—1741) den Thron innehatten, 
machte die Industrie im Ganzen nur wenige Fortschritte 
und was Peter L mit so grosser Energie und Einsicht 
begonnen, wurde nicht entsprechend fortgeführt. Die Ge- 
werbegesetzgebung zeigt einen mehrfachen grundlosen 
Wechsel in den obersten Staatsorganen für das Gewerbe- 
wesen und im üebrigen im Allgemeinen ein Abweichen 
von der liberalen Gewerbepolitik, welche Peter L am 
Schluss seiner Begierung befolgt hatte. Es tritt in ihr 
insbesondere wieder die Neigung zu einer stärkeren obrig- 
keitlichen Regelung der Gewerbsverhältnisse , auch eine 
steigende Begünstigung der Monopol- und Privilegien- 
wirthschaft hervor ^). 

1. Katharina L (1725-1727). 

Aus der Begierungszeit von Katharina der Ersten ist nur 
zu erwähnen 1) eine Aenderung des von Peter dem Grossen 



1) Vgl. den Schluss dieses Abschnitts. 
Y. Ordega, Gewerbepolitik Basslands. 
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eingerichteten und besonders begünstigten Manufactur- 
CoUegiums und 2) die Aenderung der Städteordnung von 
1721. 

ad. 1. Im Jahre 1727 wurde die Vereinfachung 
der Staatsbehörden unternommen. In dem Ukas 
vom 24. Februar 1727 wird gesagt, dass »Vermehrung 
der Behörden und Kanzleien nicht nur dem Staate, son- 
dern auch dem Volke zur Last wird. Anstatt dass man, 
wie früher an eine Behörde in allen Geschäften sich 
wende, muss man sich gegenwärtig an 10 oder vielleicht 
noch mehr wenden. Alle diese Behörden haben ihre 
eigenen Kanzleien und Kanzleibeamten und jede von ihnen 
saugt das arme Volk aus« ^). Zu den Behörden, deren 
Abschaffung beschlossen wurde, gehörte auch das Mana- 
facturcoUegium. Für die Abschaffung desselben wurde 
in dem ükas von 1727 insbesondere noch geltend ge- 
macht, dass es keinen selbständigen Charakter hätte, weil 
es keinen wichtigeren Entschluss ohne Zustimmung des 
Senats fassen konnte. Die Geschäfte des Collegiums wur- 
den dem Commerz-Collegium übertragen, dem somit 
auch die Aufsicht über alle Fabriken zufiel ^). Für die 
weniger wichtigen Angelegenheiten wurde noch ein be- 
sonderer Kath, oder »Ssowjet« gebildet, welcher sich aus 
den Fabrikherren zusammensetzte. Die Mitglieder dieses 
Rathes, welche als unbesoldete Beamte fungirten, sollten 
jährlich wenigstens auf einen Monat sich in Moskau ver- 
sammeln , um ihre gemeinsamen Interessen zu besprechen 
und die nöthigen Beschlüsse zu fassen. Eine regiminelle 
Selbständigkeit und eigentliche Executivgewalt scheint 



1) Nr. 5017 § 5 (K.U.) 24. Februar 1727. 

2) ibid. 
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diesem Bathe nicht zugestanden zu haben. Er hatte, 
wann es sich um obrigkeitliche Massnahmen handelte, an 
das Commerz-CoUegium zu berichten. Zum Protector des 
Rathes wurde der Präsident des abgeschafften Manufactur- 
Collegiums der Senator Nowosilzow ernannt ^). 

Aber diese neue Ordnung dauerte nicht lange. Man 
überzeugte sich bald, dass die Ersparnisse, welche man 
durch die Abschaffung des Manufactur-CoUegiums zu er- 
zielen hoffte, nicht gemacht wurden. Die Ausgaben des 
Staates für die üeberwachung des Fabrikwesens wurden 
durch die üebertragung dieser Pflicht auf das Commerz- 
Collegium nicht im mindesten verringert; dagegen zeigte 
die neue Einrichtung die Gefahr, dass das Commerz- 
CoUegium , welches in erster Linie die Interessen des 
Handels zu verfolgen hatte, für die Interessen des Ge- 
werbewesens nicht genügend sorgte, in CoUisionsf allen, 
wenn die Interessen der Kaufleute und der Fabrikanten 
auseinander gingen , nur jene berücksichtigte und somit 
die Handelsinteressen auf Kosten der Fabrikinteressen be- 
förderte ^). 

Schon am 28. März 1727 wurde deshalb ein Ukas 
erlassen, welcher dem Commerz-CoUegium die Fürsorge 
für das Gewerbewesen abnahm und diese wiederum einer 
eigenen staatlichen Behörde, dem Manufacturcontor, 
übertrug, lieber die Organisation und Aufgaben des Contors 
spricht sich der ükas gar nicht aus. Der in dem Gesetz 
vom 24. Febr. 1727 eingesetzte Rath der Fabrikherren, der 
die Verpflichtung hatte, alljährlich ein Mal in Moskau sich 



1) ibid. 

2) Nisselowitsch a. a. 0. B. L S. 49, 

7* 
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zu versammeln und in weniger wichtigen Angelegenheiten 
zu verhandeln, wurde beibehalten ^). 

ad. 2. Nach dem Ukas vom 24. Februar 1727 
wurde die obrigkeitliche Verwaltung der Städte wieder 
den Wojewoden übertragen. Der Senat vertheilte am 
14. Mära 1727 die Wojewoden auf die Provinzen und 
regelte zugleich ihre Geschäftsführung durch Instructionen, 
nach denen wieder die Justiz und Finanz- Verwaltung in 
ihre Hände gelegt war ^). 

2. Peter II. (1727—1730). 

Der Kaiserin Katharina folgte nach ihrem Tode 
Peter II. Während der kurzen Regierung dieses Fürsten, 
während welcher thatsächlich die Herrschaft in Russland 
zuerst noch der unter Peter und Katharina I. mächtige 
Menschikow , dann die Dolgorukij hatten , sind keine 
wesentlichen Aenderungen in der Gewerbepolitik und spe- 
ciell in der Gewerbe-Gesetzgebung erfolgt. Die Gesetz- 
sammlung enthält nur ein Gesetz vom 10. April 
1728, welches den Fabrikanten ein neues Vorrecht , die 
Quartierfreiheit einräumte: auf Höfen, wo Fabriken sich 
befanden, durfte kein Militär einquartiert werden ^). 

3. Anna Iwanowna (1730—1740). 

Umfangreich und bedeutsam waren dagegen die Ver- 
änderungen unter der Regierung der Kaiserin Anna Iwa- 

1) Nr. 5052 (K.ü.) 28. März 1727. 

2) Nr. 5017 § 2 (K.ü.) 24. Febr. 1727; Nr. 5029 (K.ü.) 14. März 
1727; Nr. 5053 (KU.) 31. März 1727. 

3) Höfe dagegen, die Fabrikanten gehörten, aber keine Fa- 
briken hatten, waren einquartierungspflichtig. (Nr. 2262 (K.ü.) 
10. April 1728.) 
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nowna, der Tochter Iwans Alexejewitsch, der Nichte Peters 
des Grossen und seit 1711 Wittwe des Herzogs Friedrich 
von Kurland. 

Zunächst bestätigte das Gesetz vom 7. April 
17 31 ^) das den Fabrikanten inx Jahre 1722 eingeräumte 
Recht ihre eigenen Läden zu halten und die von ihnen 
gefertigten Waaren nach Fabrikpreisen zu verkaufen. 

Am 2 8. Juni 1 731 ^) wurde dem Manufacturcontor 
befohlen die Privilegien der Fabrikanten, welche sich auf 
die Befreiung von Staatsdiensten bezogen (s. oben S. 67), 
zu untersuchen, und bestimmt, dass nur diejenigen Fabri- 
kanten, welche ihre Fabriken in einen solchen Zustand 
gebracht, der dem Staat wirkliche Vortheile bereits ge- 
währe resp. doch gewähren werde, von allen Staatsdiensten 
frei sein, alle anderen aber gleich den übrigen Staats- 
bürgern die gemeinen Lasten zu tragen verpflichtet sein 
sollten, um die Zahl der neu entstehenden Fabriken zu 
vermehren, wurde ausdrücklich wieder dem Fabrikanten, 
der eine neue Fabrik gründete , die Freiheit von Staats- 
diensten gewährt '). 

Noch in demselben Jahre reformirte man wieder durch 
Ukas vom 8. Oktober 1731 die staatliche Ge- 
werbebehörde. Das Manufacturcontor und das Bergcol- 
legium wurden mit dem CommerzcoUegium verbunden und 
das erste in 3 Sectionen getheilt: die Commerz-, Berg- 
und Manufactur-Section *). 

Die Regierung der Kaiserin Hess sich die Ordnung 



1) Nr. 5739 (S.U.) 7. April 1731. 

2) Nr. 5794 § 7 (K.Ü.) 28. Juni 1731. 

3) ibid. 

4) Nr. 5860 (K.Ü.) 8. Oktober 1731. 
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des Beichshaushalts angelegen sein. Man war bedacht 
die ordentlichen Einnahmen zu erhöhen, überflüssige Aus- 
gaben zu beseitigen ^), aber die leitenden Staatsmänner 
Russlands, ein Ostennann, ein Münich wussten wohl, dass 
ein guter Zustand der Staatswirthschaft nicht allein in 
der Vermeidung eines Deficits durch Erhöhung von Steuern 
bestehe, sondern dass man, um den Staatsbedarf auf eine 
gesunde Weise und dauernd, namentlich auch den steigen- 
den, befriedigen zu können, vor Allem darauf bedacht 
sein müsse , die Steuerkraft zu steigern und zu diesem 
Zweck die Productivität des Volkes zu erhöhen ^). 

Eine der ersten Massregeln, welche die Manufactur- 
section im Interesse der Industrie vorschlug, war deshalb 
die Errichtung eines besonderen Organs für die Fa- 
brikinspection, um eine bessere Aufsicht über die 
Fabriken herbeizuführen. Der Senat genehmigte den 
Vorschlag. 

Das Organ bestand aus einem Obercommissär und 3 
Commissären ^) *). Die Pflicht der Commissäre war zu- 

1) Um der Staatscasse Ausgaben zu ersparen, wurden zum 
Exil verurtheilte den Staatsfabriken und Staatsbergwerken zuge- 
wiesen z. ß. den sibirischen Eisengiessereien, oder den astrachani- 
schen Schwefelsiedereien (Nr. 6205 (K.U.) 2. Oct. 1732). 

2) Ssolowjeff a. a. 0. B. XX. S. 196. 

3) Nr. 6546 (S.U.) 13. Februar 1734. 

4) Diese Commissäre erinnern an das heutige Fabrikinspectorat, 
aber die damalige Institution ist doch von dieser sehr wesentlich 
verschieden , vor allem dadurch , dass jene Commissäre nur für 
den ökonomisch technischen Zustand der Fabriken zu sorgen hatten, 
die Function der modernen Fabrikinspectoren aber eine social- 
politische ist. Auch darin zeigt sich ein Unterschied , dass die 
Besoldung der Commissäre jener Zeit durch die Beiträge der Fa- 
brikanten erfolgte, eben weil ihre Thätigkeit mehr im Interesse 
der Fabrikanten, als im Interesse des Staates lag, die Kosten des 
modernen Fabrikinspectorats aber von den Staaten getragen werden. 
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nächst festzustellen, wie viel Fabriken den Gesellschaften, 
wie viel einzelnen privaten Unternehmern gehörten, ferner 
zu untersuchen und an den Senat zu berichten , ob der 
ökonomische Zustand der Fabriken ein guter oder schlechter, 
und eventuell was die Ursache des schlechten Zustandes 
sei. Wo sie schlechte Zustände fanden, sollten sie Pläne 
ausarbeiten , wie dieselben zu bessern, insbesondere auch 
die Mittel angeben, wie man in ihrer Existenz gefährdete 
Fabriken vor dem Ruin bewahren könne ^). Ueber die 
Wirksamkeit dieser Gommissäre haben wir nichts Näheres 
ermitteln können. 

Unzweifelhaft aber stehen wohl im Zusammenhange 
mit derselben weitere wirkliche Reformmassregeln. 

Schon früher hatte man nach den älteren mercanti- 
listischen Maximen Peters I. Massregeln in Bezug auf die 
Tuchfabriken getroffen^). Da trotz aller Begünsti- 
gungen die Tuchfabriken des Landes nicht genügten, um 
den Staatsbedarf an Tuchfabrikaten zu decken, und man 
deshalb vom Auslande noch Tuch kaufen musste, wurde 
dem Militär-CoUegium anbefohlen, inländisches Fabrikat 
dem ausländischen vorzuziehen und den russischen Fabri- 
kanten die gleichen Preise zu zahlen, wie ausländischen 
Producenten ^). Zugleich wurde die Gründung neuer Tuch- 
fabriken durch die Zusicherung von Privilegien und von 
Darlehen seitens des Staats begünstigt. Als aber diese 
Massregeln erfolglos blieben, entschloss man sich mit 
dieser mercantilistischen Politik zu brechen und es mit 
einer Politik gewerblicher Freiheit zu versuchen. Von 



1) Nr. 6546 (S.U.) 13. Februar 1734. 

2) Nr. 6262 (K.ü.) 18. November 1732. 

3) S s 1 w j e f f a. a. 0. S. 96; auch Nr. 6551 (K.ü.) 12. März 1734. 
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der Ansicht ausgehend, dass die strenge obrigkeitliche 
Controle und die regiminellen Vorschriften des Commerz- 
CoUegiums die Entstehung und das Gedeihen der Fabriken 
hinderten, verordnete das Gesetz vom 1 2. März 17 34, 
dass alle diejenigen, welche Fabriken für die militärischen 
Bedürfnisse gründen wollten und kein Darlehn von Seiten 
des Staats verlangten, nicht mehr den Vorschriften und 
der Controle des CommerzcoUegiums unterliegen sollten *). 

Doch scheint auch diese Politik keine günstigen Er- 
folge gehabt zu haben. Es scheint namentlich bei den 
Tuchfabriken eine erhebliche Verschlechterung der Qualität 
der Waaren eingetreten zu sein. Im Jahre 1736 wurde 
deshalb für diese eine neue Verordnung ^) vom 5. Mai 
erlassen, welche wieder die staatliche Regelung und Ueber- 
wachung der Fabrikation einführte und insbesondere auch 
Vorschriften über die Fabrikation des Militärtuches ent- 
hielt. 

Es wurde insbesondere befohlen, das Tuch, welches 
zu Militärzwecken bestimmt war, aus der russischen und 
kaukasischen Wolle halb und halb mit der Wolle der 
Ukrainischen Schafe gemischt, zu fertigen. Die zweite 
Sorte des Militärtuches sollte aus der russischen, tscher- 
kessischen und kalmückischen Wolle gemacht werden. 
Die Breite des Tuches wurde gesetzlich vorgeschrieben. 
Sie sollte 1 Arschin und 14 Werschkow ausmachen. In- 
dess scheinen auch diese Massregeln die üebelstände nicht 
beseitigt zu haben. Wenigstens war einige Jahre später 
das Soldatentuch wieder so schlecht , dass die Soldaten- 
uniformen nur kurze Zeit hielten und auf Antrag des 

1) Nr. 6551 § 3 (K.Ü.) 12. März 1734. 
2J Nr. 6946 (K.U.) 5. Mai 1736. 
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Feldmarschalls Grafen von Münich fand deshalb eine be- 
sondere üntersnchung der Fabriken statt, auf Grund deren 
viel schlechtes Fabrikat in den Fabriken confiscirt und 
die unsoliden Fabrikanten bestraft wurden ^). 

Im Zusammenhang mit der Tuchfabrikation steht noch 
eine Bestimmung bezüglich des Ankaufs von Brannt- 
wein seitens der Tuchfabrikanten. Der öffentliche Handel 
mit dem Branntwein war schon seit früheren Zeiten ver- 
boten gewesen ^). Da aber jetzt beim Fortschritt der 
russischen Tuchindustrie durch diese Massregel Fabri- 
kanten, denen der Branntwein zur Wollfärberei unent- 
behrlich war, benachtheiligt wurden, und ihr Betrieb oft 
wegen des Mangels an Branntwein Störungen erlitt, so 
wurde im Jahre 1736 durch ministerielle Verordnung den 
Tuchfabrikanten die Erlaubniss ertheilt, Branntwein in 
den Apotheken zu kaufen, oder ihn vom Auslande selbst 
zu beziehen, indess nur unter der Bedingung, dass sie 
ihren Ankauf dem Commerz - CoUegium , wie der Me- 
dicinischen Kanzlei anzeigen und sich schriftlich ver- 
pflichten den gekauften Branntwein zu anderen Zwecken 
als zum Färben nicht zu verwenden ^). Zwei Verordnungen 
aus dieser Zeit zeigen , dass man auch der Schulbil- 
dung und dem Kirchenbesuch in den Arbeiter- 
kreisen seine Fürsorge zuwandte. Die eine, der ükas 
vom 29. Oktober 1735, bestimmte, dass Schulen bei den 
Fabriken errichtet werden sollten, in welchen den Arbeiter- 



1) Nr. 8220 (K.Ü.) 1. Sept. 1740. 

2) Der Branntwein galt nehmlich früher für giftiges Getränk, 
wie der ükas vom 8. Jannar 1733 dies auch für Russland bestätigt. 
Er steht dort auf der Liste unter anderen giftigen Stoffen. 

3) Nr. 6304 (K.U.) 8. Januar 1733; auch Nr. 6995 (Kabinets- 
Ordre) 27. Juni 1736. 
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kindern Unterricht ertheilt werden könne. Ein Scbul- 
zwang wurde aber nicht eingeführt; es wurde lediglich 
dem freien Ermessen der Arbeiter überlassen, ihre Kinder 
in die Schule zu schicken, oder nicht ^). Die andere, die 
Cabinets-Ordre vom 12. December 1735, befahl, dass auch 
bei denjenigen Fabriken, auf welchen ein zahlreiches Per- 
sonal beschäftigt, und keine Kirche in der Nähe vorhanden 
sei, eine Kirche erbaut werden sollte ^). 

Das wichtigste Gewerbegesetz während der Regierung 
Anna Iwanownas war das umfangreiche Gesetz vom 7. 
Januar 17 36'). Es regelte hauptsächlich die Verhält- 
nissed er Fabrikarbeiter. Es wollte den Fabriken die 
nöthigen Arbeitskräfte sichern, einen möglichst tüchtigen, 
gut ausgebildeten Ärbeiterstand schaffen, aber es wollte 
zugleich auch manche Uebelstände, welche die bisherige 
Gesetzgebung zum Schaden der Grossgrundbesitzer und 
der Landwirthschaft herbeigeführt hatte, beseitigen. 

Es sind zu unterscheiden 1. die Bestimmungen be- 
treffend die Fabrikarbeiter und die Regelung der 
Verhältnisse des Arbeitsvertrags; 2. die Bestim- 
mungen betreffend die Fabrikanten als solche und 
die staatliche üeberwachung der Fabriken. 

Was die ersteren Bestimmungen angeht, so 
waren vor Allem wichtig zwei Aenderungen der bisherigen 
Gesetzgebung, für welche auch Rücksichten auf die In- 
teressen der Grossgrundbesitzer und der Landwirthschaft 
massgebend waren. 

1. Peter I. hatte, wie früher gezeigt wurde, um die 



i; Nr. 6831 § 10 (K.ü.) 29. Oktober 1735. 

2) Nr. 6840 (Kabin. -Ordre) 12. Dezember 1785. 

3) Nr. 6858 (K.ü.) 7. Januar 1736. 
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Gründung von Fabriken zu befördern, durch Gesetz vom 
18. Januar 1721 Fabrikunternehmern gestattet , ganze 
Dörfer mit der leibeigenen Bevölkerung zu kaufen, da- 
gegen nicht gestattet, einzelne leibeigene Bauern ohne 
Grund und Boden zu kaufen. Das Gesetz von 1736 än- 
derte dies: Es verbot (§ 9) den Fabrikunterneh- 
mern Dörfer zu kaufen, gestattete dagegen 
Leibeigene ohne Grund und Boden zu kaufen. 

Diese Bestimmung wurde anscheinend in erster Reihe 
im Interesse der Landwirthschaft getroffen. Nach dem 
Gesetz von 1723 waren viele Dörfer in die Hände von 
Pabrikunternehmern übergegangen ; in diesen Dörfern 
aber war die landwirthschaftliche Produktion durch den 
Mangel an Arbeitskräften sehr verringert worden und der 
Wirthschaftszustand ein schlechter. Man fürchtete ein zu 
starkes üeberhandnehmen dieser Fabrikdörfer und wollte 
das im allgemeinen Landwirthschaftsinteresse verhindern. 
Um aber durch diese Massregel nicht einen Mangel an 
Fabrikarbeitern zu veranlassen , wurde den Fabrikanten 
das Recht Leibeigene auch ohne Grund und Boden kaufen 
zu können gegeben. Ein Recht, das vom Standpunkte 
der Humanität insofern als ein Rückschritt gegen die 
Gesetzgebung Peters I. bezeichnet werden muss, als diese, 
indem sie den Einzelverkauf nicht erlaubte, die Trennung 
der Mitglieder einer Familie, die Trennung des Einzelnen 
von seinem Dorf nicht zuliess, die neue Gesetzgebung aber 
auf die Bande, die den Einzelnen an seine Verwandten 
und andere Dorfgenossen wie an das Dorf selber, fesseln, 
keine Rücksicht nahm. 

2. Peter L hatte durch Gesetz vom 18. Juli 1722 
den persönlichen Rechtszustand der damals th^tsächlicb 
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in den Fabriken beschäftigten Arbeiter in der Weise ge- 
regelt, dass alle Arbeiter den Fabrikanten belassen wurden 
und die ihren Herren widerrechtlich entlaufenen von 
diesen nicht mehr zurückgefordert werden durften. In- 
zwischen waren aber immer wieder leibeigene bäuerliche 
Arbeiter den Grossgrundbesitzern widerrechtlich entlaufen, 
in die Fabrikgegenden gezogen und dort beschäftigt 
worden. Das Gesetz regelte wiederum den persön- 
lichen Rechtszustand dieser Arbeiter, aber in 
einer anderen Weise, wie es 1722 geschah. Es unter- 
schied zwischen ausgebildeten Arbeitern und ge- 
meinen Lohnarbeitern, Tagelöhnern. Bei den 
ersteren sollte nicht mehr ihre Hörigkeit, oder Flucht von 
ihren früheren Eigenthümern, welche meistentheils Gross- 
grundbesitzer ^) waren, berücksichtigt werden. Sie wurden 
vielmehr den Fabriken, in denen sie bei Erlass des Ge- 
setzes beschäftigt waren, rechtlich zugewiesen und die- 
jenigen von ihnen, welche zu der Classe der Kopfsteuer- 
pflichtigen gehörten, sollten durch den üebertri^t in den 
Fabrikstand consequent fortan auch von der Kopfabgabe 
ausgeschlossen werden ^) ^). 



1) Die Grossgrundbesitzer giDgen viel schlimmer mit ihren 
Leibeigenen um, und belohnten weniger ihre Arbeit, als dies der 
Fall auf den Fabriken war; das veranlasste die Bauern zu dem 
sehr zahlreichen üebergange in die Fabriken und zu dem will- 
kürlichen und gesetzwidrigen Wechsel ihrer Besitzer. 

2) § 1 des Ges. vom 7. Jan. 1736. 

3) Die erste Volkszählung wurde in Russland schon 1723 bei 
Gelegenheit der Einführung der Kopfsteuer angeordnet und die 
nächsten Volkszählungen sollten alle 20 Jahre wiederholt werden. 
Da der Zweck dieser Revisionen die Steuer war., so wurden nur 
diejenigen gezählt, welche derselben unterworfen waren. Die Re- 
visionen konnten nicht mit grosser Genauigkeit gemacht werden. 
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Um sie den Fabrikanten zu sichern, wurde ihnen die 
Entfernung von der Fabrik wider den Willen des Arbeit- 
gebers, auch die Rückkehr in ihr früheres Rechtsverhält- 
niss verboten. Und wenn einer von ihnen in seine frühere 
Heimath, oder auf eine andere Fabrik entflohen war, so 
sollte er, nachdem seine Flucht entdeckt und er selbst 
gefangen worden war, zu den Wojewoden in die Städte 
geführt, durch dieselben bestraft und wieder auf die Fa- 
brik, von wo er kam, zurückgeschickt werden. Auch die- 
jenigen, welche solche Flüchtlinge annahmen und behielten , 
hatten eine Geldstrafe zu entrichten ^). 

Anders war es mit den gemeinen Arbeitern. Die 
»Tschernorabotschie«, oder die Tagelöhner, sollten nach 
dem Gesetze demjenigen zurückgegeben werden, welchem 
sie früher gehört hatten ^). Es ist nicht näher ge- 
sagt, wer diese Arbeiter waren , von wo sie kamen und 
auf welche Art und Weise sie sich auf den Fabriken ein- 
gefunden haben, doch kann man nach dem Inhalte des 
Gesetzes mit Sicherheit annehmen, dass diese Leute weder 



da die von 1723, wie auch die späteren von 1743 und 1763, jedes- 
mal tnehrere Jahre dauerten. Sie gaben an für 1723 — 5 794928 
Kopfeteuerpflichtige; 1743 — 6 643 335 und 1763 — 7 363 343. 
Man glaubte durch Verdreifachung dieser Zahlen einigermassen 
den Betrag der Gesammtbevölkerung zu erhalten und erhielt so 
für das Jahr 1763 die Zahl von 21—22 Millionen für die Bevölke- 
rung des ganzen Staates. Die Höhe des Kopfgeldes zerfiel in 6 
Classen: Von 1723 bis 1784 betrug das Kopfgeld der niedrigsten 
Classe 70 Kop. , der zweiten 80 Kop., der dritten 1 Rub. 10 Kop., 
der vierten 1 R. 70 Kop., der fünften 3 R. und endlich der sechsten, 
oder der best situirten steuerpflichtigen Classe 4 Rubel. (Ent- 
wickelung der Staatskräfte Russlands. Berlin 1846.) 

1) § 5 des Ges. vom 7. Jan. 1736. 

'2) § 3 des Ges. vom 7. Jan. 1736. 
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die mit den Dörfern gekauften Bauern, noch die auf an- 
dere gesetzliche Weise in die Fabriken gelangten Arbeiter 
waren, sondern dass es sich hier lediglich um ihren Herren 
entlaufene Leibeigene handelt, welche ihre sociale Lage 
unter den Flügeln der neu entstandenen Industrie zu ver-» 
bessern glaubten. Da die Arbeiter, welche durch diese 
Bestimmung aus den Fabriken entfernt wurden, nur durch 
mit Pässen versehene freie Leute und durch solche Un- 
freie, welche durch freiwilligen Kauf in den Besitz der 
Fabrikherren kamen, ersetzt werden konnten, so ist aus dieser 
Regelung des Personenstandes der gemeinen Fabrikarbeiter 
zu schliessen, dass die Zahl der zu gemeiner Fabrikarbeit 
fähigen Personen nach Peter I. sich so vermehrt hatte, 
dass man für deren Anschaffung nicht mehr rücksichtslos 
zu sorgen und die Heiligkeit des Eigenthums zu verletzen 
brauchte, wie dies durch die Befestigung der Flüchtlinge 
auf den Fabriken durch das Gesetz von 1722 geschehen 
war, dagegen muss es an einem genügenden Angebot aus- 
gebildeter, geschickter Arbeiter gefehlt haben. Um diese, 
ohne welche die Fabrikanten ihren Betrieb nicht fort- 
setzen konnten, denselben zu sichern, wurde deshalb die 
anderweitige obenerwähnte Regelung getroffen. 

Die practische Durchführung des Gesetzes setzte vor- 
aus, dass man, um den Rechtszustand der Fabrikarbeiter 
zu bestimmen, ihr früheres Rechtsverhältniss genau er- 
mittelte. Dies geschah durch eine gerichtliche Verneh- 
mimg, bei welcher jeder Arbeiter verpflichtet war, anzu- 
geben, von wo er gekommen, wer er sei und wie er früher 
beschäftigt worden ^). Diejenigen, welche nicht wussten, 



1) § 11 des Ges. vom 7. Januar 1736. 
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»woher ihre Väter und Grossväter stammten«, sollten auf 
den Fabriken befestigt werden ^). Falsche Angaben wurden 
streng bestraft. Wenn Fabrikarbeiter, die behauptet 
hatten, dass sie nicht als grundherrliche Leibeigene, noch 
aus dem Staatsdienst entflohen seien , sich dann als ent- 
flohene Soldaten, Rekruten, oder an die Scholle befestigte 
Bauern erwiesen, so sollten diese nicht lange im Gefäng- 
niss behalten, sondern schonungslos durchgepeitscht wer- 
den, um die Anderen vom Lügen abzuschrecken ^). 

3. Weiter ist noch von den Vorschriften des Gesetzes 
hervorzuheben die Passpflicht für neue Arbeiter. 
Es ^urde strengstens verboten, Arbeiter ohne Pässe in 
den Fabriken anzunehmen und zu beschäftigen. Und jeder 
Fabrikherr musste sich dazu ausdrücklich schriftlich ver- 
pflichten, da die Regierung die Ausreden fürchtete, welche 
in solchen Fällen vorauszusehen waren ^). Das Gesetz 
fügte noch bei diesem Punkte hinzu, dass die Fabrik- 
herren auf keine Befreiung für die Zukunft (im Sinne 
des 18. Juli 1722) mehr hoflPen sollten. 

4. Das Gesetz ordnete ferner an, dass alle Erwerbs- 
losen, welche in den Städten und auf dem platten Lande 
sich herumtrieben und bettelten, von den Gouvernements- 
regierungen gesammelt und auf die Manufakturen und 
Fabriken vertheilt werden sollten *). Diese Massregel ist 
für jene Zeit anders zu beurtheilen, als es für die Gegen- 
wart der Fall sein würde. So verwerflich sie heute er- 
scheinen würde, so gerechtfertigt und zweckmässig dürfte 



1) § 4 des Ges. vom 7. Janaar 1736. 

2) § 4 des Ges. vom 7. Janaar 1736. 
3j § 7 des Ges. vom 7. Janaar 1736. 
4) g 8 des Ges. vom 7. Januar 1736. 
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sie zu jener Zeit gewesen sein. Bettler und Vagabunden 
wider ihren Willen in Fabriken zu schicken, würde heute 
bedeuten, das Fabrikpersonal absichtlich zu demoralisiren, 
die Fabrikarbeit zu verschlechtern und folglich die Fabrik 
zu Grunde zu richten. In der ersten Hälfte des vorigen 
Jahrhunderts hatte dagegen dieselbe Massregel eine ganz 
andere Bedeutung und Wirkung. Es kommt zunächst in 
Betracht, dass die ganze rechtliche und sociale Stellung 
der damaligen Fabrikarbeiter noch eine wesentlich andere 
war, namentlich auch ihre moralische Entwicklung lange 
nicht so hoch stand, wie dies heute der Fall ist. Die 
Fabrikarbeiter waren in der Regel Unfreie, wie der leib- 
eigene Bauer an die Scholle gebundene Menschen. Der 
üebelstand unfreier Arbeit war also schon in den Fa- 
briken vorhanden, er wurde nicht erst durch die zwangs- 
weise Zufuhr der erwerbslosen Arbeiter eingeführt. In 
Bildung und Moralität wird zwischen ihnen und diesen 
kein grosser Unterschied gewesen sein. Es ist aber auch 
ferner zu beachten, dass die Personen, welche jene Massregel 
traf, keineswegs alle, oder auch nur zum grösseren Theil 
zu der Classe heutiger Vagabunden und Landstreicher ge- 
hörten. Sie waren vielmehr unfreiwillig Erwerbslose, 
da in jener Zeit Arbeit in Russland sehr schwer zu finden 
war, was mit der ungleichmässigen Vertheilung der In- 
dustrie über das russische Territorium resp. ihrer Loca- 
lisirung in besonderen Gouvernements und Bezirken, so- 
dann mit dem Mangel an Gommunicationsmitteln eng zu- 
sammenhängt. Auch deshalb war geringeres Bedenken sie 
zu Arbeitsgenossen der Anderen zu machen. Die Be- 
deutung jener Massregel wird darin zu finden sein , dass 
sie sowohl den erwerbslosen Personen als den Fabrikanten 
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nützlich war; sie suchte auf factische Art der Armuth 
und der geringen Bildung des Proletariats zu Hilfe zu 
kommen und sie führte den Fabriken billige Arbeiter zu, 
welche mit der Zeit zu tüchtigen Fabrikarbeitern sich 
erheben konnten. Uebrigens wurde der Zwang nur gegen 
die vagabondirenden Arbeiter ausgeübt. Die Fabrikanten 
konnten nicht gezwungen werden sie anzunehmen und 
beschäftigen ; sie konnten sich für ihre freie Entscheidung 
also lediglich durch ihr Interesse und ihren Vortheil be- 
stimmen lassen. 

Endlich ist auch noch für die Beurtheilung dieser 
Massregel zu berücksichtigen, dass die Erwerbslosen nicht 
lebenslänglich, sondern nur auf 5 Jahre an die Fabrik, 
der sie zugewiesen waren, befestigt wurden. Nach Ab- 
lauf von 5 Jahren mussten sie auf Verlangen frei ge- 
lassen werden. Jede Fabrik hatte die in ihr vorgekom- 
menen Freilassungen in den Wojewodischen- und den 
Gouvernementskanzleien anzumelden ^), 

5. Auch im Bezug auf die technische Ausbil- 
dung der Arbeiter in den Fabriken enthält das Gesetz 
regiminelle Bestimmungen. Der Zweck derselben war den 
Fabriken einen ordentlich ausgebildeten Arbeiterstand zu 
sichern und die Arbeiterclasse zu heben. Die Kinder der 
ausgebildeten Fabrikarbeiter sollten in den Fabriken in 
verschiedenen Handwerken unterrichtet und später mög- 
lichst in den Meisterstand erhoben werden^). Lehrlinge, 
welche in den Fabriken nur zum Zweck ihrer Ausbildung 
aufgenommen waren, sollten nach dem Ablaufe der Lehr- 
zeit £rei gelassen und mit einem Zeugniss über ihre 

1) § 8 des Qes. vom 7. Janaar 1736. 

2) § 2 des Ges. vom 7. Januar 1736. 

y. Ordeg^a, Gewerbepolitik Busslands, 8 
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Lehrzeit und Qualification versehen werden, »damit die 
Guten, wie sich das Gesetz ausdrückt«, von den »Schlechten 
durch diese Zeugnisse geschieden seien«. Wollten die 
ausgebildeten Lehrlinge, nach Ablauf der vorgeschriebenen 
Lehrzeit noch länger in der Fabrik thätig sein, so konnte 
dies nur geschehen auf Grund eines neuen Vertrags zwi- 
schen dem Fabrikherren und dem ausgelemten Arbeiter, 
wenn derselbe ein freier Mann war, im entgegengesetzten 
Falle mit dessen Eigenthümer ^). 

6. Eine Schattenseite des Gesetzes von 1736 war ein 
zu weit gehendes Recht der Fabrikanten ihre Ar- 
beiter zu bestrafen. Dieselben erhielten das Recht 
ausschliesslich ohne jede Einmischung anderer Behörden 
ihre Arbeiter wegen Streitigkeiten, Schlagereien und Be- 
trunkenheit zu bestrafen. Ebenso durften sie Arbeiter, 
welche »unmässig«, oder »faul« waren bestrafen und ausser- 
dem bezüglich derselben dem Commerz-CoUegium resp. 
dem Manufaktur-Contor berichten, welche dann auf Grund 
des Zeugnisses der Fabrikanten resp. Meister die Arbeiter 
in entfernte Städte oder nach Kamtschatka verbannen 
sollten, »damit die Anderen Furcht bekämen« ^). 

Diese Politik entsprach nicht den Intentionen, die 
einst Peter L hatte. Sein Reglement des Manufaktur- 
CoUegiums von 1723 berücksichtigte, wie früher gezeigt 
wurde, in diesem Punkte zwar die Interessen der Arbeit- 
geber, aber doch auch die der Arbeiter. Ein späteres 
Gesetz vom 3. August 1739*), welches sich auf die 
Bestrafung der Fabrikarbeiter bezog, und welches von dem 



1) § 6 des Ges. vom 7. Januar 1736. 

2) § 5 des Ges. vom 7. Januar 1736. 

3) Nr. 7866 (S.U.) 3. August 1739. 
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Senate auf Vorschlag des Commerz-Collegiums erlassen 
wurde, verschärfte formell noch die Strafen; es verur- 
theilte mit Deportation nach Sibirien alle diejenigen, 
welche der Trunksucht, des Würfel- oder Kartenspiels 
sich schuldig gezeigt haben, mit dem (eigentlich ganz 
überflüssigen) Zusätze, dass, wenn die Verurtheilung auf 
Grund der Anklage und auf Verlangen der Fabrikanten 
geschah, die Deportation auch auf seine eigene Kosten 
stattfinden sollte. Es ist klar, dass bei solcher Einrich- 
tung die Ankläger kaum zu finden waren ; dadurch wurde 
dann freilich materiell die Schärfe des Gesetzes etwas ab- 
gestumpft. 

Das Gesetz bezog sich aber, wie oben erwähnt, nicht 
bloss auf Fabrikarbeiter und die Regelung des Verhält- 
nisses derselben zu den Arbeitgebern; es enthielt noch 
besondere Bestimmungen über die Fabrikanten. 

1. Ausdrücklich wurde angeordnet, dass eine üeb er- 
wachung der einzelnen Fabriken und Fabri- 
kanten stattfinden, die ganze Thätigkeit der letzteren, 
auch der Zustand ihrer Fabriken fortlaufend durch das 
Commerz-CoUegium controlirt und darüber regelmässig an 
den Senat berichtet werden sollte ^). 

2. Insb esondere sollte constatirt werden 
durch das Commerz-CoUegium, wieviel jeder Fabrikant 
eigenes Capital in seiner Fabrik angelegt, welche 
Darlehen er von der öflFentlichen Casse bekommen habe, 
femer wieviel Waaren jede Fabrik jährlich anfertige 
u. s. w. ^). 

3. Nachlässige Fabrikanten, ebenso die- 



1) § 10 des Ges. vom 7. Januar 1736. 

2) § 10 des Ges. vom 7. Jannar 1736. 

8* 
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jenigen, welche sich für Fabrikanten ansgaben, 
um die Vorrechte des Fabrikstandes zu geniessen, welche 
nur zum Schein an Fabriken betheiligt waren, oder die 
Fabrikation als Nebengewerbe trieben, sollten aus dem 
Fabrikherrenstande ausgeschlossen und aller Vorrechte 
dieses Standes verlustig erklärt werden ^). Ja, nach einer 
späteren Verordnung vom 15. Juli 1740 ^) sollten sogar 
deren Fabriken mit den Dörfern confiscirt, das ganze aus- 
gebildete Fabrikpersonal auf andere Fabriken vertheilt 
und die gemeinen Arbeiter jedem, der sie begehrte imd 
zu landesüblichem Kaufpreise zu kaufen bereit war, ver- 
kauft werden. 

4. Iwan IV. (1740—1741.) 

Anna Iwanowna ernannte (1740) den Sohn ihrer 
Nichte, der Herzogin von Braunschweig, den erst 1739 
geborenen Iwan Antonowitsch zu ihrem Nachfolger. Die 
Regentschaft sollte Annas Günstling Biron führen , aber 
da dieser gleich nach dem Tode der Kaiserin durch den 
Grafen Münich gestürzt wurde, übernahm die Mutter des 
Czaren Anna Leopoldowna die Regentschaft. Nur ein 
Jahr dauerte Iwans IV. Regierung. Peters I. Tochter 
Elisabeth stürzte dieselbe und machte sich am 6. Dezember 
1741 zur Kaiserin. Aber während dieser kurzen Regie- 
rung wurde ein umfangreiches Gewerbegesetz 
erlassen, das sich zwar nur auf die Tuchfabriken 
bezog, aber doch auch als Spezialgesetz, namentlich durch 
eine in jener Zeit sonst nicht hervortretende Fürsorge för 
die Interessen und das Wohl der Fabrikarbeiter über dem 



1) § 10 des Ges. vom 7. Januar 1786. 

2) Nr. 8176 (Kabin.-Ordre) 15. Juli 1740. 
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Niveau der russischen Eulturentwickelung stand. Das 
Verdienst dieses Werkes wird man wohl dem Grafen von 
Münich zuschreiben können. Münich hatte schon im Jahre 
1740 bei der Kaiserin Anna für die Verbesserung der 
Tuchfabriken plaidirt. Nach dem Sturze Birons ans Ruder 
der Regierung gekommen, nahm er sich der Angelegen- 
heit energisch an. Das Gesetz wurde freilich erst er- 
lassen, als er nicht mehr Minister war, aber die Com- 
mission, aus deren Berathungen das Gesetz hervorging, 
wurde auf seine Anregung eingesetzt und erhielt jeden- 
falls noch von ihm für ihre Arbeiten die Directive. 

Am 27. Januar 1741 wurde durch Cabinetsordre eine 
Commission gebildet, um die Verhältnisse der Tuch- 
fabriken, die trotz aller bisherigen Massregeln nicht ge- 
deihen wollten und fortwährend zu Klagen Anlass gaben, 
zu prüfen. 

Nachdem die Commission die thatsächlichen Zustände 
der Fabriken untersucht hatte und auf Grund dieser Un- 
tersuchungen gegen einzelne Fabrikanten mit Strafinass- 
regeln vorgegangen war — so wurde z. B. die Fabrik 
eines Polujarostawzow wegen der Unordnung, die in der- 
selben herrschte, in Staatsbetrieb genommen — formulirte 
die Commission zunächst einige dringliche Vorschläge^) 
und arbeitete dann den speciellen Gesetzentwurf 
aus. Jene Vorschläge waren 1. dass man den Fabri- 
kanten nach der Lieferung des Tuches für die Militär- 
verwaltung unmittelbar das Geld auszahle, 2. dass man vom 
Auslande tüchtige Bracker zur Beaufsichtigung der Fabriken 
verschreibe und 3. dass man verschiedene Uebelstände, 



1) Nr. 8440 Reglement für Tuchfabriken. 2. Sept. 1741. (ß. XL 
483—486.) 
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welche auf den Fabriken verbreitet waren, wie z. B. sehr 
langsame Arbeit, hohe Preise, schlechte Waaren u. s. w. 
theils auf dem Wege der gesetzlichen Reglementation, 
theils durch Beförderung der Schafzucht und Einfuhrung 
einer Aufsicht über dieselbe beseitige. Die Beförderung 
der Schafzucht insbesondere sollte nach der Commission 
in der Vertheilung von Prämien für neu entstehende 
Zuchtanstalten in den Gouvernements, wie Tambow, Sim- 
birsk, Ukraina und anderen, welche am besten fär die 
Schafzucht geeignet waren, geschehen. Die Commission 
meinte, dass man durch eine solche Massregel die Quan- 
tität der im Inlande producirten Wolle erheblich ver- 
grössern und dadurch den Preis, welcher 2 Rubel und 
mehr per Pud, oder 40 Pfund betrug, erniedrigen könnte. 
Femer sollten Vorschriften über die Zeit, in welcher die 
Schafe zu scheeren seien, über die Reinheit der auf dem 
Markte erscheinenden Wolle, über die Sorten, welche als 
die für Russland geeignetsten zu produciren seien , und 
über die zwangsweise Einführung von »Brakern« oder 
Schaumeistern d. h. technisch gebildeten Specialisten zur 
besseren Aufsicht und Cfentrole der WoUproduction und 
zum Wracken des gefertigten Tuches , erlassen werden. 
Die Kosten für die Unterhaltung der Braker sollten durch 
die Fabrikanten selber bestritten werden; es wurde zu 
diesem Zweck von der Commission eine Abgabe von 10 
Kopeken für je ein Stück Tuch empfohlen. 

Die wichtigste und erfolgreichste Arbeit der Com- 
mission war aber die Ausarbeitung des »Reglements« 
und der »Arbeitsnormen« für die Tuch- und 
Karaseifabriken. Dieselben wurden vom Ministerium 
und der Regentschaft mit einigen Modificationen genehmigt 
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und als Ukas vom 2. September 1741*) ver- 
öffentlicht. 

Das Gesetz ist eine obrigkeitliche Regelung 
der Verhältnisse der Tuchfabriken bis ins Detail und 
in einem Grade und Umfang, wie sie in dem von uns 
behandelten Zeitraum sonst auch nicht entfernt vorkommt. 
Mit demselben bezweckte man in erster Reihe die Her- 
stellung guter Fabrikate und eine für den inländischen 
Bedarf nach Quantität und Qualität genügende Produktion, 
um vom Auslande unabhängig zu sein. Aber man wollte 
zugleich Zucht und Ordnung , woran 'es sehr fehlte , in 
den Fabriken herstellen. Indess wenn man auch zu diesem 
Zweck strenge Vorschriften gegen die Arbeiter erliess, so 
suchte man doch andererseits auch deren Interessen zu 
wahren und für ihr Wohl zu sorgen. 

Das Reglement enthält im Allgemeinen die Zwangs- 
vorschriften gegen die Fabrikanten; es betrifft 
die Einrichtung der Fabriken, die Art der Fabrikation, 
insbesondere die Qualität der Waaren , die baulichen 
und andere Einrichtungen im Interesse der Arbeiter; 
gibt den Fabrikanten aber auch zugleich Betriebslehren. 
Die Arbeitsnormen enthalten im Wesentlichen die 
Zwangsvorschriften gegen die Arbeiter und 
regeln die Arbeitsverhältnisse derselben. 

I. Wir wenden uns zunächst zu der Darstellung des 
Inhalts des Reglements, indem wir die in ihm plan- 
los durcheinander gewürfelten Bestimmungen nach den 
Zwecken, die sie verfolgten, gruppiren. 

A. Die Vorschriften für den Betrieb und die 



1) Nr. 8440. Reglement f&r Tuchfabriken 2. September 1741. 
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Waaren im direkten Interesse der Fabrikation 
waren folgende: 

1. Tuch sollte in den Fabriken nur nach bestimmten 
Mustern angefertigt werden. Länge und Breite 
wurden ausdrücklich gesetzlich vorgeschrieben. Jene 
sollte 25 Arschin, diese 2 Arschin betragen. Die Länge 
des Earaseistoffes wurde gesetzlich auf 60 Arschin 
festgestellt ^). Seine Breite sollte zwischen IV* Arschin 
und 3 Werschkow differiren, je nach der blauen oder 
rothen Farbe des Stoffes. Wollenstoffe, welche nicht nach 
den gesetzlich vorgeschriebenen Mustern und diesen Be- 
stimmungen fabricirt waren, oder welche sich bei der 
Prüfung als unsolid erwiesen, sollten confiscirt werden; 
ausserdem sollten die Fabrikanten noch zu einer Geld- 
strafe verurtheilt werden ^). 

2. Die von den Arbeitern hergestellten 
Waaren sollten unmittelbar nach der Beendigung der- 
selben durch die Aufseher oder Schaumeister geprüft, 
die schlechte Arbeit mit Geldbussen bestraft werden. Die 
Verantwortlichkeit des Arbeiters hörte auf, nachdem die 
Arbeit in andere (weitere) Hände übergeben wurde ^). 



1) Rohe Karaseigespinnste wurden aus tscherkessischer Wolle 
vielfach von armen Leuten hergestellt und verkauft. Diesen Leuten 
sollte durch die Fabrik diese Production und der Absatz dieser 
Waaren nicht entzogen werden. Es wurde aber denselben vorge- 
schrieben, dass die Stücke eine Länge von 8, 9, 10 und 11 Arschin 
haben sollten (§ 10 des Reglm. vom 2. Sept. 1741). 

2) § 8 des Regl. vom 2. Sept. 1741. 

3) § 11 des Regl. vom 2. Sept. 1741. Die Strafgelder sollten 
in der Weise vertheilt werden, dass ein Theil, und zwar die Hälfte, 
den Fabrikanten überwiesen wurde als Entschädigung für das 
durch die Arbeiter verdorbene Material; die zweite Hälfte wurde 
theils für die Zwecke des Hospitals, (s. oben S. 123. B. 4), 
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3. Es wurde weiter vorgeschrieben, dass die Pabrik- 
räume am Tage hell, und früh Morgens wie Abends 
durch eine besondere Art von Lampen ausreichend be- 
leuchtet sein sollten. Die Zahl der Lampen sollte der Grösse 
des Raumes entsprechen. Man hatte weiter für die Rein- 
lichkeit zu sorgen. Zimmer , Geräthe und Instrumente 
mussten nach Beendigung der täglichen Arbeit, gekehrt, 
geputzt und gewaschen werden. Mit den Arbeiten, welche 
feucht und deswegen leicht zu besdimutzen waren, sollte 
man sehr sorgfältig umgehen *). 

4. Um den continuirlichen Fortgang des 
Betriebes zu sichern, hatten die Fabrikherren für einen 
ausreichenden Vorrath von Wolle, Farben und anderen 
Materialien und von Instrumenten zu sorgen. Wenn die 
Arbeiter wegen des Mangels an Materialien ihre Arbeit 
nicht weiter führen konnten und eine Zeit lang müssig 
bleiben mussten, so war der Fabrikant verpflichtet, ihnen 
den vollen Lohu wie gewöhnlich auszuzahlen, als ob sie 
die ganze Zeit in seiner Fabrik beschäftigt gewesen 
wären ^). Erscheint diese Vorschrift einerseits als eine 
Strafmassregel gegen den Fabrikanten, so war sie anderer- 
seits zugleich ein Act der Fürsorge für die Arbeiter, um 
sie gegen die Nachlässigkeit ihrer Arbeitgeber zu schützen. 

5. Die Werkzeuge sollten im guten Zustande in 
jeder Fabrik vorhanden sein. Die alten und abgenutzten 
sollten durch neue ersetzt werden. Die Arbeiter wurden 
für Werkzeuge und Instrumente , die durch ihre Schuld 



theils zur Belohnung der tüchtigeren und fleissigeren Arbeiter ver- 
wendet 

1) §§ 1 und 3 des Regl. vom 2. September 1741. 

2) § 4 des Beglements vom 2. September 1741. 
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und Sorglosigkeit yerdorben oder vor der Zeit abgenutzt 
würden, yerantworÜich gemacht '). 

6) Ausdrücklich wurden für jede Fabrik zwei 10 Ar- 
schin lange Tische vorgeschrieben; einer für das rohe, 
der andere für das schon gefärbte Produkt *). 

7. Auch bezüglich der Tuchfärberei enthält das 
B^lement eine Bestimmung. Bisher waren regelmässig 
die Färbereien mit den Tuchwebereien verbunden 
und bildeten einen Bestandtheil der Tuchfabriken. Das 
Reglement schrieb jetzt eine Trennung vor, wenigstens 
für Städte, in denen mehrere Tuchfabriken vorhanden 
waren. Hier sollten besondere Färbereien auf gemein- 
same Rechnung gegründet werden. Diese Trennung der 
Weberei und Färberei sollte bewirken, dass bessere Fa- 
brikate geliefert würden : in den Webereien , weil die 
Fabrikanten, in der Beschränkung auf einen Betrieb, diesem 
jetzt mehr Zeit und Sorgfalt zuwenden konnten; in den 
Färbereien, weil man hoffte, dass besser ausgebildete Per- 
sonen die Leitung übernehmen würden. Auch hoffte man, 
dass durch diese Trennung die Produkte billiger herge- 
stellt werden würden ^). 

8. Vorgeschrieben wurde auch eine ordentliche imd 
ausführliche geschäftliche Buchführung. Am Schlüsse 
jedes Jahres sollte die Generalrechnung aufgemacht, und, 
falls sich die Fabrik im Besitz einer Genossenschaft be- 
fände, sollten deren Resultate zur Kenntniss aller an der 
Gesellschaft Betheiligten gebracht werden, damit diesen 
eine Controle und die Orientirung über den Geschäfts- 



1) § 4 des Reglements vom 2. September 1741. 

2) § 4 des Reglements vom 2. September 1741. 

3) § 9 des Reglements vom 2. September 1741. 
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gang, insbesondere über die Höhe des Gewinnes resp. des 
Verlustes ermöglicht würde ^). 

9. Als Meister sollten nur Personen angestellt 
werden, welche von dem Commere-CoUegium ein Zeugniss 
als Meister erhalten hätten ^). 

B. Im Interesse der Arbeiter wurde vorge- 
schrieben : 

1. Dass die Arbeiter in den Arbeitsräumen 
weder durch Kälte noch durch Regen leiden durften und 
die Bäume auch hell und rein seien ^). 

2. Die Webstühle sollten in genügender Entfer- 
nung von einander aufgestellt sein *). 

3. In unmittelbarer Nähe der Fabriken sollten ferner 
für die Arbeiter, Aufseher und Meister, kasernenartige 
Wohnungen gebaut werden, damit diese Leute nicht 
so weite Wege zu machen hätten, auch durch gemein- 
same Wirthschaft in den Kasernen die Unterhaltung der- 
selben billiger und bequemer würde, die Arbeiter über- 
dies besser beaufsichtigt werden könnten ^). 

4. In Verbindung mit diesen Kasernen sollten Ho- 
spitäler eingerichtet werden, um in ihnen Kranke zu 
pflegen und bei ansteckenden Krankheiten die Kranken 
von den Gesunden zu trennen ®). 

5. Den Fabrikanten wurde ausdrücklich anbe- 
fohlen, Arbeiter die ihre Pflichten erfüllen, nicht zu 
beleidigen, überhaupt ihre Arbeiter gut zu behandeln 

1) § 12 des Regl. vom 2. September 1741. 

2) § 11 des Regl. vom 2. September 1741. 

3) § 1 des Regl. vom 2. September 1741. 

4) § 2 des Regl. vom 2. September 1741. 

5) § 6 des Regl. vom 2. September 1741. 

6) § 6 des Regl. vom 2. September 1741. 
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und ihnen pünktlich den verdienten Lohn auszu- 
zahlen. Da constatirt wurde, .dass allgemein die Ar- 
beiter und Meister schlecht gekleidet waren, eine grosse 
Zahl von ihnen kein ganzes Hemd trugen, wurden die 
Fabrikanten angewiesen für ihr Fabrikpersonal ordent- 
liche Kleidungsstücke in gleicher Art anzuschaffen, 
die, wie beim Militär für einen bestimmten Zeitraum aus- 
zuhalten hätten, und den hierfür verauslagten Betrag all- 
mählig ratenweise vom Lohn abzuziehen ^). 

6. Wie früher wurde verboten Arbeiter ohne Pässe 
in den Fabriken anzunehmen ^). 

7. Eine kupferne Fabrikglocke sollte für die 
Arbeiter das Zeichen zum Beginn und Ende der Arbeit 
geben *). 

C. Um die Feuersgefahr zu verringern, sollten 
die Fabriken entsprechend solid gebaut und eingerichtet, 
überdies in ihnen ein Feuerwehrdienst organisirt 
sein. Meister, Aufseher und Arbeiter sollten nach ihren 
Fähigkeiten und Kräften für diesen Dienst in bestimmte 
Abtheilungen gegliedert sein. Nachts sollten regelmässige 
Visitationen (2—3) der Fabrikgebäude, auch im Innern, 
von der Feuerwache stattfinden ; die Thüren der Arbeits- 
räume waren zu diesem Zwecke mit kleinen runden, oder 
viereckigen Fenstern zu versehen *). 

Den Fabrikanten wurde das Recht gegeben im In- 
teresse ihrer persönlichen Sicherheit im Nothfalle eine 
Militärwache zu fordern **) , eine Bestimmung , die 

1) § 11 des Regl. yom 2. September 1741. 

2) g 11 des Regl. vom 2. September 1741. 

3) § 6 des Regl. vom 2. September 1741. 

4) § 6 des Regl. vom 2. September 1741. 

5) § 6 des Regl. vom 2. September 1741. 
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beweist, dass, trotz aller obrigkeitlichen Reglementation 
und Strenge, Strikes und Aufstände in den Fabriken vor- 
kamen, die mit Lebensgefahr für die Fabrikanten ver- 
bunden waren. 

D. Ausser diesen Bestimmungen enthält das Regle- 
ment auch noch Lehren für die Fabrikanten, wie 
sie ihre ökonomische Lage verbessern könnten. 
Es wurde ihnen Sparsamkeit, Sorge für tüchtige Meister, 
die man am besten vom Auslande sich verschriebe ^), Sorge 
für fleissige Arbeiter und gute Arbeitsinstrumente (6e- 
räthe, Werkzeuge, Maschinen) empfohlen. Insbesondere 
wurde ihnen auch anempfohlen, inländische Rohmaterialien 
zu verarbeiten; es wurde ihnen der Vortheil vorgeführt, 
den sie aus der Benutzung der billigeren und frischeren 
inländischen Rohstoffe hätten, aber auch darauf hinge- 
wiesen, dass diese Verwendung zugleich die nationale 
Produktion befördere und den Volksreichthum steigere, 
da das Geld dafür im Inlande bliebe ^). 

Dies sind die wesentlichsten Bestimmungen des Reg- 
lements. 

II. In der Einleitung zu den Arbeitsnormen wird 
ausdrücklich bemerkt: >da verschiedene den Interessen, 
wie auch den Wünschen der Fabrikbesitzer widersprechende 
und sehr schädliche Unordnungen, grosse Zügellosigkeit 
und ungewöhnliche Frechheit eingerissen sind , so zeigt 
sich, um den schlimmen Folgen vorzubeugen, das drin- 
gendste Bedürfniss für die Meister und Arbeiter Normen 
über ihre Pflichten zu erlassen und gesetzlich ihre Löhne 
festzustellen«. 



1) §§ 5 und 11 des Reglements vom 2. September 1741. 

2) § 5 des Reglements vom 2. September 1741. 
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Die Bestimmungen sind im Einzelnen fol- 



1. Die Arbeitszeit wurde gesetzlich normirt. Die 
Dauer des Arbeitstages wurde während der Sommermonate 
d. h. vom 1. März bis zum 1. Oktober auf 17 Stunden, 
von i Uhr Morgens bis 9 Uhr Abends mit einer zwei- 
stündigen Mittagspause von 10—12 Uhr und während der 
Wintermonate (Januar, Februar, Oktober, November, 
December) auf 16 Stunden, von 4 Uhr Morgens bis 8 Uhr 
Abends mit einstündiger Mittagspause festgesetzt. Die 
gesetzliche effektive Arbeitszeit betrug also 15 Stunden. 
Diese Arbeitszeit erscheint eine inhumane, aber für die 
Würdigung der Bestimmung ist zu berücksichtigen, dass 
sie nur für die fünf ersten Wochentage galt. Sonnabends 
musste die Arbeit schon um 12 Uhr aufhören. Ferner 
wurde an Sonn- und Feiertagen nicht gearbeitet ^). Die 
effektive Arbeitszeit betrug also in einer Woche, in der 
an sechs Tagen gearbeitet wurde, 83 Stunden. Erwägt 
man dazu , dass die Zahl von Feiertagen , welche auf 
Wochentage fielen, damals eine ziemlich erhebliche war, 
so dürfte die durchschnittliche Zahl der nach diesem Ge- 
setze inne zu haltenden Arbeitsstunden im Jahr schwer-* 
lieh höher gewesen sein , als sie damals in den Fabriken 
im westlichen Europa üblich war. Vor Beginn der täg- 
lichen Arbeit wurde auf der Fabrik ^/a Stunde lang ge- 



1) Die Arbeitsnormen enthalten nicht direct das Verbot der 
Sonntags- und Feiertagsarbeit. Aber dass an Sonn- und Feier- 
tagen nicht gearbeitet werden darfte, ergibt sich aus der Bestim- 
mung , dass die Fabriken Sonnabends um 12 Uhr zu schliessen 
waren und aus den Bestimmungen üoer die Feuerwache an Sonn- 
tagen. 
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läutet, am Schluss der Arbeit — eine V* Stunde. Das 
Zuspätkommen der Arbeiter wurde bestraft, aber erst, 
wenn die Verspätung über Va Stunde betrug. Die Strafe 
war beim ersten Male — strenger Vorwurf; beim zweiten 
— Abzug eines kleinen Theiles des Tagelohnes, welcher 
dem Verdienste einer Stunde Arbeitszeit entsprach; beim 
dritten Male — das doppelte dieser Summe ; beim vierten 
und allen folgenden Malen in einem Jahr — die Hälfte 
des ganzen Tagelohnes. Mit dem Anfange jedes neuen 
Jahres begann die Strafe wieder mit einem einfachen 
Vorwurfe ^). 

2. Es wurde ein Arbeitszwang insofern statuirt, 
als verboten wurde, ohne zwingende Ursache die Arbeit 
zu versäumen. Der Arbeiter bedurfte dazu der Erlaub- 
niss des Fabrikanten. Andernfalls wurde er bestraft, und 
zwar beim ersten Male mit einer Geldstrafe, deren Höhe 
dem Verdienste der versäumten Arbeit gleich war, im 
Wiederholungsfalle mit der doppelten Geldstrafe und 
ausserdem mit Prügelstrafe ^). 

3. Bezüglich der Beschäftigung von Ehefrauen 
wurde folgendes bestimmt: Es wurde unterschieden zwi- 
schen den Frauen von Meistern und Arbeitern und den 
Frauen von Leibeigenen. 

Die ersteren sollten nur dann in der Fabrik be- 
schäftigt werden dürfen, wenn sie es selber wünschten 
und in diesem Falle sollten sie gleiche Löhne wie die 
männlichen Arbeiter erhalten *). Die Beseitigung jedes 



1) § 1 der Arbeiter-Normen vom 2. September 1741. 

2) § 5 der Arbeiter-Normen vom 2. September 1741. 

3) Die Regierung wünschte nicht die Fabrikarbeit dieser 
Frauen, wollte sie aber doch nicht ganz verbieten, dagegen die 
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Arbeitszwanges für diese Frauen wird in dem Gesetz selbst 
mit den Pflichten, die sie in ihrer Familie und in ihrer 
Hauswirthschaft zu erfüllen haben, motivirt. 

Für die letzteren galt diese Bestimmung nicht, üeber 
ihre Arbeitskraft konnte der Fabrikherr frei verfügen ^). 

4. Die Arbeiter wurden gesetzlich zu Minimal- 
leistungen verpflichtet, so die Spinner zu 1^2 bis 4 
Pfund, je nach der Art des Gespinnstes, die Weber zu 4 
Arschin täglich u. s. w. ^). •* 

5. Das Gesetz normirte auch die Löhne. Die- 
selben sollten theils Stück- und Gewichtslohne, theils 
Zeit- resp. Jahreslöhne sein, erstere vorzugsweise für die 
Fabrikarbeiter, letztere für Meister und Aufseher. 

Der jährliche Gehalt der Meister, welcher die Auf- 
sicht über die Weber führte, wurde auf 50 Rubel, der 
der anderen Meister auf 36 Rubel festgesetzt, der ihrer 
Gehülfen zwischen 18 und 25 Rubel ^). Dabei wurde be- 
stimmt, dass auf einer Fabrik mit 50 Webstühlen die 
Zahl der Aufseher ungefähr 15 (Meister und Gehülfen) 
betragen sollte *). 

Der Lohn der Spinner betrug IVs bis 3*/s Kopeken 
für je ein Pfund Gespinnst, der der Weber — 4 Kopeken 
für je einen Arschin *) u. s. w. 



Frauen vor unfreiwilliger Arbeit schützen. Durch die Bestimmungf 
bezüglich des Lohnes hatten die Fabrikanten kein Interesse, Frauen 
statt Männer zu beschäftigen. 

1) § 6 der Arbeiter-Normen vom 2. September 1741, G.S. 
B. XI. S. 504. 

2) Siehe die Arbeiter-Normen vom 2. September 1741 S. 497 
bis 498. 

3) Siehe die Arbeiter-Normen vom 2. September 1741 S. 499 ff. 

4) ibid. 

5) Siehe Arbeiter-Normen vom 2. September 1741 S. 497—498. 
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Meister wie Arbeiter, die sich durch besonderen Fleiss 
auszeichneten, sollten zu ihrem Lohn noch Extraprämien 
erhalten ^). 

6. Auch die Lohnzahlung wurde geregelt ^). Jeden 
Sonnabend sollte nach dem Schluss der Arbeit den Ar- 
beitern V* ihres wöchentlichen Arbeitslohnes ausgezahlt 
werden , der Rest nach dem Schluss der Monatsrechnung, 
wobei dann eventuell die Strafgelder in Abzug zu bringen 
seien. 

7. Die in dem Reglement den Fabrikanten auferlegte 
Pflicht, für Reinlichkeit der Fabrikräume und der 
Arbeitsinstrumente zu sorgen, wurde auch zu einer Pflicht 
der Arbeiter gemacht ^). Drei mal wöchentlich, am Diens- 
tag, Donnerstag und Sonnabend sollten die Pabrikräume 
während der Mittagszeit gut ausgekehrt und mit feuchtem 
Sande beworfen werden. Den Arbeitern wurde das Be- 
treten der Fabrik mit schmutzigen Händen, Kleidern und 
Stiefeln bei Strafe untersagt, und sie wurden für die 
Reinlichkeit der Maschinen, Werkzeuge und Geräthe aus- 
drücklich verantwortlich gemacht. 

8. Ebenso wurde auch ihnen verboten, schlechte 
Stoffe bei der Herstellung der Waaren zu verwenden 
und für schlechte Arbeit sollten sie in Geldstrafen 
verfallen, die im Wiederholungsfalle stiegen. Beim ersten 
Mal wurde ihnen die verdorbene Waare zurückgegeben 
und der Preis derselben von dem Lohne abgezogen ; die 
zweite Strafe bestand in dem Abzug des Lohnes ohne 



1) § 10 der Arbeiter-Normen vom 2. September 1741. 

2) § 10 der Arbeiter-Normen vom 2. September 1741. 
3j § 2 der Arbeiter-Normen vom 2. September 1741. 

Y. Ordega, GewerbepoUtik Basslands. g 
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Zurückgabe der Waare; das dritte Mal sollten sie ausser 
dieser Strafe noch mit Prügel bestraft werden ^). 

9. Das Spielen um Geld und das Erscheinen in 
trunkenem Zustande auf der Strasse resp. in den 
Fabriken wurde bei strenger Strafe verboten ^). 

10. Ungehorsam und Frechheit der Arbeiter 
gegen ihre Arbeitgeber wurde mit Leibesstrafe und 
mit zeitlicher Herabsetzung des Arbeitslohnes bestraft. 
Das Gesetz verbot aber die sehr schweren Strafen, wie 
die Knuten- und die Galeerenstrafe ; es erklärte dieselben 
als verderblich für die Interessen der Industrie, da durch 
die übertriebene Strenge die Unlust der Masse für das 
Gewerbe und die Flucht von den Fabriken leicht befördert 
werden könnte. Nur für den Fall, dass Arbeiter ihre 
Vorsteher thätlich misshandelten, verMngte es über die- 
selben eine strenge Leibesstrafe und dazu auf ein halbes 
Jahr eine auf Brod und Wassef beschränkte Nahrung '). 

11. Diebstahl von »geringerer Wichtigkeit« sollte 
auf der Fabrik selber bestraft, jeder andere dem Richter 
angezeigt werden *). 

12. Die Feuerwache wurde auch zu einer ge- 
setzlichen Pflicht der Meister, Aufseher und Arbeiter ge- 
macht, sie sollte von denselben in bestimmter Reihenfolge 
besorgt werden. Die nähere Organisation wurde den Fa- 
brikanten überlassen. Während der Sonn- und Feiertage 
sollte diese Wache aber verstärkt werden, wahrscheinlich 
wegen der grösseren Brandgefahr, da die Fabrikarbeiter, 



1) § 9 der Arbeiter-Normen vom 2. September 1741. 

2) § 4 der Arbeiter-Normen vom 2. September 1741. 

3) § 8 der Arbeiter-Normcu vom 2. September 1741. 

4) § 11 der Arbeiter-Normen vom 2. September 1741. 
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welche sonst auf der Fabrik arbeiteten und welche nach 
dem Beglement beim Ausbruch jedes Brandes zur Bettung 
verpflichtet und dazu entsprechend organisirt wurden, in 
diesen Tagen meistentheils abwesend waren. Hinzugefügt 
wird hierbei die eigentlich in das Reglement gehörige 
Bestimmung, dass die Löschapparate in genügender Quan- 
tität und in vollkommener Ordnung in jeder Fabrik vor- 
handen sein sollten. 

13. Streitigkeiten unter dem Fabrikpersonal 
sollte in der Regel der Fabrikherr entscheiden, aber wie 
das Gesetz ausdrücklich vorschreibt, sollte dabei »volle 
Gerechtigkeit geübt werden«. In den schwierigeren und 
complicirten Fällen, wo die Competenz der Fabrikherren 
aufhörte, oder bei Streitigkeiten zwischen ihm und dem 
Fabrikpersonal sollte das Commerzcollegium resp. die 
Manufactursection entscheiden, die Entscheidung sollte auf 
Grund eines mündlichen Verfahrens erfolgen ^). 

14. Damit sich Niemand mit ünkenntniss der ge- 
setzlichen Bestimmungen entschuldigen könnte, sollte der 
ganze ükas in der ersten Zeit nach seinem Erlass drei 
Sonnabende hinter einander, später jeden Monat einmal dem 
gesammten Fabrikpersonal vorgelesen werden *). 

Diese Bestimmungen erweisen das oben über das Ge- 
setz gefällte Urtheil. Wenn auch manche Vorschriften 
gegen die Arbeiter, welche im Interesse der Produktion und 
der Fabrikanten und um Ordnung und Zucht in den 
Fabriken zu sichern, erlassen wurden, als strenge er- 
scheinen , so lässt sich doch nicht läugnen , dass ein 
himianer Zug das Gesetz durchweht. In den Vorschriften 



1) § 7 der Arbeiter-Normen vom 2. September 1741. 

2) Siehe Gesetz vom 2. September 1741 S. 502. 
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über die freien Sonnabeudnachmittage , über die Frauen- 
arbeit, über die R^elung der Lohnzahlung, über die 
Arbeitsräume, die Arbeiterwohnungen, die Hospitäler, die 
Behandlung der Arbeiter u. s. w., zeigt sich doch unver- 
kennbar eine humane Fürsorge der Regierung für das 
Wohl der Arbeiter. Die Regierung anerkennt ihrerseits 
eine grosse Pflicht in dieser Hinsicht und bemüht sich 
dieselbe zu erfüllen. Und eben diese Seite des Gesetzes 
lässt dasselbe als eine wichtige und bedeutsame Erschei- 
nung in der Geschichte der russischen Gewerbepolitik 
hervortreten. 

Ob und wie weit die beabsichtigten Wirkungen dieses 
Gesetzes eingetreten, haben wir auf Grund des uns zur 
Verfügung stehenden Materials nicht ermitteln können. 
Die Gesetzsammlung giebt darüber keinen Aufschluss. 
Wir wissen nur das einzige, dass in den nächsten Jahren 
unter Elisabeth Petrowna die Quantität des in Russland 
producirten Tuches für die Bedürfnisse des Reiches noch 
lange nicht ausreichte ^). 

Im Allgemeinen war die Gewerbepolitik in 
diesem Zeitraum (1725 — 1742) der weiteren Entwickelung 
der durch Peter I. begründeten Industrie nicht günstig. 
Es fehlten nicht nur die starke Hand, der energische 
Wille und die staatsmännische Weisheit dieses grossen 
Fürsten, sondern es fehlte auch das Streben sich, wie er 
es als die Aufgabe des Staats hingestellt imd gethan 
hatte, die Beförderung der Industrie angelegen sein zu 
lassen und in seinem Sinn und Geist den Ausbau des von 
ihm begonnenen Werkes consequent weiter zu führen. 



1) Vgl. unten S. 135. 
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Man wich im Gegentheil vielfach von den Maximen ab, 
die die leitender^ seiner Politik gewesen waren. Der 
häufige Wechsel von R^enten und Ministem in diesem 
kurzen Zeitraum, die mehrfache und grundlose Verände- 
rung der obersten besonderen Behörde für das Gewerbe- 
wesen machten die konsequente Befolgung und energische 
Durchführung einer bestimmten Gewerbepolitik unmög- 
lich. Und die stärkere obrigkeitliche Beglementirung 
förderte weder das Entstehen neuer Fabriken, noch den 
Fortschritt der bestehenden. Die Zahl der neu gegrün- 
deten Fabriken belief sich nur auf 104, wovon auf die 
Tuchfabriken 16, auf die Seidenindustrie 15, auf die Leinen- 
industrie 20 kamen ^). 



1) Nisselowitsch a. a. 0. S. 83. 
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III. 

Die Zeit von 1741— 1762. 

1. EUsabeth Petrowna (1741—1761). 

Mit der Thron besteigerung der Kaiserin Elisabeth 
Petrowna beginnt eine Aenderung in der Gewerbepolitik. 
Dieselbe ist als eine Bückkehr zu der Politik Peter» I. zu 
bezeichnen. 

Es wurde zuerst die frühere Macht des Senates, der 
unter den Nachfolgern Peters I. an Bedeutung viel ver- 
loren hatte, wieder hergestellt. In dem Ukas vom 12. 
Dezember 1741 heisst es: »Wir befehlen, dass der diri- 
girende Senat seine frühere Kraft in der Verwaltung des 
Innern habe, wie es unter Peter I. war, und dass man 
allen Instructionen und Ukasen Peters I. streng folge c ^). 
Ebenso wurde im Jahre 1742 das frühere Manufactur- 
Collegium wieder hergestellt^). Das neue Manufactur- 
CoUegium erreichte freilich nicht wieder seine frühere 
Bedeutung, »der Schwerpunkt der Fabrikverwaltung unter 
Kaiserin Elisabeth blieb ausschliesslich im Senate liegen« ; 
jenes CoUegium wurde nur zu einem vollziehenden und 
beaufsichtigenden Organe ^). Auch die unter Katharina L 

1) Nr. 8480 (KU.) 12. Dez. 1741. 
2J Nr. 8543 (K.Ü.) 7. April 1742. 
3) Nisselowitsch a. a. 0. S. 74. 
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abgeschafften Magistrate wurden wiederum eingerichtet in 
derselben Organisation und mit denselben Au%aben und 
Befugnissen, welche Peter I. 1722 ihnen gegeben hatte ^). 

Auf dem Gebiete der Gewerbegesetzgebung enthält 
die Gesetzsammlung allerdings nur wenige, immerhin aber 
doch für eine neue Politik charakteristische Bestimmungen. 

Es wurden wieder Verbote erlassen, ausländisches 
Tuch und andere Kleidungsstoffe, wollene wie seidene, 
nach Russland einzuführen , und mehrmals wurde den 
Staatsorganen befohlen für Vermehrung der Tuchfabriken 
und für die Verbesserung der Technik in denselben zu 
sorgen ^). Diese ükase beweisen , dass , trotz der weit- 
gehenden Instruction von 1741 , die Tuchproduction in 
Russland noch nicht so weit war, um die Bedürfnisse des 
Volkes und der Armee befriedigen zu können. Zur Siche- 
rung der Güte der Waaren wurden durch einen ükas 
von 1744 die Fabrikanten verpflichtet, jedes Stück Tuch, 
das aus ihren Fabriken herausging, zu stempeln. Der 
Stempel musste den Namen des Fabrikbesitzers und des 
Ortes der Fabrik enthalten ^). 

Im Jahre 1-751 verbot der Senat ohne Genehmigung 
des Manufactur-CoUegiums Fabriken anzulegen *) ; den 
Gründern neuer Fabriken versprach er zahlreiche Privi- 
legien zu geben ^). 

Mehrmals gab der Senat den Fabrikanten bedeutende 
Geldunterstützungen aus der Staatskasse. So befahl er 



i; Nr. 8734 21. Mai 1743 und Nr. 9208 (S.U.) 19. Sept. 1745. 

2) Nr. 8684. 8741. 8885. 8895. 8982. 9072. 9141 etc. 

3) Nr. 8895 (S.U.) 13. März 1744 u. Nr. 10130 (S.U.) 12. Aug. 1753. 

4) Nr. 9889 (S.U.) 15. Oktober 1751. 

5) Semenow a. a. 0. B, I. S. 218. 219, 
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z. B. im Jahre 1758 dem Gründer der Strumpfseiden- 
manufactur in Petersburg, dem Kaufmann Müller, 20 000 
Rubel auf 10 Jahre auszuzahlen ^). 

Man liess sich auch wieder die Berufung geschickter 
Meister vom Auslande angelegen sein. Im Jahre 1753 
wurde vom Senat den Seidenfabrikanten befohlen, fremde 
Färber und Zeichner in ihre Fabriken zu rufen ^) , und 
1761 wurde auch allen übrigen Fabrikanten zur Pflicht 
gemacht, ausgebildete Meister vom Auslande zu ver- 
schreiben. Die russischen Gesandten, wie z. B. Graf 
Tschernyschew in Paris und andere, wurden angevnesen, 
denjenigen Meistern, welche zur Reise nach Russland sich 
bereit zeigten, die Bedingungen kund zu thun, unter wel- 
chen sie in den russischen Fabriken angenommen werden 
wurden *). 

Auch bezüglich der Fabrikarbeiter wurden Bestim- 
mungen mehr im Geiste Peters I. erlassen. Entgegen 
dem ükas vom 7. Januar 1736 sollten nach einem Ukas 
vom 27. Juli 1744 die Bauern fortan nicht mehr einzeln, 
sondern nur dorfweise in die Fabriken verkauft werden, 
»damit sie«, wie sich das Gesetz ausdrückt, »nicht von den 
Fabriken heim fliehen« ^). Da man bemerkt hatte , dass 
oft in den einzelnen Fabriken eine im Verhältniss zu dem 
Bedarf zu grosse Zahl von Fabrikarbeitern vorhanden war, 
so wurde 1752 dem Manufactur-CoUegium befohlen , für 
die einzelnen Fabriken die Zahl der zulässigen Arbeiter 
festzustellen ^). In den zu den Fabriken gehörigen Dörfern 

1) Nisselowitsch a. a. 0. S. 80. 

2) Nr. 10129 (S.U.) 12. August 1753. 

3) Nr. 11379 (S.U.) 13. Dezember 1731. 

4) Nr. 9004 (K.U.) 27. Juli 1744. 

5) Nr. 9954 (S.U.) 12. März 1752 u. Nr. 10147 (S.U.) 5. Nov. 1753. 
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wurde ebenso das Zahlenverhältniss zwischen den eigent- 
lichen Fabrikarbeitern und denjenigen, welche die Land- 
wirthschaft treiben sollten, obrigkeitlich normirt. In den 
Seidenmanufacturen durfte nur V* , in den Tuch- , Lein- 
wand-, Hutfabriken und anderen ^/s der ganzen Dorfbe- 
völkerung beschäftigt werden. Die übrigen Bauern sollten 
ihren Boden bebauen ^). Auch bezüglich der Befreiung 
des Fabrikpersonals von Staatsabgaben und Staatsdiensten, 
wurden Aenderungen vorgenommen. Seit der Volkszäh- 
lung von 1743 hatte man den Fabrikunternehmem eine 
Art von Gewerbesteuer auferlegt, welche sich nach der 
Zahl der Fabrikarbeiter richtete. »Da den Besitzern von 
Fabriken und Manufacturen ein Gewinn von ihren Leib- 
eigenen fliesst« , so sollten sie seitdem für je einen Ar- 
beiter 70 Kopeken Steuer zahlen ^). 1754 wurde die 
Freiheit der Fabrikarbeiter von dem Militärdienst aufge- 
hoben ; es wurde jetzt jede Staats- wie Privatfabrik ver- 
pflichtet, einen Mann auf 100 für das Heer zu liefern ^). 
Es ist noch von Interesse, ein Gesetz von 1754, das 
sich eigentlich mittelbar auf den Waldschutz bezog, zu 
erwähnen, durch welchen verboten wurde, diejenigen Fa- 
briken, die viel Brennmaterial verlangten (wie z. B. Glas- 



1) Nr. 9954 (S.U.) 12. März 1752 u. Nr. 10147 (S.U.) 5. Nov. 1753. 

2) Nr. 8836 § 5 (K.U.) 16. Dezember 1743. In dem Ukas ist 
allerdings diese Steuer eine Kopfsteuer genannt. Aber da dieselbe 
auf die leibeigenen Arbeiter auferlegt wurde, weil, wie das Gesetz 
behauptet, die Fabrikanten Gewinn aus ihrer Arbeit 
zogen, was dasselbe bedeutet , dass diese Steuer auf die letzten 
umgewälzt und von ihnen erhoben wurde, so glauben wir uns 
nTcht zu irren, der neuen Steuer den Namen der Gewerbesteuer 
zu geben. 

3) IJr. 10336 (K.U.) 21. November 1754. 

9* 
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fabriken und andere) 200 Werst rings um Moskau anzu- 
legen ^). 

2. Peter IIL (1761—1762). 

Peter IIL, Enkel Peters I. und Sohn Anna's, der Ge- 
mahlin Herzogs von Holstein Gottorp, wollte »in Allem« 
der Politik seines Grossvaters folgen, wie er sich in seinem 
Manifest vom 25. Dezember 1761 ausdrückte. Auf dem 
Gebiete des Gewerbewesens wurde während seiner kurzen 
Regierung wenig geändert. Von gewerbegesetzlichen Be- 
stimmungen sind nur zwei nennenswerth : durch Ukas 
vom 29. März 1762 verbot Peter III. die leibeigenen 
Bauern sowohl einzeln wie dorfweise an Fabriken zu 
kaufen. Die Pabrikarbeit durfte seitdem durch Tage- 
löhner bestritten werden ^) und am 20. April desselben 
Jahres wurde eine besondere Ordnung im Bezug auf die 
Vererbung von Fabriken erlassen. Wenn ein verstorbener 
Fabrikant nur eine Fabrik und mehrere Erben hinterliess, 
so sollte der älteste Erbe die übrigen mit Geld entschä- 
digen. Falls aber der älteste nicht im Stande war, solche 
Entschädigung vollzuzahlen, so durfte man einen von den 
jüngeren nicht hindern, die Fabrik unter denselben Be- 
dingungen in seinen Besitz zu nehmen ^). 

Die Wendung zu der Politik Peters I. , die weniger 
in neuen Gesetzen als darin, dass die Staatsverwaltung 
wieder energischer nach den Grundsätzen Peters I. sich 
der Förderung der Industrie annahm, ihren Ausdruck 



1) Nr. 10914 (KU.) 30. August 1754. 

2) Nr. 11490 (S.U.) 29. März 1762. 

3) Nr. 11511 (S.u.) 20. April 1762. 
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fand, blieb nicht erfolglos. Während der 20jährigen Re- 
gierung der Kaiserin Elisabeth Petrowna und der kurzen 
Regierung Peters III. wurden 335 neue Fabriken angelegt, 
wovon die grösste Zahl auf die Leinwand-, Tuch- und 
Seiden-Manufacturen kommt ^). 

Mit dem Jahre 1762 schliesst die mit Peter I. be- 
ginnende mercantilistische Periode der russischen Gewerbe- 
politik; die in diesem Jahre auf den russischen Thron 
gelangte Kaiserin Katharina IL gab, unter dem Einfluss 
der Ideen der französischen naturrechtlich-philosophischen 
Schule ihrer Wirthschaftspolitik und speciell ihrer Ge- 
werbepolitik ein antimercantilistisches Gepräge. 



1) Nisselo witsch a. a. 0. S. 83; Schnitzler a. a. 0. S. 469. 
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